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Klare Ziele — gute Aussichten

Berufliche Integration vom Assessment
bis zur Zeitarbeit

Aktuell engagiert sich das bfw bundesweit in tber
40 Justizvollzugs- und Jugendanstalten fiir die be-
rufliche Integration Strafgefangener.

Eine Vielzahl von MaBnahmen, die jetzt im Rahmen
eines umfassenden Wiedereingliederungsmanage-
ments in den Vordergrund riicken, hat das bfw in
enger Zusammenarbeit mit der Justiz entwickelt
und in die Praxis umgesetzt. Das Spektrum der bfw-
Angebote umfasst alle Phasen der Aufnahme und
Integrationsplanung, der Qualifizierung und des
Ubergangsmanagements, von der Kompetenzana-
lyse bei Haftantritt bis hin zur Begleitung wahrend
der ersten Monate im (Arbeits-) Leben ,draulen”.

Um alles erfolgreich durchfiihren zu kénnen, sind
neben den externen Partnern auch interne Netz-
werke besonders wichtig. Nur ein regelmaBiger
Austausch und die Bereitschaft das eigene Tun zu
evaluieren sichert eine nachhaltige Integration,
auch oder gerade in einem Flachenbundesland wie
Niedersachen ist dies besonders wichtig.

Das Reso-Kompetenzteam des bfw umfasst alleine
in Niedersachsen 35 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die sowohl in der Bandbreite ihrer Kompe-
tenzen als auch in ihrer geographischen Verteilung
fiir den Strafgefangenen und Haftentlassenen eine
wichtige (Integrations-)Begleitung darstellen.

Kontakt:

BIBiS, Biiro fiir Integration und Bildung im
niedersachsischen Strafvollzug
Telefon 0511/1640-123 | hannover@bfw.de

ESF-Projekt:
Ubergangsstation” in der JVA Wolfenbiittel

Das Projekt sieht fiir die zur Entlassung anstehenden
Strafgefangenen einen eigenen Bereich, die , Ubergangs-
station”, vor. Von hier aus werden sie, mit dem Blick nach
.drauBen”, getrennt vom sonstigen Vollzug, auf die Her-
ausforderungen in Freiheit vorbereit.

Das Projekt will:

- Schliisselqualiftkationen in Verbindung mit fachbezogenen
Kompetenzen vermitteln
das Durchhaltevermogen steigern
eine integrationsfordernde Arbeitsgestaltung unter-
stltzen
flexible Lehr- und Lernmethoden einsetzende Ubergang
aus der Haft in die Gesellschaft durch Optimierung der
Entlassungsvorbereitung und Nachbetreuungsaktivitaten
in Form eines organisierten Managements verbessern
in Kooperation in mit den SGB II-Arbeitsgemeinschaften
und Agenturen fiir Arbeit, dem bereits in der JVA Wolfen-
biittel existierenden Arbeitskreis zur Entlassungsvorberei-
tung, der bei der CURA e. V. angesiedelten , Anlaufstelle”
Braunschweig sowie ggfs. weiteren Partnern vorhandene
und neue Integrationsinitiativen nutzen und entwickeln

neue Arbeitsplatze akquirieren
*
* Europa fordert
% Niedersachsen

*
Unsere Mitarbeiterinen vor Ort: * X
Martina Bahre (Integrationsbegleiterin)
05331/807-255 |
martina.baehre@justiz.niedersachsen.de
Vera Becker (Ausbilderin)
05331/807-224 |
JVWEF-Gebaeudereinigung@justiz.niedersachsen.de
Stefanie Marx (Integrationsbegleiterin)
05331/807-255 |
stefanie.marx@justiz.niedersachsen.de
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Liebe Leserinnen und Leser,

Wie angekiindigt hat am 11. No-
vember das jahrliche Treffen der

Korrespondenten (siehe www.forum-
strafvollzug.de) und der Redaktion statt-
gefunden. Die wichtigsten Themen wa-
ren Heftkritik, Planung derTitelthemen
furden Jahrgang 2011 und Strafvollzug
von A-Z.

Zur Entwicklung von FORUM STRAF-
VOLLZUG wurde Ubereinstimmend fest-
gestellt, dass der eingeschlagene Weg
einer anregenden und gut lesbaren
Fachzeitschrift weiterhin fortgesetzt
werden soll.

Die Bandbreite der Beitrage reicht
von solchen mit wissenschaftlichem
Anspruch Uber vielféltige best-practice-
Beispiele bis hin zu informativen und
auch unterhaltsamen Kurzbeitragen
im Magazin. Entsprechend vielfdltig ist
unsere Leserschaft (bei erneut leich-
tem Anstieg der Zahl der Abonnenten)
- Uiberwiegend aus Deutschland, Os-
terreich und der Schweiz, aber auch
aus fast allen anderen europaischen
Landern und weltweit.

Noch mehr gewlinscht werden Re-
portagen und Portrdts von herausra-
genden Personlichkeiten der Fachwelt
der ambulanten und stationdren Re-
sozialisierung - offenbar stof3en diese
Beitrdge auf besonderes Leserinteresse.
Zugleich sind dies journalistisch die
aufwandigsten und anspruchvollsten
Formate — wir werden uns bemihen.

Als Titelthemen wurden festgelegt
(noch Arbeitstitel):
- Thema Angst
- Jugendarrest
- Ersatzfreiheitstrafen
- Sicherungsverwahrung
- Geféngnis-Architektur
- Externe Dienstleister

Hinzu kommen wie immer aktuelle
Fachbeitrage in den Rubriken: Aus den

Landern, Forschung und Entwicklung,
International, Straffélligenhilfe, Medien,
Steckbriefe, Rechtsprechung.

Auch die erfolgreiche Loseblatt-
sammlung Strafvollzug von A-Z wird
fortgesetzt (mittlerweileim 4. Jahr!) - im
nachsten Heft gibt es dazu Neuigkeiten
zu berichten.

Vom 16. bis 18. November fanden
in Fribourg in der Schweiz die 7.
Freiburger Strafvollzugstage statt —
auch aus Deutschland und Osterreich
nahmen Kollegen teil. Das Thema war
,Druck der Offentlichkeit auf die Ge-
fangnisse: Sicherheit um jeden Preis?”
Insgesamt 300Teilnehmerausallen Kan-
tonen diskutierten mit Wissenschaft-
lern, Praktikern, Justizpolitikern, Jour-
nalisten und auslandischen Experten
denzunehmenden medialen Druckund
wirksame Formen des Vollzugsmarke-
ting” - also also einer offensiven Stra-
tegie der AuBBen-und Innendarstellung
des Strafvollzugs auf regionaler, iber-
regionaler und internationaler Ebene.
Die,deutsche Delegation” war tief be-
eindrucktvonderQualitatderinterdiszi-
plindren Vertiefung desThemas und der
Maoglichkeit des anstalts- und kantons-
Ubergreifenden Erfahrungsaustauschs.
Erneut entstand die Frage, warum es
nicht auch in Deutschland derartige
Vollzugs- oder Resozialisierungskon-
gresse gibt? Der deutsche Strafvollzug
ist sowohl national wie international
einige der wenigen Branchen, die nicht
eine derartige Form der fachlichen
Kommunikation und Kooperation auf
Bundesebene systematisch entwickelt
und nutzt.

nser Leser Bruno Bode, Leiter der

JVA Meppen, sammelt seit 1978
lokale, regionale und internationale
Presseveroffentlichungen tber den
Strafvollzug - Eigendarstellungen,
Berichte, auBBerordentliche Vorkomm-
nisse, Pressemitteilungen, Kuriositaten,

Glossen, heitere Kommentierungen. Es
ergibt sich so Giber mehrere Jahrzehnte
eine umfangreiche und vielschichtige
Palette von inzwischen Uber 20 Leitz-
Ordnern.

Herr Bode bietet nun sein Material
fur wissenschaftliche Auswertungenan
(z.B. Diplom-, Bachelor-, Master-oder
Doktorarbeiten). Interessenten wen-
den sich bitte an bruno.bode@justiz.
niedersachsen.de.

iebe Leserinnen und Leser, dieses

Heft erreicht Sie noch vorWeihnach-
ten 2010. Ein ereignisreiches Jahr liegt
hinter uns, das Neue Jahr wird wieder
vielaninformativem Stoff und aktuellen
Ereignissen zu bieten haben.

Die Redaktion von FORUM STRAF-
VOLLZUG freut sich auf eine weitere
Vertiefung und Optimierung der Kom-
munikation mit lhnen.

Gutes Gelingen im Neuen Jahr

lhr
Bernd Maelicke

berndmaelicke@aol.com




314-FS6/2010

313

314

315

316

317

319

320

Editorial
Bernd Maelicke

Inhalt

Magazin

Bundeskabinett beschlief3t
Reform der Sicherungsver-
wahrung

Lernen im Strafvollzug:
Eine europdische Grundt-
vig-Lernpartnerschaft

Studie:
Weniger Bildung bedeu-
tet mehr Kriminalitat

Internationaler Studien-
gang,Criminology, Gover-
nance und Police Science”

Harmonisierung der poli-
zeilichen Informations-
technologie in der Schweiz

Ergebnisse des Stockhol-
mer Symposiums fiir
Kriminologie 2010

Ausschreibung: Preis der
Deutschen Gesellschaft
fiir Kriminalistik

Bericht liber die 112.
Tagung des Strafvollzugs-
ausschusses der Lander

Titel
Technik als Gefahr?
Gerd Koop

Kommt die digitale
Panoptik?

Die Technik bestraft die, die nicht
wissen, was sie von ihr wollen
Wolfgang Gratz

324

328

332

335

336

341

344

347

Der Einsatz biometrischer
Systeme in der Zutritts-
kontrolle

Erfahrungen aus der Schweiz
Marcel Ruf

Die Bedeutung einer tech-
nischen Abteilung in einer
einer Hochsicherheitsan-
stalt

Thomas Vélge, Thomas Eckbauer,
Thomas Heidemann

Mobilfunkblocker im
Justizvollzug -

Sinnvoll oder bloBBe Geldver-
schwendung?

Hans Arduin-Pohl

Einsatz der elektronischen
Uberwachung im ambu-
lanten Bereich

Daniel Volp

Elektronische Aufsicht im
Vollzug der Freiheitsstrafe
Der baden-wiirrtembergische
Modellversuch

Oliver Ratzel, Riidiger Wulf

Was kann die Technik zur
Suizidpravention bei-
tragen?

Katharina Bennefeld-Kersten

Aus den Landern

Das baden-wiirttember-
gische Qualitatskonzept
»Blirgerschaftliches Enga-
gement im Justizvollzug”
Andreas Grube

Podknast.de

Ein Internetprojekt im Jugend-
strafvollzug

Sebastian Schaede,

Frank Neubacher

351

354

362

364

365

367

368

369
372

International

Richter und Strafvollzug
Bericht Uber eine Richterbefra-
gung in den Niederlanden
Irene Sagel-Grande

Winds of Change
Neue Strafrechtsent-
wicklung in den USA
Ein Projekt des Tides Center
Judith Greene

Expertenanhorung der
EU-Kommission zu einem
Griinbuch liber den Justiz-
vollzug

Gero Meinen

Rechtsprechung
OLG Bamberg

Art. 119, BayStVollzG
(Anwaltliche Beratung im
Disziplinarverfahren)

OLG Miinchen

§13 StVollzG,

Art. 14 BayStVollzG
(Urlaub im Ausland)

Steckbriefe
Justizvollzugsanstalt
Geldern
Sozialtherapeutische

Anstalt Hamburg mit
AuBenstelle Bergedorf

Medien
Impressum

Vorschau




F$6/2010 -315

Bundeskabinett beschlief3t
Reform der Sicherungsver-
wahrung

Die Bundesregierung hat am 20. Okto-
ber eine Neuordnung des Rechts der
Sicherungsverwahrung beschlossen.
Die Sicherungsverwahrung wird kiinftig
auf gefahrliche Schwerverbrecher wie
Sexual- und Gewalttater beschrankt.
Die von der frilheren Bundesregierung
eingeflihrte nachtragliche Sicherungs-
verwahrung wird bis auf einen eng
begrenzten Bereich abgeschafft. Die
Sicherungsverwahrung wird es kiinftig
nur noch dann geben, wenn sie im Ur-
teil bereits angeordnet oder zumindest
vorbehalten war.

Neben der grundlegenden Neuord-
nung der Sicherungsverwahrung wird
die Fuhrungsaufsicht insbesondere
durch Einfihrung einer neuen Weisung
gestarkt, die die elektronische Aufent-
haltsiiberwachung der verurteilten Per-
son ermdglicht.

Schlie3lich wird das gesetzgeberische
Konzept um ein ,Gesetz zur Therapie-
rung und Unterbringung psychisch
gestorter Gewalttater” (Therapieunter-
bringungsgesetz - ThUG) erganzt. Das
Gesetzerfasstdie Félle,indeneninfolge
des Urteils des Europaischen Gerichts-
hofs flir Menschenrechte, rechtskraftig
seit dem 10. Mai 2010, weiterhin als
gefahrlich eingestufte Straftater aus
der Sicherungsverwahrung entlassen
werden oder bereits entlassen wurden.
Nach demTherapieunterbringungsge-
setz wird es mdglich sein, psychisch
gestorte Gewalt- und Sexualstraftater
zum Zwecke der Therapie in geeignete
Einrichtungen unterzubringen, soweit
dieszulassigund zum Schutzder Allge-
meinheit erforderlich ist. Es bedeutet
furdie Betroffenen Freiheitsentzug zum
Schutz der Allgemeinheit bei bereits
verbif3ter Haftstrafe und Sicherungs-
verwahrung und beriihrt daher in be-
sonderer Weise die Menschenrechte,
denen Deutschland verpflichtet ist.
Zentrale Voraussetzung fir die Anord-

nung der Therapieunterbringung ist
das Vorliegen einer psychischen Sto-
rung und einer daraus resultierenden
Gefahrlichkeit.

Die Bereitstellung und der Vollzug der
Unterbringungliegenin der Kompetenz
der Lander. Sie muss etwas grundle-
gend anderes sein als Strafhaft oder
Sicherungsverwahrung, um vor allem
Probleme mitdem Riickwirkungsverbot
der EMRK zu vermeiden. Im Vorder-
grund muss die Behandlung stehen,
die darauf ausgerichtet sein muss, die
betroffene Person mdglichst schnell
entlassen zu kdnnen. Neben den ma-
teriellrechtlichen Voraussetzungen der
Therapieunterbringung regelt das neue
Gesetz auch das Verfahren.

presse@bmj.bund.de

Lernen im Strafvollzug:
Eine europaische Grundtvig-
Lernpartnerschaft

Bildung und Lernen im Lebenslauf zu
ermdoglichen ist, innerhalb von mehr
oderweniger geschlossenen Systemen
—wieden Justizvollzugsanstalten—eine
besondere Herausforderung. Firr Inhaf-
tierte, deren Biographie meist gekenn-
zeichnetistvon persénlichen und beruf-
lichen Briichen', stellt die Inhaftierung
einen weiteren Einschnitt dar, der mit
Einschrankung von Selbstbestimmung
und Teilhabe einhergeht. Bedienstete
der Anstalten stehen in dem ,Dilem-
ma’“, einerseits Sicherheit gewahrleisten
zu mussen, aber andererseits auch die
Entwicklung zur zukiinftigen Straffrei-
heit des Inhaftierten zu ermdglichen.?
Wenn wir davon ausgehen, dass die
Entwicklung zur zukinftigen Straffrei-
heit ein Lernprozess ist, dann stellt sich
die Frage:

Wie kdnnen Prozesse in Haftanstalten so
gestaltet werden, dass einindividueller
Lernweg erfolgreich stattfinden kann?
Diesem Fragenkomplex widmet sich

die 2009 initiierte Grundtvig Lernpart-
nerschaft ,How individual learning
pathways are possible for offenders -
HIPPO".

Die Partnerschaft besteht aus einer Ko-
operation von acht Institutionen aus
sechs europaischen Landern (Frank-
reich, Norwegen, Finnland, Deutsch-
land, Luxemburg und Belgien). Die Insti-
tutionen arbeiten zum Thema, Bildung
im Strafvollzug” an unterschiedlichen
Stellen mit den Haftanstalten zusam-
men. Neben Partnern aus Ministerien
sind Leitungen und Bedienstete von
Haftanstalten sowie Vertreter und Ver-
treterinnen nationaler Bildungseinrich-
tungen beteiligt. Diese entwickeln z. B.
Bildungsprogramme, Konzepte und An-
gebote fiir die Anstalten, fiihren Lern-
programme durch und evaluieren ihre
Ergebnisse. Ein Partneraus Luxembourg
bautaufden erfolgten Lernergebnissen
auf und integriert im Rahmen eines
Ubergangsmanagements die Inhaf-
tiertenin eine anschlieBende berufliche
Tatigkeit.

Bei den europdischen Treffen geht es
in erster Linie um einen Austausch von
Erfahrungen sowie um das Kennen-
lernen landesspezifischer Problem-
bereiche. Anhand der Lernwege von
Straffalligen in Haft werden bestimmte
Fragestellungen in der Projektlaufzeit
von 2009-2011 auf gemeinsamen Ta-
gungen diskutiert.

- Im Oktober 2009 traf sich die Gruppe
in Bordeaux zur ersten Tagung mit
dem Thema: Welche Rahmenbedin-
gungen bendétigen MalBnahmen in
Justizvollzugsanstalten, um Inhaf-
tierten Lernen zu ermdglichen?

- In Oslo (Februar 2010) ging es
um die Frage, mit welchen Instru-
menten und Methoden kdnnen die
Kenntnisse und Kompetenzen bei
Straftatern erhoben und im Verlauf
der Inhaftierung weiterentwickelt
werden.

- In den finnischen Stadten Helsinki
und Oulu wurde im Mai 2010 der
Prozess der Diagnose- und Assess-
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mentverfahrens in den Anstalten
detaillierter diskutiert. Dabei stand
folgende Frage im Fokus: Wie kann
ein individueller Bildungs- und For-
derplan fur die Haft erstellt, realisiert
und evaluiert werden?

- Im Oktober 2010 wurde im belgi-
schen Leuwen diskutiert, welche
Moglichkeiten es gibt, den indivi-
duellen Lernprozess unter Berlick-
sichtigung von Motivations- und
Lernstérungen erfolgreich verlaufen
zu lassen.

- Ende Januar 2011 steht in Berlin
im Vordergrund, wie externe An-
sprechpartner und —partnerinnen
sowie Institutionen in die Lern- und
Arbeitsprozesse in den Haftanstalten
sinnvoll integriert werden kdnnen.

- Auf der abschlieBenden Tagung im
Mai 2011 wird im luxemburgischen
Givenich und im rheinland-pfalzi-
schen Wittlich diskutiert, wie Lern-
prozesse wahrend der Haft die In-
tegration von Straffélligen in Gesell-
schaftund Arbeitsprozess erleichtern
kdnnen.

BeiallesAspektenwirdbeidenTagungen
auf die jeweiligen landesspezifischen
Bedingungen des Strafvollzugssystems,
die darin enthaltenen Bildungsprozesse
und ihre Besonderheiten eingegangen.
Weiterhin werden Einrichtungen be-
sichtigt und Diskussionen zu den o.g.
Themen sowohl mit Bediensteten als
auch mit Inhaftierten gefiihrt. Ziel ist
es einerseits, einen gréReren Uberblick
Uber die Bedingungen in den betei-
ligten europdischen Partnerlandern
zu erhalten, andererseits auch ,best-
practice”-Beispiele zu entdecken und
erste Handlungsempfehlungen zu ent-
wickeln. Die Ergebnisse der Tagungen
héltjeder Partnerin einem,report” fest;
diese sind auf dereigenen Internetseite
einsehbar: www.statvoks.no/hippo

1 Vgl. Koesling, Almut, Tatigkeit in Beziehung,
in: Koch, Martin Stra3er, Peter (Hrsg.) In der Tat
kompetent.Zum Verstandnis von Kompetenzund
Tatigkeitin der beruflichen Benachteiligtenférde-
rung, Seite 149-166, Bielefeld 2008

2Vgl.SpieB, Reinhard,,Alles wirkt” Die Folklorisie-
rung der padagogischen Sehnsucht im Strafvoll-
zug, Moderne der Tradition, Band 4, Kiel 2009.

Zentrum fiir wissenschaftliche Weiterbil-
dung der Johannes Gutenberg-Universi-
tdt Mainz

Astrid Séinger, Sabine Teichreb
saenger@zww.uni-mainz.de
teichreb@jzww.uni-mainz.de

Studie: Weniger Bildung
bedeutet mehr Kriminalitat

Bessere Bildung kdnnte einer neuen
Studie zufolge die Kriminalitatsrate
in Deutschland deutlich senken. Die
Frankfurter Forscher Horst Entorf und
Philip Sieger haben erstmals fir die
Bundesrepublik einen kausalen Zusam-
menhang nachgewiesen.

Das berichtete die Bertelsmann Stiftung
am Donnerstag in Gitersloh.,Demnach
wirde die Zahl an Gewalt- und Eigen-
tumsdelikten deutlich sinken, konnte
die Zahl der Schulabgdnger ohne
Hauptschulabschluss halbiert werden”,
sagte eine Sprecherin.,Hochgerechnet
aufdasvergangene Jahrhatte esin die-
sem Fall rund 420 Félle von Mord und
Totschlag, 13500 Raububerfdlle und
320000 Diebstdhle weniger gegeben.”

Langjdhrige Datenbanken als Basis

Die Wissenschaftler hatten nach US-Vor-
bild die Kriminalitatsrate in Deutschland
mit Blick auf verschiedene Verbrechens-
formen flachendeckend untersucht.
Grundlage waren langjahrige Daten-
banken. Diese Geodaten verkniipften
sie mit Daten zur Bildung der Biirger in
der jeweiligen Region. Auch Parameter
wie die Quote verurteilter Verbrecher
im jeweiligen Bezirk schlugen sich nie-
der.

AuBerdem griffen die Forscher auf Er-
gebnisse einerreprasentativen Umfrage
bei 1700 Strafgefangenen in Deutsch-
land zuriick. Deren Antworten wurden
einer Kontrollgruppe nicht inhaftierter
Menschen gegeniibergestellt. Bei Mord,
Totschlag, Raub und Diebstahl wollen
die Experten einen Zusammenhang

entdeckt haben. Bei Vergewaltigung
und Korperverletzung lie3 sich in der
Untersuchung kein Kontext finden.

Kriminalitdt kostet viel

Vielen Opfern kénne Leid erspart wer-
den —und der Gesellschaft enorme Fol-
gekosten, betonte die Stiftung. Laut
skonservativer Berechnungen” mach-
ten diese Folgekosten rund 1,42 Milli-
arden Euro pro Jahr aus, hiel3 es. Von
verbesserten Bildungschancen wiirden
diedrei Stadtstaaten Bremen, Hamburg
und Berlin am starksten profitieren: Sie
haben aktuell die hochsten Kosten fiir
Kriminalitat pro Einwohner.”

www.bertelsmann.stiftung.de

Internationaler Studiengang
»Criminology, Governance
und Police Science”

Die juristische Fakultat der Ruhr-Uni-
versitat Bochum bietet seit 2005 den
weiterbildenden Masterstudiengang
,Kriminologie und Polizeiwissenschaft”
(www.makrim.de) an. Vor dem Hinter-
grund zunehmender Anfragen aus
dem Ausland wird ab Januar 2011 der
berufsbegleitende Masterstudiengang
,Criminology, Governance und Police
Science” in Kooperation mit dem Uni-
versity College Ghent angeboten. Er
richtet sich an Polizeibeamte (aus allen
Landern) sowie an Vertreter nationaler
und internationaler Organisationen,
die auf dem Gebiet der inneren oder
dulleren Sicherheit tatig sind, undistals
englischsprachiger Fernstudiengang
konzipiert. Weitere Informationen und
Hinweise zur Studiendauer und den
Studiengebihren finden sich im Inter-
net unter

www.macrimgov.eu
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Harmonisierung der polizei-
lichen Informationstechno-
logie in der Schweiz

Die foderalistische Struktur des Schwei-
zer Staates und damit auch der schwei-
zerischen Polizeilandschaftkommtauch
beidem Betrieb der heute bestehenden
polizeilichen Informationssysteme zum
Ausdruck. So ist eine Vielfalt von nur
zum Teil kompatiblen Informatiksyste-
men bei den 26 Schweizer Kantons-
polizeien im Einsatz und jede Polizei
betreibt eine eigene Informatik mit ei-
genen Anwendungen. Nicht weniger
als 11 verschiedene und zum Teil nicht
kompatible Systeme sind momentan
bei den Schweizer Polizeikorps im Ein-
satz. Der minimal notwendige Daten-
austausch zwischen den polizeilichen
Stellen erfolgt mit XML-Standard tber
ein gemeinsames System. Die Konfe-
renz der kantonalen Polizei- und Ju-
stizdirektoren hat nun beschlossen, die
Harmonisierung der schweizerischen
Polizei IT voranzutreiben und ein Projekt
hierzu in Auftrag zu geben.

polizei-newsletter@rundbrief.de

Ergebnisse des Stockholmer
Symposiums fiir Kriminolo-
gie 2010

Das Stockholmer Symposium fir Krimi-
nologie berichtetauf seiner Homepage
Uber die Ergebnisse der Jahrestagung
2010. Der eigens hierfiir generierten
Website sind zahlreiche Informationen
zum Ablaufund zu den Ergebnissen des
diesjahrigen Symposiums zu entneh-
men. Auf derWebsite finden sich neben
derZusammenfassung derTagungsbei-
trdge auch zahlreiche Videos mit State-
ments von namhaften Kriminologen.
Der diesjdhrige Preis des Symposiums
wurde dem Kriminologen David Weis-
burd verliehen.

http://www.criminologyprize.com/extra/
news/?module_instance=2&id=15.

Ausschreibung:
Preis der Deutschen Gesell-
schaft fiir Kriminalistik

Die Deutsche Gesellschaft fir Krimi-
nalistik e.V. hat sich zum Ziel gesetzt,
die Kriminalistik als Wissenschaft und
praktisches Instrument der Kriminali-
tatskontrolle zu pflegen und zu férdern.
Aus diesem Grunde wird — wie bereits
in den Vorjahren —fiir das Jahr 2010 ein
Preis ausgelobt, der auf der Jahresta-
gung im Jahr 2011 vergeben wird.

Mit dem Preis sollen herausragende
wissenschaftliche Leistungen auf dem
Gebiet der Kriminalistik gewirdigt
werden. Es konnen alle im Jahr 2010
bis zum Ablauf der Einsendefrist ver-
offentlichten oder in diesem Zeitraum
entstandenen und noch nicht verof-
fentlichten Arbeiten eingereicht wer-
den, die sich mit der Kriminalistik oder
einem ihrer Teilgebiete befassen und
die einen Fortschritt fir die Kriminalistik
in Wissenschaft und Praxis darstellen.
Teilnahmeberechtigt ist jedermann
mit Ausnahme der Mitglieder des Vor-
standes der DGfK. Der Preis der DGfK ist
dotiert mit 1.000,- Euro. Uber die Preis-
vergabe entscheidet eine Gutachter-
kommission, die durch denVorstand der
DGfK eingesetzt wird. Der Rechtsweg st
ausgeschlossen. Einsendeschlussistder
31. Dezember 2010.

Einsendungen sind zu richten an:
Deutsche Gesellschaft fiir Kriminalistik,
Horst Clages, Im Kornfeld 6,

51491 Overath.

Nahere Informationen erhalten Sie
unter:

www.kriminalistik.info

Anfragen an:
horst.clages@t-online.de

Berichtiiberdie 112.Tagung
des Strafvollzugsausschusses
der Lander

Vom 27. bis 29. September 2010 fand
die 112. Tagung des Strafvollzugsaus-
schusses im Gebdude des Bundes-
verwaltungsgerichts in Leipzig statt.
Wie auch schon beider 111.Tagung in
Gorlitz war eine abermalige Anderung
im Teilnehmerkreis zu verzeichnen:
Herr Hurlin wurde als neuer Vertreter
Schleswig-Holsteins begriit. Uber ei-
nige der behandelten Themen wird im
Folgenden berichtet.

Sicherungsverwahrung

Breiten Raum nahm die Diskussion
der gemeinsamen Eckpunkte des Bun-
desministeriums der Justiz und des
Bundesministeriums des Innern fir
die Neuordnung des Rechts der Siche-
rungsverwahrung und begleitender
Regelungen ein. Dabei wurde die Dis-
kussion von der Chefarztin der Klinik fir
Forensische Psychiatrie des sachsischen
Krankenhauses Arnsdorf, Frau Dr.Buch-
holz, sachverstéandig begleitet. Frau Dr.
Buchholz stellte vor dem Hintergrund
des Begriffs,psychisch gestorte Gewalt-
tater” die unterschiedlichen Formen
und Voraussetzungen einer Unterbrin-
gung psychisch Kranker dar und erlau-
terte, dass der Begriff der psychischen
Stérung von der Weltgesundheitsorga-
nisation eingefiihrt worden sei,umeine
Stigmatisierung psychisch Erkrankter zu
erschweren. Sie duB3erte Bedenken, ob
esPersonen gabe, die aufder Grundlage
des zu schaffenden Gesetzes zur Thera-
pierung und Unterbringung psychisch
gestorter Gewalttater untergebracht
werden kdnnten, es seidenn, es handele
sich um Straftater, die zu Unrecht zu
einer Freiheitsstrafe verurteilt worden
seien, statt sie im Mafregelvollzug un-
terzubringen.

Hieran schloss sich eine Diskussion an,
die durchaus kontrovers verlief. Die Mit-
glieder des Strafvollzugsausschusses
einigten sich schlieBlich dariber, dass
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der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung einer grundlegenden Reform
bedarf und sich auszurichten hat an
den gesetzlichen Vorgaben sowie der
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts und des EGMR. Der Straf-
vollzugsausschuss bat die auf der 109.
Tagung eingerichtete Arbeitsgruppe,
Uber die Erarbeitung von Eckpunkten
fur denVollzug der Sicherungsverwah-
rung hinaus alsbald Vorschlagefiir eine
grundlegende Neuausrichtung der Si-
cherungsverwahrung vorzulegen. Di-
ese Vorgehensweise aufgreifend, hat
die Konferenz der Justizministerinnen
und-minister aufihrer Herbstkonferenz
beschlossen, die Arbeitsgruppe zu be-
auftragen, bis zum 30. November 2010
einen Kriterienkatalog fiir die Neuaus-
richtung des Vollzugs der Sicherungs-
verwahrung vorzulegen.

Der Strafvollzugsausschuss wird sich
im Rahmen einer Sondersitzung am
15. Dezember 2010 in Berlin mit dem
Kriterienkatalog befassen.

Definition des Begriffs
~Entweichung”

Auf seiner 99. Tagung hat der Straf-
vollzugsausschuss festgestellt, dass die
Begriffe Entweichung und Ausbruch
bundesweit unterschiedlich definiert
werden. Auf seiner 100. Tagung haben
sichdieLanderaufeine einheitliche sta-
tistische Erfassung von Entweichungen
sowie darauf verstandigt, dass jedes
sich Entfernen von einer Aul3enbe-
schaftigung oder aus einem offent-
lichen Krankenhaus als Entweichung
erfasstwerden solleunddiesauchdann,
wenn die AuBenarbeit oder der Kran-
kenhausaufenthalt nicht standig und
unmittelbar Gberwacht werde. Dem-
gegentlber sollte es als Nichtriickkehr
zu erfassen sein, wenn der Gegangene
von einem Ausgang, von Urlaub oder
von Freigang nicht zurlickkehre. Um
diesem vermeintlichen Widerspruch
abzuhelfen, hat der Strafvollzugs-
ausschuss nunmehr klargestellt, dass
das unerlaubte Entfernen von einem
Krankenhausaufenthalt auBBerhalb des

Vollzuges bzw. von einer AuBBenbe-
schaftigung dann keine Entweichung
darstellt, wenn der Krankenhausauf-
enthalt bzw. die AuBenbeschéftigung
in keiner Weise Uberwacht wird. Von
einer Uberarbeitung der Hinweise fiir
eine einheitliche statistische Erfassung
hat der Strafvollzugsausschuss (noch)
abgesehen, da noch nicht samtliche
Lander gesetzliche Regelungen zum
Strafvollzug erlassen haben.

Definition von Gewalttaten innerhalb
des Justizvollzuges

Letztlich um die Schaffung einheitlicher
statistischer Grundlagen ging es auch
bei der Frage, welche Sachverhalte als
Gewalttaten innerhalb des Justizvoll-
zuges zu erfassen seien. Mit diesem
Thema hatten sich - auf entsprechende
Bitte des Strafvollzugsausschusses - die
Sicherheits- und Baureferentinnen der
Landesjustizverwaltung der Bundesre-
publik Deutschland sowie des Bundes-
ministeriums fiir Justizder Republik Os-
terreichaufihrer 14.Tagung befasstund
sich dafiir ausgesprochen, dass Gewalt
unter Gefangenen genauso zu erfas-
sen sei wie Gewalt gegen Bedienstete.
Letztlich haben die Landervertreterden
aufder 110Tagung gefassten Beschluss
bestatigt, wonach die Bundesstatistik
nicht um eine Kategorie ,Gewalt unter
Gefangenen” erweitertwerdensoll,und
haben deshalb von der Festlegung einer
einheitlichen Definition abgesehen.

Ausgestaltung des ,offenen Voll-
zuges”

Einem Auftrag der81.Konferenz der Ju-
stizministerinnen und -ministerfolgend,
hat der Strafvollzugsausschuss die Aus-
gestaltung des offenenVollzugesinden
einzelnen Landern erortert und festge-
stellt, dass eine sehr unterschiedliche
Praxis vorherrscht. Eine Vergleichbarkeit
der entsprechenden statistischen Zah-
len ist nur eingeschrankt gegeben.

Wie die Diskussion zu solch unterschied-
lichen Themen wie Entweichungen,
Gewalttaten und Ausgestaltung des

offenen Vollzugs gezeigt hat, besteht
ein je nach Bundesland unterschied-
lich ausgeprdgtes Bedurfnis nach Ver-
einheitlichung oder zumindest nach
Vergleichbarkeit dertatsdchlichen Aus-
gestaltung des Strafvollzuges. Dieses
Bedurfnis ist sicherlich noch dadurch
vergréBertworden, dass seitder Fodera-
lismusreform die Ldnder nunmehrauch
im Rahmen der Gesetzgebung fiir den
Strafvollzug zustandig sind.

Vermeidung bzw. Verkiirzung der
Vollstreckung von Ersatzfreiheits-
strafen

Hintergrund der Erdrterung war, dass
in einigen Landern die Vermittlung in
gemeinntitzige Arbeit beispielsweise
durch die Privatisierung von Einsatz-
stellen und arbeitsmarktpolitische
Veranderungen im Rahmen des SGB ||
erschwert ist. In der Diskussion wurde
deutlich, dass die Vermittlung in ge-
meinnUtzige Arbeit nicht in allen Lan-
dern problematisch ist. Teilweise wird
etwaigen Vermittlungsproblemen da-
durch vorgebeugt, dass ein bestimmter
Geldbetrag je vermiedenem Hafttag an
die freien Trager gezahlt wird. Einige
Lander rechnen auch wahrend des Voll-
zugs der Ersatzfreiheitsstrafe geleistete
Arbeit auf die Ersatzfreiheitsstrafe an,
wenn der Strafgefangene (zumindest
teilweise) auf die entsprechende Ent-
lohnung verzichtet. Die Anzahl der Ar-
beitsstunden, die zur Anrechnung einer
Tagesersatzfreiheitsstrafe notwendig
ist, schwankt zwischen vier und sechs
Stunden.

Willi Schmid
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Technik als Gefahr?

Gerd Koop

m Zuge des technischen Fortschritts

haben klassische Sicherungsysteme
ausgedient. Heute bestimmen der
Einsatz moderner Technik Gefangnis-
neubauten und die Lebenswelt hin-
ter Gittern. Zum Standard gehoren
Zellenkommunikationsanlagen, Per-
sonensicherungssysteme und Video-
Uberwachung. Basis Web und ande-
re Kommunikationssysteme bringen
Daten von Inhaftierten dorthin, wo sie
gerade bendtigt werden. Aktuell im
Trend sind Haftraummediensysteme,
bei denen alles, was den Gefangenen
noch weiter auf seinen Haftraum re-
duziert, in einer Box bereitgestellt wird:
Fernsehen, Telefon, DVD Rekorder, PC
Technik, Play Station usw.

Forum Strafvollzug beschaftigt sich
mit dieser Entwicklung und stellt in
zwei Beitrdgen neueste technische Ent-
wicklungen vor. Adrian Pohl berichtet
in seinem Beitrag ,Mobilfunkblocker
im Justizvollzug - sinnvoll oder bloe
Geldverschwendung?” Gber ein Pilot-
projektdes Landes Berlin.In der schwei-
zerischen JVA Lenzburg werden biome-
trische Systeme in der Zutrittskontrolle
derHaftanstalt eingesetzt. Handwerker,
Servicefachleute und Lastkraftwagen-
fahrer werden bei jedem Zu- und Aus-
tritt biometrisch Uberprift und selbst
die Mitarbeiter missen sich vor dem
Zugang zum Insassenbereich per Iris
identifizieren lassen. Marcel Ruf, Direk-
torder JVA Lenzburg, informiert mit sei-
nem Beitrag, Der Einsatz biometrischer
Systeme in der Zutrittskontrolle” tGiber
seine Erfahrungen mitdieser modernen
Technik.

Natirlich gibt es immer noch An-
stalten, die technisch (noch) nicht hoch-
geristet sind. Dies wird sich jedoch im
Laufe der Zeit, spatestens aber beim
ersten gréBeren aulerordentlichenVor-
kommnis dandern, denn im Strafvoll-

zug lasstsich der technische Fortschritt
nicht mehr stoppen.

Kritiker sehen im technischen Wan-
del die Gefahr, dass sich das Personal
zum Sklaven der Technik macht und
sich ihr unterwirft, ohne wirklichen
Nutzen davon zu haben. ,Die Technik
bestraft die, die nicht wissen, was sie von
ihr wollen’, meint zu Recht Wolfgang
Gratz aus Wien, der mit seinem Bei-
trag,,Kommt die digitale Panoptik” auf
den Nutzen, aber auch auf die Risiken
hinweist. Gratz’s Kritik ist nicht unbe-
rechtigt, denn bei einemTechnikausfall
geht in einer JVA oftmals nichts mehr.
Dann hilft nur, sich darauf zu besinnen,
dass der Vollzug friiher auch ohne viel
Technik und elektronische Sicherheits-
instrumente funktionierte.

Im Umgang mit den Gefangenen
sehen manche Vollzugspraktiker die
Gefahr, dass es durch ein noch mehran
Technik zu neuen aufwéandigen Schu-
lungen und Dokumentationspflichten
kommt. Auch wird beflirchtet, dass
z.B. durch Haftraummediensysteme,
Videoiliberwachung und Zellenkommu-
nikationsanlagen, der ohnehin einge-
schrankte direkte Kontakt mit den Ge-
fangenen weiter eingeschrankt wird.

Klagen kommen aber auch aus an-
deren Bereichen. Personal-, Bau-, Fi-
nanz- und Sicherheitsverantwortliche
kritisieren, dass durch das Outsourcing
(Privatisierung, externe Wartung, Fern-
wartung) technischer Anlagen, ins-
besondere im IT Bereich und bei der
Sicherheitstechnik, hohe Kosten und
Zeitverluste entstehen. Vielfach missen
schon aus Sicherheitsgriinden externe
Fachkrafte bei Wartungs- und Repara-
turarbeiten durch Vollzugsbedienstete
begleitet und tGberwacht werden. Der
Beitrag ,Die Bedeutung einer tech-
nischen Abteilung in einer Hochsicher-

heitsanstalt”vonThomasVélge, Thomas
EckbauerundThomasHeidemann geht
genau auf dieses Spannungsfeld ein
und sucht nach Alternativen.

Drei Praxisbeispiele verdeutlichen
schlieBlich, dass die Technik konkreten
Nutzen fiir die Gefangenen bringen
kann. Anfang 2010 stattete das nie-
derséchsische Justizministerium 100
Haftrdume in vier Justizvollzugsan-
stalten mit Telefonapparaten mit di-
rekter WahImaoglichkeit zur Telefonseel-
sorge aus. Hierdurch kdénnen Suizide
verhindertund Leben gerettet werden.
Den Nutzen dieses Systems stellt Ka-
tharina Bennefeld-Kersten, Leiterin des
Kriminologischen Dienstes Niedersach-
sen, inihrem Beitrag,Was kann die Tech-
nik zur Suizidpravention beitragen?”,
heraus. In Baden-Wirttemberg erhofft
man sich von dem Modellversuch der
selektronischen Aufsicht im Vollzug
der Freiheitsstrafe” zum Vorreiter fir
die elektronische FuB3fessel zu werden.
Oliver Ratzel und Rudiger Wulf stellen
das dortige Modell vor. Daniel Volp aus
Hessen berichtet iber ein dahnliches
Projekt, dem,Einsatz der elektronischen
Uberwachungim ambulanten Bereich”.
Bereits seit 10 Jahren wirdin Hessen die
elektronische Ful3fessel als technisches
Hilfsmittel zur Unterstiitzung von Re-
sozialisierungsmafinahmen bei einer
schwierigen Klientel eingesetzt.

Der Einsatz von Technik ist fiir die
lohnend, die wissen, was sie von ihr
wollen, aber auch fir die, die wissen,
was sie von ihr nicht wollen. Forum
Strafvollzug klart auf und tragt so zur
aktuellen Diskussion bei - sicher nicht
zum letzten Mal.

Gerd Koop
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Kommt die digitale Panoptik?

Die Technik bestraft die, die nicht wissen, was sie von ihr wollen

Wolfgang Gratz

Man kann Tendenzen zur Tech-
nisierung im Strafvollzug, ins-
besondere durch Informations-und
Kommunikationstechnologien (IKT)
entspannt sehen unter dem Motto:
Vom Grundcharakter her hat sich die
Freiheitsstrafe iber mehr als 400 Jahre
hinweg nicht wesentlich verandert, sie
hat sich jedoch laufend an gednderte
Bedingungen angepasst. Der Vollzug
hatdie jeweils aktuell vorherrschenden
(Sozial-) Technologien fiir seine Zwecke
adaptiert: vom Amsterdamer Arbeits-
haus Uiber panoptische Bauten bis hin
zur technischen Uberwachung der An-
staltsmauern, von derBesserung durch
religiose Einkehr bis hin zur manuali-
sierten Gruppentherapie von Sexual-
straftatern.

Esgibtaberauch gute Griinde, unter
anderemfolgende technische Entwick-
lungen undVorhaben mit Betroffenheit
und Sorge zu verfolgen:

- Die im Vormarsch befindliche elek-
tronische Fuf3fessel (auch mittels
Tracking, also laufender Ortung der
Uberwachten) mutet konservativ
an im Vergleich zu unter die Haut
verpflanzten Chips. Diese stehen
als Datentrager bereits in Verwen-
dung. Entwicklungsziel fir Zwecke
strafrechtlicher Kontrolle ist es, di-
ese Chips auch fiir GPS- Ortung zu
verwenden und in einer weiteren
Ausbaustufe biologische Parameter
an eine Zentrale zu ibermitteln, um
beispielsweise Erregungszustande
feststellen zu kdnnen.

- RFID-Technologie (Radio Frequency
Identification, die Erkennung von
Objekten auch ohne Sichtkontakt)
findet nicht nurin derWaren-Logistik
statt, sondern bereits auch in der
Gefangenen-Logistik in Anstalten

mehrerer Landern (USA, Australien,
Malaysia), um Insassen-Bewegungen
mit mdglichst wenig Personaleinsatz
abwickeln zu kénnen.

- Straftater werden o6ffentlich zur
Schau gestellt. Flr besondere Grup-
pen von Verurteilten, insbesondere
Sexualstraftater solldas Ende der sta-
tiondren Sanktion der Beginn stan-
diger elektronischer Uberwachung
sein: Der Alltag hinter Gittern wird
ins Internet gestellt, ebenfalls in den
USA sind die Daten und Aufenthalts-
ortevon entlassenen Sexualstraftater
auf einer kommerziell betriebenen
Homepage einsehbar, elektronische
Uberwachung nach der Entlassung
istim Zusammenhang mitder Sicher-
heitsverwahrung auch in Deutsch-
land zum Thema geworden.

- Dietechnologische Entwicklungund
ihre soziale Nutzung verlaufen ab-
rupt (GPS ohne kiinstlich eingebaute
Ungenauigkeit gibt es seit 10 Jah-
ren, Face-Book weltweit mit aktuell
500 Millionen Nutzern seit 4 Jahren).
Schier grenzenlose Information und
Kommunikation geht einher mit zu-
nehmend ausgefeilteren und weit-
ldaufigeren Formen von Datensamm-
lung und Uberwachung (Motto: Mehr
privat und mehr Staat). Es ist derzeit
noch nicht absehbar, wie sich die
zunehmende Unbekimmertheitvon
Firmen wie Google und Facebook,
von staatlichen Uberwachungs-und
Kontrollagenturen wie auch der Netz-
Nutzer selbst auf den Umgang mit
Straftatern auswirkt.

- Im Folgenden sei der Versuch un-
ternommen, hierzu einige Uberle-
gungen anzustellen.

1. Von der Kreation des Amsterdamer
Arbeitshauses bis hin zum fehlgeschla-
genen Versuch, die Sozialtherapie als

eigene Sanktionsform gesetzlich zu
verankern, zieht sich durch Geschichte
und Entwicklung des Strafvollzuges so-
wie verwandter Sanktionen folgendes
Grundmuster durch: Es werden theore-
tisch fundierte fachliche Konzepte ent-
wickelt. Die Umsetzung wird in Angriff
genommen, bleibt jedoch dann aus
Ressourcenmangel oder infolge veran-
derter kriminalpolitischer Stromungen
stecken. Ein weiterer Grund kann sein,
dass Uberzogene Erwartungen, vor
allem in Richtung auf Behandlungs-
erfolge in der Praxis nicht eingeldst
werden konnen. In weiterer Folge gerat
das Vollzugssystem unter Druck, sei es
aufgrund von Missstéanden, sei es, weil
esalsineffektivoderungeeignetfirdie
Erreichung der gestecktenVollzugsziele
gilt. Daraufhin geht man in die ndchste
Reform-Runde.

Die neuen zur Verfligung stehenden
oder sich abzeichnenden technischen
Maoglichkeiten treffen zumindest in
Deutschland und Osterreich auf Straf-
vollzugssysteme, die von einer theo-
retischen Orientierungslosigkeit und
gewissen Ratlosigkeit gekennzeichnet
sind, was man mit bestimmten Insas-
sen-Gruppen anfangen soll (z. B. Dro-
genabhdngige, Angehorige bestimmter
Ethnien) . Der real existierende Vollzug
istvielerorts vom Prinzip des Durchwur-
stelns (auf Management-Neudeutsch:
muddling through) gepragt. Die An-
wendung bestimmter Vollzugsformen,
insbesondere des gelockerten Voll-
zuges ist regional stark differenziert,
teilweiseist sie einem vordergriindigen
und verkiirzten Sicherheitsdenken zum
Opfergefallen.Wer hat schon ein klares
Bild, wo die Justizvollzugssysteme in
10 Jahren stehen sollen, was dann ahn-
lich wie derzeit, was hingegen deutlich
anders sein soll? Die Einschdtzungen
der Ergebnisse von Anldufen, den Straf-
vollzug auf neue Beine zu stellen (z.B.
Teilprivatisierungen) sind kontrovers.
Gilt das Motto:,Da wir nicht wissen, wo
wir hinwollen, brauchen wir auch nicht
wissen, wo wir stehen”?

Vor diesem Hintergrund ist es schwer
einschitzen, ob neue Uberwachungs-
technologienimImprovisations-Theater
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des Vollzuges lediglich als zusatzliche
Requisiten und neue Kulissen Eingang
finden oder ob sie zu einer gednderten
Dramaturgie fiihren.

2. Schreibt man die bisherigen Erfah-
rungen fort, so ist zu erwarten, dass
Innovationen in der Uberwachungs-
Technologie nicht radikal, in Form von
Briichen, erfolgen, sondern in kleinen,
Uberschaubaren, durchaus auch reaktiv
und zuféllig erfolgenden Schritten. Dies
hat denVorteil, dass man mit einzelnen
MaBnahmen und Verdanderungen kein
sonderliches Risiko eingeht, birgt aber
dasRisikoin sich, dass man nach einiger
Zeit feststellt, an einem Punkt ange-
langt zu sein, den man so eigentlich
nichterreichen wollte.Inverschiedenen
Management-Biichern findet sich das
abschreckende Beispiel des Frosches,
der kein Sensorium fiir langsame Tem-
peraturveranderungen hat. Setzt man
ihn in einen Topf, dessen Wasserinhalt
nur ganzlangsam erwarmt wird, soll es
moglich sein, ihn zu kochen, ohne, dass
er von der Mdoglichkeit, aus dem Topf
heraus zu hiipfen, Gebrauch macht.
Man muss es aber gar nicht so drama-
tisch sehen. Es genuigt, sich die Frage
vorzulegen, wofir fiir die in den nach-
sten Jahren zur Verfigung stehenden
Ressourcen (fur Innovationen, Investi-
tionen, denlaufenden Betrieb) verwen-
det werden.

Jedes System, auch der Justizvollzug hat
nur eine begrenzte Kapazitat, sich kon-
zeptiv, planerisch und umsetzend mit
Innovationen zu beschaftigen. Wie sehr
wird der Einsatz neuer Technologien
denBlickaufandere Fragestellungen, so
etwa die Verbesserung der Kommuni-
kation innerhalb des Personals und der
Insassen sowie zwischen den beiden
Gruppen verstellen?

3. Tiefenpsychologisch kann eine Fo-
kussierung der Aufmerksamkeit auf
technische Fragestellungen und Lo6-
sungen als eine Form institutioneller
Abwehr verstanden werden. Gemeint
ist die Abwehr der Uniibersichtlichkeit,
dertendenziellen Chaotik und der man-
gelnden Steuerungsfahigkeit, die die

Vergemeinschaftung von Menschen
beinhaltet, selbst wenn kein Zwangs-
kontext besteht. Technik hat somit das
Potenzial, zum einen die lllusion der
Ubersichtlichkeit zu erzeugen, zum
anderen die Abwehr von Angsten, die
unter Bedingungen von Ubersichtlich-
keitund mangelnder Kontrollierbarkeit
entstehen, zu ermdglichen.
Organisationen funktionieren aber nur
dann gut, wennsie als soziotechnisches
System verstanden werden. Dies hat das
Londoner Tavistock-Institut bereits in
den fiinfziger Jahren anhand der tech-
nologischen Veranderungen im bri-
tischen Kohlebergbau herausgearbei-
tet.Technik kann nichtunabhéngig von
Menschen, Arbeitsgruppen und Organi-
sationen gedacht werden. Mensch und
Technik miissen aufeinander bezogen
werden und zu einem gemeinsamen
System der Leistungserbringung ent-
wickelt werden. Hierbei ist besonders
darauf zu achten, dass produktive Ar-
beitsbeziehungen zwischen den Be-
schaftigten geférdert werden.
Bezogen auf den Justizvollzug heif3t
dies, dass bei allen technischen Ver-
anderungen folgende Fragen zentrale
Bedeutung haben:

- Wie wirken sich technische Innova-
tionen auf die Arbeitsbedingungen
der Mitarbeiterlnnen und auf die Le-
bensbedingungen der Gefangenen
aus?

- Welche dieser Auswirkungen sind
erwlinscht und funktional, welche
dysfunktional?

- Wie wirken sich die Veranderungen
auf den ,Psychologischen Arbeits-
vertrag” der Mitarbeiterinnen aus?
(Unter psychologischem Arbeitsver-
trag versteht man eine informelle,
zumeist unausgesprochene Verein-
barung, die ein Mitarbeiter mit sei-
nem Arbeitgeber schlief3t, in der es
um ein Gleichgewicht von Geben
und Nehmen im weitesten Sinne
geht, in der das Selbstwertgefihl
und Beddrfnisse wie nach Zugeho-
rigkeit und Sicherheit eine grof3e
Rolle. spielen. Ein vom Mitarbeiter
erlebter Bruch des psychologischen
Arbeitsvertrages, beispielsweise im

Zuge von Umstrukturierungen kann
zur inneren Kiindigung und in Ex-
tremfallen zu destruktivem Verhalten
fuhren.)

- Wie wirkt sich die technische Ver-
anderung auf dem Psychologischen
Verhaltensvertrag der Insassen aus?
(Ahnlich wie das Verhalten von Mitar-
beitern durchihren psychologischen
Arbeitsvertrag gesteuert wird, ist das
Verhalten von Insassen unter Bedin-
gungendesFreiheitsentzuges davon
abhangig, wiesiediesen, mitdemsie
sichzumeistabgefunden haben, sub-
jektives erleben: Wie fair fihlen sie
sich behandelt, inwieweit sehen sie
wesentliche personliche Grundbe-
dirfnisse zumindest einigermalen
respektiert).

- Mit welchen Vermeidungs-, Umge-
hungs-, Widerstandsreaktionen der
von technischer Uberwachung be-
troffenen Menschen ist zu rechnen?

- Was mussen Menschen, was muss
die Organisation Gefdngnis lernen,
damit die technische Neuerung zu-
mindest einen erheblichen Teil der
angestrebten Wirkungen erreicht?

- Bestehtnach Beantwortungall diese
Fragen eine gentigend grof3e Wahr-
scheinlichkeit, dass die neue Technik
insgesamt Vorteile bringt oder sollte
aufsieaus guten Griinden verzichtet
werden?

4. Neue Technologien erhéhen die
Bandbreite moglicherVollzugs-Modelle
betrachtlich. Um einige Beispiele zu
geben:

es ist technisch machbar, die Uber-
wachung und die Steuerung der Be-
wegungen der Insassen durch eine
Technik-Zentrale vorzunehmen, deren
Mitarbeiterlnnen zudem als ,Schnelle
Eingreif-Truppe” bei Krisen und Kon-
flikten tatig werden. Man kann dieses
Konzept mit sehr geringem Persona-
leinsatz als Verwahrvollzug realisieren.
Man kann auf diese Weise aber auch
in einem behandlungsintensiven Voll-
zug den Einsatz von Personal, das auf
Betreuungsaufgaben spezialisiert ist,
technisch und mit wenig Sicherheits-
personal absichern.
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Die elektronische FuBfessel vermag
eine intensive sozialarbeiterische Be-
treuung technisch zu unterstitzen.
Dies ermdglicht auch eine neue Form
des Entlassungsvollzuges, indem die
Entlassung aus dem Abschneiden der
elektronischen Fulfessel besteht und
derEntlassene ohne Uberwachung sein
wahrend des Entlassungsvollzuges ent-
standenes Leben ohne Uberwachung
weiterfihrt.

Es ist aber auch moglich, die elektro-
nische FuBfessel als blof3 repressives
Instrument einzusetzen, sei es als eige-
ne Sanktionsform, sei es als Form des
Vollzuges von Freiheitsstrafe oder von
Untersuchungshaft, sei es zur Uberwa-
chung von Entlassenen .

Um diesen erweiterten kriminalpoli-
tischen Gestaltungsraum wirksam und
menschengerecht zu nutzen, bedarfes
klarer kriminalpolitischer Zielsetzungen
und einer ausformulierten Strategie.
Der Gefahr, dass der Justizvollzug Ge-
triebenertagesaktueller politischer und
massenmedial angestof3ener Entwick-
lungen wird, steht die Chance gegen-
ber, eine gewiinschte Zukunft proaktiv
zu gestaltenund die technischen Veran-
derungen anzudenken, vorzubereiten
und einzufuhren, die winschenswert
erscheinen.

5. Formen elektronischer Uberwa-
chung stoBen in den Medien, der Of-
fentlichkeit und der Politik auf groBe
Aufmerksambkeit, sie gelten als attraktiv.
Ein besonders treffliches Beispiel ist die
elektronische Ful3fessel. Sie vereint zwei
Begriffe, die jeder fiir sich fiir die Offent-
lichkeit und somit auch fur Olli-Pekka
Kallasvuo Politiker héchst anziehend
sind: ,Fu3fessel” bedient archaische
Strafbedurfnisse, ,elektronisch” klingt
modern, schick und erweckt den An-
schein von (Schein-) Sicherheit.

In Osterreich gab es in den letzten
Jahren eine Reihe von strafrechtlichen
und vollzuglichen Neuerungen. Keine
erweckte ein solch hohes Ausmal3 von
offentlichem Interesse wie die elektro-
nische Uberwachung als Form des Voll-
zugs von Freiheitsstrafen (,Front-Door":
Untersuchungshaft, Freiheitsstrafe bis

zu einem Jahr, ,Back-Door”: maximal
12 Monate vor dem voraussichtlichen
Strafende).

Es ist zu erwarten, dass auch andere,
durchaus auch zweifelhaftere Formen
bzw. Indikationen von elektronischen
Uberwachungssystemen hohes &ffent-
liches Interesse finden, Politiker in Be-
wegung setzen und den Vollzug unter
Zugzwang bringen.

6. Elektronische Uberwachung ermég-
lichtes, weniger belastete Gruppen von
Delinquenten nicht mit traditionellen
Formen des Freiheitsentzuges zu sank-
tionieren. Dies fiihrt einerseits zu einer
Verdanderung von Insassen-Zahlen und
Insassen-Strukturen, kann aber auch
neue Aufgaben fir Justizvollzugsan-
stalten bedeuten.
EinTagelektronischer Uberwachung ko-
stet wesentlich weniger als ein Hafttag.
In Anbetrachtder durch die Finanzkrise
ausgelosten Budgetproblemeist damit
zu rechnen, dass als besondere Voll-
zugsform oder anstelle von Freiheits-
strafen elektronische Uberwachung
immer dann gewahlt wird, wenn keine
Sicherheitsbedenken vorliegen. Flirden
Justizvollzug bedeutet dies, dass bei
stagnierenden oder sinkenden Belags-
zahlen der Anteil von Insassen steigt,
die eine relativ geringe Paktfahigkeit
und eine relativ hohe Gefahrlichkeit
aufweisen. Dies flihrt zu einer relativen
Zunahme von Gefangenengruppen, bei
denen eine besondere Behandlungs-
indikation vorliegt. Wenn der Strafvoll-
zug Uber keine dementsprechenden
Behandlungsmdglichkeiten bzw. Voll-
zugskonzepte verfligt, sind negative
Auswirkungen auf das Klima und damit
dieinnere Sicherheit von Justizvollzugs-
anstalten zu erwarten.

Weiters ist damit zu rechnen, dass dem
gelockerten Vollzug in Hinkunft vor
allem die Funktion zukommt, Strafge-
fangene fitfiir eine elektronische Uber-
wachung in Freiheit zu machen und
deren Eignung hierfiir zu erproben.
7.Wennzwischenmenschliche Kommu-
nikation imVollzug nicht an Bedeutung
verlieren soll, muss der Beweis ange-
treten werden, dass sie professionell,

qualitats-und wirkungsvoll ausgestaltet
ist. FirVollzugspraktikerist es selbstver-
standlich, dass ein positives Anstalts-
klima nicht nur eine zentrale Voraus-
setzung fur Sicherheit, sondern auch
die Basis jeglicher Behandlungs-oder
auch Angleichungsbemiihungen ist.
Dieses Klima entsteht nicht von selbst,
sondern ist Ergebnis dichter, von Ak-
zeptanzgetragener,unbefangenerund
zugleich professionelle Kommunikation
der Mitarbeiterinnen der Anstalt mit
den Insassen.

Diese kommunikative Basis-Leistung
der Mitarbeiterinnen des Justizvollzug
stellt eine typischerweise unbeachtete
,Hausfrauenarbeit” dar. Hausfrauenar-
beit bemerkt man nur dann, wenn sie
nicht oder unzuldnglichen erfolgt, die
Wohnung also unordentlich oder ver-
schmutzt ist.

Um Tendenzen zu einer Uberschie-
Benden Technisierung des Justizvoll-
zugs zu verhindern, ist es dringend ge-
boten, die Bedeutung der tiblicherweise
zuwenig beachteten Basisleistungenim
Vollzug wirkungsvoll darzustellen, ins-
besondere auch gegeniiber politischen
Entscheidungstragern.

8. Der Einsatz neuer Technologien ist
abhdngig von Werturteilen und wirft
ethische Fragen auf. Menschen neigen
dazu, ihr Verhalten im unmittelbaren
Kontakt mit anderen Menschen sorg-
faltiger zu prifen und abzuwéagen als
in anonymen Situationen. Man muss
kein Sadist sein, um vom Schreibtisch
aus Menschen in den Tod zu schicken.
Menschen veroffentlichen im Internet
personliche Details, die sie nie und
nimmer auf einem Marktplatz bekannt
geben wiirden. Deshalb ist beim Ein-
satz technischer Systeme, die ihre Wir-
kungen und ihre Macht unpersonlich,
aberhochwirksam entfalten, bei denen
die Menschen, die fiir sie verantwortlich
sind, nicht oder nur wenig sichtbar sind,
besondere Sensibilitat geboten.
Technische Systeme wirken nur allzu
leicht wert-neutral, weder moralisch
noch unmoralisch. Sie vermogen als
Sachzwang aufzutreten, der einem gu-
ten Zweck dient.




F$6/2010 -323

Aus grundrechtlicher Sicht liegen die
beunruhigenden Auswirkungen von
9/11 nicht darin, dass unser aller Leben
statistisch gesehen riskanter gewor-
den ist, sondern darin, dass sich das
Grundverstandnis, wie der Staat seine
Burger Gberwachen und kontrollieren
darf, dramatisch verschoben hat.

Das macht es Mahnern, die dafir ein-
treten, die schmalen Restbestande an
Intimsphare und die Wirde der Ge-
fangenen nicht weiter durch Uber-
zogene Technisierung zu schmalern,
nicht leicht. Moglicherweise hilft aber
der Verweis auf den Psychologischen
Verhaltensvertrag der Gefangenen
und auf die Auswirkungen seiner Ver-
letzung, technische Uberwachung auf
ein verniinftiges Mal3 zu begrenzen.
Je mehr sich ein Mensch zum Objekt
technischer Uberwachungssysteme de-
gradiert fuhlt, desto weniger verhalt er
sich als verantwortliches und koopera-
tives Subjekt.

9. Grossprojekte im Bereich der Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gien weisen betrachtliche finanzielle Ri-
siken auf und flihren zu Abhangigkeiten
von privaten Unternehmen. Im Bereich
desE-Governments gibt esinternational
reichliche Erfahrungen miterheblichen
Kosten-und Terminuberschreitungen
und auch konzeptionell aus dem Ruder
gelaufenen Projekten. In Osterreich lie-
gen sehr durchwachsene Erfahrungen
im Bereich des digitalisierten Behorden-
funks fur Blaulicht-Organisationen vor.
Ganz allgemein besteht bei komple-
xen IKT-Lésungen die Gefahr einer Ab-
hangigkeit von privatwirtschaftlichen
Lieferanten bzw. Providern. Haufig
handelt es sich hierbei um Tochterge-
sellschaften oder regionale Niederlas-
sungen global operierende Konzerne,
deren Qualitatsniveau, Verlasslichkeit
und unternehmenspolitische Ausrich-
tung von wechselnden Konzernstrate-
gien abhangig ist.

10. Kommunikation mittels Informa-
tions-und Kommunikationstechnolo-
gienwird zusehends einTeil der Alltags-
kultur und des sozialen Lebens. Dies

stelltden Justizvollzug vor ein Dilemma:
Ausschluss der Insassen von Freiheit
als gegenwartigen Informations- und
Kommunikationsformen versus deren
Beteiligung daran mit all den damit
verbundenen Uberwachungsproble-
men. Das Strafiibel der Freiheitsstrafe
ist keine absolute Grof3e. Es besteht
im Abstand der zur Verfligung stehen-
den WahImdoglichkeiten, Frei-und Ent-
scheidungsrdume sowie Chancen zur
Teilhabe am gesellschaftlichen Wohl-
stand innerhalb des Vollzuges in Re-
lation zu einem Leben in Freiheit. Gibt
es drauBBen mehr Maoglichkeiten und
andert sich drinnen nichts, vergrof3ert
sich das Strafiibel, obwohl im Vollzug
alles gleich geblieben ist. Je mehr der
Durchschnittsbiirger seine Freizeit, aber
auchTeile der Arbeitszeitim weltweiten
Netz verbringt, desto weniger werden
Gefangene auf ein Leben in Freiheit
vorbereitet, wenn dieses Netz fir sie
weitgehend unzugdnglich bleibt.
Aufderanderen Seite bietet das Internet
reichliche Méglichkeiten fir strafbare
Handlungen-von der Kinderpornogra-
phie tber den Betrug bis hin zur orga-
nisierten Kriminalitat.

Die Sache wird dadurch nicht ein-
facher, dass die Miniaturisierung von
Geraten und Speichermedien ebenso
zligig voran schreitet wie die Vielfalt
und Leistungsfahigkeit mobiler Inter-
netzugange.

Wenn die gegenwartige Entwicklung
auch nur noch einige Jahre andauert -
und dies ist wohl anzunehmen - wird
dieses Spannungsfeld an Brisanz zu
nehmen. Auch hier stellt sich die Frage
der Leistungsfahigkeit und Grenzen
technischer Uberwachungssysteme
sowie von Mdglichkeiten, diese zu um-
gehen bzw. zu hacken.

11. Die neuen Technologien ermogli-
chen es aberauch, die Kommunikation
zwischen Insassen, innerhalb des Per-
sonals sowie zwischen diesen beiden
Gruppen mit zusatzlichen Optionen zu
versehen.

WieauchsonstimoffentlichenSektor,hat
der Einsatz von IKT im Strafvollzug vor
allem zu EDV-Systemen gefiihrt, die ge-

wohnte Verwaltungsablaufe abbilden,
dies allerdings mit mehr Zugriffsmog-
lichkeiten und groBeren Datenmengen.
Die interaktiven Moglichkeiten, die das
Web 2.0. auch fir die Gestaltung von
Kommunikationen, Arbeitsprozessen
und Entwicklungsleistungen eroffnet,
blieben im offentlichen Sektor zum
Unterschied von grof3en Unterneh-
men bisher weit gehend ungenutzt.
Im Justizvollzug 6ffnen sich besondere
Perspektiven. Auch wenn es utopisch
anmutenden mag: warum soll es nicht
so etwas wie Facebook fiir die Kom-
munikation von Insassen einer oder
auch mehrerer Justizvollzugsanstalten
geben?

12. Die neuen Uberwachungs-und
Kommunikationstechnologien haben
das Potenzial, den Justizvollzug nach-
haltig zu verandern, sowohl zum Guten
wie zum Schlechten.

Je klarer die Zielsetzungen und die
Gesamt-Strategie des Justizvollzug
sind, desto eher kann die Entwicklung
gesteuert werden.

Es empfiehlt sich zunachst eine Be-
standsaufnahme sowie ein Blick in die
nahere Zukunft:

- Wassind die Starken, was die Schwaé-
chen der verschiedenen Vollzugsy-
steme?

- Welche Chancen, welche Risiken sind
aufgrund von Entwicklungen in den
wichtigen Umwelten und Umfeldern
des Strafvollzuges zu erwarten?

- Wie werden sich die Gefangenen-
Populationen zahlenméfig und in
ihrer Zusammensetzung voraussicht-
lich verandern?

- Wie sind die Erwartungen der ver-
schiedenen Anspruchsgruppen (Sta-
keholder) an den Justizvollzug und
wir werden sich diese entwickeln?

- Welchendieser Erwartungen sollwie
und in welchem Ausmal entspro-
chen werden?

Es wédre angebracht, bei der Auseinan-
dersetzung mit diesen Fragen verschie-
dene mittelfristige Entwicklungsszena-
rien durchzuspielen.
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Als weiterer Schritt ist es angezeigt,

strategische Festlegungen zu treffen:

- Wie erfolgt die Gewichtung der in
einem Spannungsfeld befindlichen
Ziele und Zwecke des Vollzuges?

- Welche Leitlinien und Grundsatze
werden daraus abgeleitet?

- In welcher Quantitat und Qualitat
sollen welche Leistungen erbracht
werden?

- Welche und wie viele Ressourcen
benotigt man hier zu und wie sollen
diese aufeinander bezogen und or-
ganisiert werden?

- SchlieBlich: Welche Rolle spielen
hierbeitechnische lnnovationen und
wie sind bei ihrem Einsatz Justizvoll-
zugsanstalten als soziotechnische
Systeme zu organisieren?

Realistischer weiseist nicht zu erwarten,
dass die Politik von sich aus initiativ
wird.Wir missen auch zur Kenntnis neh-
men, dass das gegenwartige Interesse
der Human-und Sozialwissenschaften
am Vollzug enden wollend ist.

Der Justizvollzug sollte daher aktiv, ge-
duldig und nachhaltig den Austausch
und Kooperationen mit Fachhoch-
schulen und Universitaten sowie For-
schungsinstituten, aber auch mit der
Zivilgesellschaft (NPOs, NGOs) suchen,
um nichtim eigenen Saft zu schmoren,
sich eine AuBBenperspektive zu holen
und fachliche Kompetenz zu gewin-
nen.

GroBes Potenzial haben auch Koopera-
tionen und Projekte innerhalb der EU
sowie internationaler Austausch.

Die Chancen und Gefahren der Anwen-
dung von IKT-gestiitzten Kontroll- und
Uberwachungssysteme bei dersozialen
Kontrolle von Strafféalligen innerhalb
und auBBerhalb geschlossener Anstalten
sollten daher Anlass sein, Uberféllige
Strategie-Prozesse in Angriff zu neh-
men. Hierbei wird es in Anbetracht der
gegenwartigen Rahmenbedingungen
vor allem darum gehen, mittelfristige
Orientierungen zu entwickeln, die auf-
grund gemachter Erfahrungen und be-
obachtbarer Entwicklungen laufend ei-
ner Anpassung und Weiterentwicklung
unterzogen werden.

Der Einsatz von Technik ist fur die loh-
nend, die wissen, was Sie von ihr wol-
len, aber auch, was Sie von ihr nicht
wollen.
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Der Einsatz biome-
trischer Systeme in
der Zutrittskontrolle

Erfahrungen aus der
Schweiz
Marcel Ruf

Der Schweizer Strafvollzug

Die JVA Lenzburg, seit 1864 in Betrieb,
ist eine von sechs geschlossenen Straf-
anstalten in der Schweiz. Mit ihren 300
Gefangenen sowie 180 Mitarbeitenden
ist sie bereits ein Big Player flir Schwei-
zer Verhaltnisse. Gesamthaft befinden
sich in der Schweiz ca. 6:500 Personen
im Strafvollzug und dies auf ca. 7 Mio.
Einwohner. Der Auslanderanteil in den
geschlossenen Anstalten liegt aktuell
bei 75 %.

In der Schweiz ist der Strafvollzug
eine Angelegenheit der Kantone (Bun-
deslander) und untersteht nicht den
Bundesbehorden. Das Strafrecht sowie
die baulichen und betrieblichen Min-
destanforderungen sind bzw. werden
auf Bundesebene festgelegt bzw. ko-
ordiniert.

Nur nebenbei sei erwahnt, dass die
Jkleine” Schweiz Giber 26 Kantone (Bun-
deslander) verfiigt. Dies macht Verein-
barungen sowie das Festlegen von ge-
meinsamen Weisungen oder Richtlinien
zu einer Herausforderung, die von drei
Konkordaten koordiniert wird.

Urspriinglich hielt die Biometrie in
Lenzburg zur Besucheridentifikationim
Jahre 2000 Einzug. Man wollte die Be-
sucher von den Gefangenen eindeutig
unterscheiden konnen, was bei Gber
40 Nationalitaten oft problematisch
ist. In den letzten Jahren gelangen in
verschiedenen europdischen Landern
Gefangenen per Personenaustauschim
Besucherbereich die Flucht.
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Es sind, speziell in Lenzburg, nicht
nur die unterschiedlichen Kulturen,
die die Kontrolle erschweren. Es be-
finden sich an Wochenenden bis zu
100 Personen im Aufenthaltsraum und
auch die AuBenbesuchsanlage mitdem
Spielplatz fiir die Familien birgt diesbe-
zlglich zuséatzliche Gefahren.

Nach der Erneuerung der Peripherie
im Jahre 2004 durch zwei Ordnungs-
zaune, zwei elektronisch Gberwachte
Zaune und einer Giberacht Meter hohen
Mauer liegt der Hauptfokus fur Flucht-
versuche nun im Eingangsbereich.

Heute werden auch alle Handwer-
ker, Servicefachleute und Lastkraftwa-
genfahrer bei jedem Zu- und Austritt
biometrisch Gberprift und selbst die
Mitarbeitenden miissen sich vor dem
Zugang zum Insassenbereich per Iris
identifizieren lassen.

Biometrie -
Geschichtlicher Riickblick

Die Biometrie hat bereits eine liber hun-
dert Jahre lange Vergangenheit und ist
kein Kind des digitalen Zeitalters.

Die Biometrie (griechisch bios = Leben
und métron = Mass) beschaftigt sich
mit Messungen an Lebewesen und den
dazu erforderlichen Mess- und Auswer-
teverfahren. Zur Personenidentifikation
setzte man schon friih die Biometrie
ein. So entwickelte Alphonse Bertillon

1879 ein Bertillonage genanntes System

zur Identitdtsfeststellung, das auf elf

Korperlangenmassen basierte (Anthro-

pometrie).

Zur eindeutigen Identifizierung einer

Person legte Bertillon die folgenden elf

Koérpermasse fest:

- Korperldnge

- Armspannweite

- Sitzhohe

- Kopflange

- Kopfbreite

- Lange des rechten Ohres

- Breite des rechten Ohres (spater er-
setzt durch Jochbeinbreite)

- Lange des linken FuBBes

- Lange des linken Mittelfingers

- Lange des linken Kleinfingers

- Lange des linken Unterarmes

Das Risiko einer Verwechslung betrug
bei korrekter Abnahme der Masse 1
zu 190.000. Die erste Identifizierung
einesriickfallig gewordenen Straftaters
anhand seiner Kérpermasse gelang am
20.02.1883. Bis zum Jahre 1905 konn-
te die Pariser Polizei insgesamt Uber
12.000 riickfallige Straftdter durch die
Bertillonage identifizieren.

1892 legte Francis Galton, andere
Hinweise deuten auf die Schriften von
Johannes Purkinje 1823 zurlick, den
wissenschaftlichen Grundstein fiir die
Nutzung des Fingerabdrucks (Dakty-
loskopie), die sich zu Beginn des 20.
Jahrhunderts dann auch durchsetzte.

Biometrie lebt heute vom Zusam-
menspiel der Disziplinen Lebenswis-
senschaften, Statistik, Mathematik und
Informatik. Erst die heutige Informa-
tionstechnologie macht es maoglich,
die hohen Leistungsanforderungen
Ublicher biometrischer Verfahren zu
bewaltigen.

Bei der Erfassung werden nur die
biometrischen Merkmale hinterlegt,
es werden Besonderheiten in einem
Muster erkannt und die Verhaltnisse
dieser Besonderheiten untereinander.
Dabei werden keine Bilder oder Finger-
abdriicke abgespeichert.

Das Zusammenspiel dieser Merk-
male legt man als Datensatz ab, als
Template. So werden z.B beim Finger-
abdruck die Endpunkte der Minutien
sowie deren Gabelungen erfasst und
daraus eine Kombination dieser Ver-
bindungen erstellt.

Die Biometriepraxis in der
JVA Lenzburg

Als erstes System zur Besucherilber-
prifung wurde in Lenzburg im Jahre
2000 die Gesichtserkennung mittels Ge-
sichtsgeometrie (2D) eingesetzt. Die Ge-
sichtserkennungsldsung von ZN basiert
aufdem,Hierarchical Graph Matching”
(HGM), bei dem die Gesichtsgeometrie
durch ein Gitter reprasentiert wird. Ist
dieser Graph erstellt, wird seine GréRe
und Lage beijederKontrolle an den Ge-
sichtsausdruck angepasst. Bei der Ahn-
lichkeitsberechnung werden laut ZN
etwa 2.000 Merkmale herangezogen.
Insgesamt wurden mit diesem System
in Lenzburg innert sechs Jahren ber
10.000 Personen erfasst.

Es handelte sich dabei um eine Veri-
fikation, da ein unbekanntes Gesicht mit
einem Gesicht aus einer bestimmten
Erstaufnahme verglichen wird. Dies im
Gegensatz zur ldentifikation.

Wir erfassen jeweils nur mannliche
Besuchspersonen ab 14 Jahren, da wir
erstens keine weiblichen Gefangenen
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haben und zweitens davon ausgehen,
dassdie Unterschiede zwischen Frauen
und Mannern sowie Kindern und Man-
nern noch ohne technische Hilfsmittel
nachvollzogen werden kénnen.

Eine Evaluation wurde im Jahre 2000
nichtdurchgefiihrt, da sich die meisten
Verfahren noch im Entwicklungsstadi-
um befanden und keine transparenten
Marktinformationen vorlagen, die seri-
0sen Analysen stand hielten.

Auchlegten wir keinen Wert auf ent-
sprechende Beratungsbiros aus dem
Bereich der Sicherheitstechnik, da wir,
auch heute noch, tiberzeugt sind, dass
in erster Linie der Anwender tber das
notige Know-how verfligen bzw. die
Maoglichkeit haben muss, entsprechend
ausgebildetes Personal anstellen zu
konnen. Im Ernstfall steht nie der Si-
cherheitsplaner auf der,Anklagebank’,
sondern die Anstaltsleitung und dessen
Mitarbeitende.

BeiderInbetriebnahme des Systems
musste auch die Datenschutzbehorde
des Bundeslandes hinzugezogen wer-
den, da eine zu Uberprifende Person
(Gberraschenderweise ein Jurist) eine
entsprechende Beschwerde betreffend
Personlichkeits- sowie Datenschutz ein-
reichte.

Beidieser Uberpriifung wurdenuns
vom Datenschutz nur folgende zwei

JVA Lenzburg

Punkte flir den Weiterbetrieb des Sy-

stems auferlegt:

- DieSoftware und Datenspeicherung
muss als Inselldsung betrieben wer-
den, also keine Vernetzung der EDV-
Systeme.

- JederBesucherhat das Rechtdarauf,
dass seine Daten beim Verlassen der
Anstalt wieder geléscht werden.

Da beides bereits von uns vorgesehen
war, durften wir den Betrieb ohne Un-
terbruch weiterfihren.

Es zeigte sich, dass der Datenschutz,
zumindestin der Schweiz, die realen Be-
dingungen des heutigen Strafvollzugs
beriicksichtigt und somit die Sicherheit
der Allgemeinheit hoher bewertet als
die Rechte des Einzelindividuums in
einem nicht offentlich zuganglichen
sowie hochsensiblen Bereich.

In den letzten zehn Jahren waren
es Uibrigens genau zwei Besucher, er-
staunlicherweise keine Juristen, dieihre
Daten jeweils wieder geldscht haben
wollten.

Nach Giber sechs Jahren Betriebser-
fahrung konnten wir folgendes Resu-
mée zur Gesichtserkennung (2D) zie-
hen:

Die Vorteile lagen bei der relativ ein-
fachen Instruktion und Handhabung
des Systems. Die Beriihrungslosigkeit

hat enorme Vorteile und dies nicht nur
im Zeichen des Grippewahnsinns. Auch
die kurzen Einlesezeiten machen das
System sehr anwenderfreundlich.

Die Nachteile lagen bei dem Zwang,
mit entsprechenden Batches arbeiten
zu missen. Da das System den Refe-
renzdatensatz (so genannte Template)
nicht in einer Datenbank abgleichen
konnte, sondern nur auf einer auf jede
Person einzeln zugeteilten Magnetkarte
(Batch), musste diese entsprechend ar-
chiviert und bewirtschaftet werden.

Beieineiigen Zwillingen konnte das
System nicht eingesetzt werden, da die
Referenzwerte ansonsten so hoch an-
gesetzt werden mussten, dass andere
Besucher nicht mehr erkannt wurden
(Individualitatsprobleme). Hier behalf
man sich mit physischen Hilfsmitteln.

Das gleiche System wird (ibrigens
seitca.2005 auchin der JVAWien-Josef-
stadt in Osterreich eingesetzt.

Bei der Gesichtserkennung gilt ge-
nerell, auffolgende Fehleranfalligkeiten
bei der Planung Riicksicht zu nehmen:
- Gesichter sind nicht rigide (Mimik)

- Wennmdglichimmerdirekt Personal
vor Ort, damit kein unbeaufsichtigtes
Einlesen mdoglich ist, um das Verfah-
ren mittels Fotos, Video oder Masken
nicht zu Uberlisten bzw. austesten
zu kénnen

- ldealeBeleuchtungsverhéltnisse sind
auBerst wichtig

- Gesichter konnen sich verandern,
Neueinlesungen bertcksichtigen

Nach drei Software-Generationen so-
wie dem Anspruch, das System auf alle
Besucher (inkl. Handwerker und LKW-
Fahrer) auszuweiten, wurde 2007 der
Wechsel aufein Infrarot basierendes 3D-
Gesichtserkennungsgerat vollzogen.

Das System vermisst mittels Infa-
rotlicht das Gesicht dreidimensional
und speichert diesen Datenstamm in
der eigenen Datenbank ab (Identifika-
tion). Somit entfallen die Batches und
das Uberpriifen wird wesentlich effi-
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zienter. Die Erfassung eines Gesichtes
gelingt in 1.5 Sekunden, hangt aber
vom Besucherverhalten (Mimik) ab. Je
ofter jemand das System verwendet,
desto schneller gelingt die Erfassung.
Die Akzeptanz durch die Anwender
kann im Grof3en und Ganzen als sehr
gut bezeichnet werden, umso mehr
viele zum ersten Mal damit in Kontakt
gekommen sind. Die Identifikation ist
hoher als das Gitternetzsystem und
erkennt selbst eineiige Zwillinge. Die
Mitarbeit der Besucher bleibt aber von
enorm hoher Wichtigkeit. Es bendtigt
einen Moment der Ruhe im Gesicht
(1-2 Sek.) und auch der Winkel und
die Kopfhaltung sind entscheidend.
Schwierigkeiten hatten wir zu Beginn
bei Trdgern von Vollbarten und gro3en
Schnduzen, diese konnten wir aber in
der Zwischenzeit beheben (Rickwei-
sungvon authentischen Personen bzw.
Falschriickweisungsrate FRR).

Brillentrager mussen jeweils ihre
Brillen abnehmen, was vorher beim
2D-System nicht notwendig war. Die
Ersteinlesung zur erstmaligen Identi-
fikation dauert ca. 1 Minute, auch hier
bendtigt man bei grof3em Verkehr im
Eingangsbereich zusatzliche Mitarbei-
tende.

Nun zum zweiten biometrischen
System, der Iriserkennung:

Nach der Eingangkontrolle und der
Sicherheitsschleuse gibt es eine un-
terirdische Verbindung zum panop-
tischen Zellengebaude (ca. 200 Meter).
Die Zutrittstire in diesen Bereich ist
nochmals mit einem biometrischen
System abgesichert, damit nur unsere
Mitarbeitenden diese Tiire 6ffnen kon-
nen. Zwischen den Jahren 1986-2003

wurde diese Ture mittels Wiirfelcode
bedient, dazu musste der Code alle drei
Monate gedndert werden. Dies fuhrte
zu entsprechenden Verwirrungen und
Komplikationen beim Personal.lm Jahre
2002 schritten wir dann zu einer Evalu-
ierung eines biometrischen Systems:

Folgende Anforderungen an die Zu-

trittskontrolle des Personals mussten

erfiillt werden:

- Sehr hoher Grad der Einzigartigkeit
der erfassten Merkmale

- Keine Moglichkeit der Beeinflussung
durch die Nutzer (Manipulationen)

- Brillen und Kontaktlinsen sollten
keinen Einfluss haben

- Die Identifikation muss rasch erfol-
gen (< 2 Sek.)

- In der Praxis bewahrt

- HoheBetriebssicherheit und schnel-
ler Servicedienst

- Pflege und Reinigung ohne grossere
Unterbriiche méglich

- Mutationenrasch und jederzeitmog-
lich

- Hygieneanforderungen den Alltags-
bedingungen angepasst (HIN1!)

- 24 Std. und 365 Tage im Jahr in Be-
trieb

Welche Systeme wurden in der

Evaluation beriicksichtigt?

- Fingerabdruck (optisch und Infra-
rot)

- Handgeometrie

- Gesichtserkennung

- lIriserkennung

- Unterschriftsdynamik

- Netzhautmuster (Retina)

- Fingergeometrie / Hand- und Hand-
gelenkvermessung (Venen)

- Stimmanalyse

- Tippverhalten an einer Tastatur

- Gesichtserkennung mit Stimmana-
lyse

- Gesichtserkennung mit Lippendy-
namik

- Nicht bertcksichtigt wurden:
Thermografie, Schweissdriisen, Na-
gelbettmuster, Lippenbewegun-
gen, Gangart, Handvenen, Ohr-
muscheln, Lichtreflexion der Haut
etc.

Somit wurden nicht nur statische/phy-
siologische Verfahren berticksichtigt,
sondern auch dynamische/behaviori-
tische.

Innerhalb zehn Monaten hatten wir
die Verfahren ausgetestet bzw. nach
einer Giberzwanzig Seiten umfassenden
Ausschreibung offerieren lassen. In die
Schlussrunde kamen die biometrische
Erfassung mittels Finger, Hand, Iris,
Netzhaut und Gesicht.
DerFingerabdruck kam aus Falschungs-
griinden (Gelatinehdutchen oder Sili-
konfinger), speziell die Gelatine weist
dhnliche physikalische Eigenschaften
wie das menschliche Gewebe auf, aus
hygienischen Griinden und da nicht
fir alle Personen anwendbar, nicht in
Frage.

Die Handgeometrie scheiterte aus hy-
gienischen sowie aus physikalischen
Griinden (Temperaturunterschiede im
Winter, speziell bei Fahrradfahrern).
Die Netzhaut (Retina) wurde aus Akzep-
tanzgriinden bei den Mitarbeitenden
gestrichen.

Und die Gesichtsvermessung wurde
aus Kostengriinden sowie der Komfort-
[6sung (ohne Karten oder Batch) nicht
beriicksichtigt.

Somit wurde die Iriserkennung als
klarer Siegerauserkorenund ab 2003 in
Betrieb genommen. Die Iriserkennung
erweist sich in der Genauigkeit, der Per-
sistenz, der Uberwindungssicherheit
und der Akzeptanz als klar Gberlegen
gegeniiberdenanderenVerfahren.Vor-
sorglichwurde aber, zur Steigerung der
Mitarbeiterakzeptanz (das A+0O), eine
Versuchsanlageinstalliert, welche jeder
Mitarbeiter freiwillig benutzen durfte.
Nach wenigen Wochen hatte sich eine
Art ,James Bond"“-Effekt durchgesetzt
und das System gewann enorm an Po-
pularitat.

Apropos James Bond; enttauschen
muss man die Anhdnger der Spionage-
romane oder des Buches, Die llluminati”,
dankderLebenderkennung, beider ver-
schiedene Funktionen eines lebenden
Auges Uberpriift werden, z.B. bei der
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Reflexreaktion der Iris auf Lichteinfall
nltzt einem das Herausreif3en eines
Augapfels liberhaupt nichts.

Aber was ist eigentlich die Iris
genau:

Die Iris ist der farbige Gewebering, der
die Pupille umschlie3t. Sie regelt, wie
eine Blende, die Weite der Pupille und
somitden Lichteinfall auf die Netzhaut.
Dielrisist ein einzigartiges Merkmal. Bei
einem einzelnen Menschen unterschei-
densichsogardielriden derbeiden Au-
genvoneinander. Als Merkmale werden
beim Enrollment die Fasern, Verflech-
tungen und Streifen herangezogen, die
Farbe wird nicht verwendet. Die Auf-
nahmen werden von hochauflésenden
Schwarzweil3-Kameras erstellt.

Nach Uber siebenjdhriger Betriebser-
fahrung inklusive der Umstellung im
Jahre 2008 auf einen Zwei-Augen-Leser
kdénnen wir folgende Erfahrungen zu-
sammenfassen:

Vorteile

- Schnelle Priifung

- Sehr félschungssicher, auch bei ein-
eigen Zwillingen (100 % getestet)

- Einmaligkeit sehr hoch

- Hygienisch einwandfrei

- Akzeptanz sehr hoch

- Relativ glinstiges System (aktuell fiir
eineTiire/2 Leser sowie eine Einlese-
station inklusive Datenrechner ca.
Euro 22.000.-)

Nachteile

- Implantierte Linsen kdnnen Schwie-
rigkeiten bereiten

- Erkrankungen der Augen

- Bei farbigen Linsen und sehr dunk-
len Sonnenbrillen funktioniert das
System nicht, dies sollte aber beiden
eigenen Mitarbeitenden keine Rolle
spielen.

Speziell Augenoperationen hatten
vereinzelt (bei 1-2 Mitarbeitenden) zu
Schwierigkeiten gefiihrt, da das System
die Lebenderkennung nicht positiv ab-
schlieBen konnte und dem Mitarbei-
tenden den Zugang verweigerte. Dies

waren fur uns aber l6sbare Probleme,
diefirden betroffenen Mitarbeitenden
jedoch argerlich blieben.

AbschlieBend gilt es festzuhalten,
dass wir mit dem Einsatz der biome-
trischen Systeme sehr zufrieden sind
und diese nicht mehr missen mochten.
Auch schon nur der einzelne Hand-
werker oder LKW-Fahrer ist sich der
Bedeutungdes Zugangesin einen solch
hochsensiblen Bereich dadurch jedes
Mal aufs Neue bewusst.

Sicherheit in einem komplexen
Umfeld braucht sehr viele Parameter,
um schlussendlich ein moglichst ho-
hes Niveau zu erreichen. Die Biometrie
ist dabei eines der unterstlitzenden
Mittel. Es gilt aber immer die ,richtige”
Sicherheit, im richtigen Level und am
richtigen Ort einzusetzen. Vergessen
sollte man dabei nie, dass man nicht zu
viel Sicherheitan Orten anbietet, wo sie
nicht notwendig ware.

Flr Fragen stehen wir lhnen jeder-
zeit mit Rat und Tat zur Verfligung!

Marcel Ruf
Direktor der JVA Lenzburg
Marcel Ruf@AG.ch

Die Bedeutung einer
technischen Abtei-
lung in einer Hoch-
sicherheitsanstalt

Thomas Vélge, Thomas Eckbauer,
Thomas Heidemann

Wie kann Technik zur Sicher-
heit in einer Justizvollzugs-
anstalt beitragen?

Die JVA Oldenburg st eine Hochsicher-
heitsanstaltund wurdeim Jahre 2001 in
Betrieb genommen. Sie ist mit den mo-
dernsten sicherheitstechnischen und
technischen Einrichtungen ausgerdistet
worden. Das Gefangnisgebaudeistvon
auBen doppeltgesichert; eine 6,50 Me-
ter hohe AuBenmauer umschlief3t das
Gelande auffast 2 Kilometern,und 5,40
Meter nachinnen versetzt befindetsich
ein sensorgesicherter Zaun aus Gitter-
geflecht. Jede Berlihrung wird sofortin
der Sicherheitszentrale registriert und
ausgewertet. Die AuBBen- und Innen-
bereiche werden von 220 Kameras ge-
sichert und schiitzen in erster Linie die
Bediensteten, die sich in allen Lebens-
bereichen der Gefangenen aufhalten:
Station, Arbeitsbetrieb, Kiiche, Kammer,
Sporthalle, Krankenstation, usw.

Die Technik steht immer dann be-
sondersim Fokus, wenn es zu Gefahren-
situationen oder Notlagenim Gefdngnis
kommt: Feuer, Geiselnahmen, Notfélle,
Systemausfalle, Stromausfall, etc. Wenn
die Technik dann reibungslos funktio-
niert, kann sie eine wertvolle Hilfe sein,
umdiese Gefahrensituationen und Not-
lagenin den Griff zu bekommen. Auf der
anderen Seite ist nicht auszudenken,
was alles passieren kann, wennTechnik
im Gefangnis versagt: Ein Inhaftierter
erleidet einen Herzinfarkt und kannssich
inseiner Zelle nicht bemerkbar machen.
Ein defektes Rolltor in der Kfz-Schleuse
verhindert das Ein- und Ausfahren der
Feuerwehr oder eines Krankenwagens.
Ein(e) Bedienstete(r) wird von einem
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oder mehreren Inhaftierten angegriffen
und niemand nimmt Notiz davon. Ein
Feuer wird nicht friih genug bemerkt,
weil ein Brandmelderin diesem Bereich
nicht funktioniert. Diese Schreckens-
szenarien sind in den vergangenen
Jahrzehnten gliicklicherweise auf ein
Minimum reduziert worden.

Inzwischen ist es fast selbstver-
standlich, dass der in Not geratene
Gefangene einfach den Notrufknopf
betatigt und Uber die Sprechsaule mit
den Bediensteten in der Sicherheits-
zentrale Kontaktaufnehmen kann.Und
auch der Schaden des Rolltores wird
schnellstmdglich durch eigene Krafte
oder Fremdfirmen behoben. Kommt
es zu tatlichen Angriffen auf Kollegen,
koénnen sie mit ihren mobilen Siche-
rungsgeraten einen Hausalarm auslo-
sen. Daraufhinist eine sofortige Ortung
der betroffenen Kollegen im Gebaude
moglich und die tbrigen Bediensteten
kdnnen zur Hilfe eilen. Die Sicherheits-
zentrale kann die entsprechende Kame-
ra ansteuern, um den Ubergriff zu do-
kumentieren und spater auszuwerten.
Das ist ein wichtiger Vorgang fiir die
Beweisfiihrung. Durch die Einhaltung
der gesetzlich vorgeschriebenen War-
tungenderBrandmeldeanlagenisteine
Fehlfunktion nahezu auszuschlief3en.

Dassind nur einige Positivbeispiele,
wieTechnikin den Gefangnisalltag ein-
wirken kann. Doch was steckt alles da-
hinter? Wer veranlasst die Reparatur
des defekten Rolltores? Wer fiihrt regel-
malige Funktionstests der Rufsaulen
durch? Wer liberwacht die Einhaltung
der turnusmaBigen Wartungen? Wer
veranlasst die Reparatur defekter Ka-
meras? Aus welchen Mitteln wird ab-
gangige Technik finanziert?

Nach Inbetriebnahme der JVA OI-
denburg im Jahre 2001 wurde schnell
deutlich, dass die beste Technik nutzlos
ist, wenn sie nichtangemessen bedient,
betreut, gewartet undinstandgehalten
wird. Dass bedeutet, dass die Technik
den Faktor Mensch nicht ersetzen kann.
Der Mensch ist vielmehr der entschei-

dende Faktor. Seine Zuverldssigkeit, sei-
ne Sorgfalt, sein Know-how und seine
Einsatzbereitschaft tragen mal3geblich
dazu bei, dass die Ausfallzeiten aller
technischen Einrichtungen so gering
wie moglich gehalten werden kénnen
und dass die betriebsgewdhnliche Nut-
zungsdauer des gesamten technischen
Anlagevermogens verlangert werden
kann. Hierbei gilt es zu bedenken, dass
infolge des permanenten Betriebes und
der intensiven Nutzung der Technik an
sieben Tagen die Woche und 24 Stun-
denamTag ein hoherVerschleifl unver-
meidbar ist.

Einrichtung einer
technischen Abteilung in der
JVA Oldenburg

Um den geschilderten Herausfor-
derungen besser entgegentreten zu
kénnen, wurde im Jahre 2004 der
Fachbereich Bau und Technik mit vier
Bediensteten und einer Koordinations-
stelle eingerichtet. Die Aufgaben der
technischen Abteilung umfasstin erster
Linie die Betreuung aller technischen
und sicherheitstechnischen Gewerke.
Besonders hervorzuheben sind nachfol-
gende Gewerke, diein etwa zu gleichen
Teilen auf die technischen Bediensteten
verteilt sind:

- Heizungs-/Luftungs- und Klimaanla-
gen/Gebdudeleittechnik:
Techniker 1

- Video/Fernsehnetz/Personennotru-
fanlage/EIB-Gebdaudemanagement:
Techniker 2

- Zellenkommunikation/Hauselektrik/
Wasseraufbereitung: Techniker 3

- Zaundetektion/innere und aul3ere
Beleuchtung: Techniker 4

Hinzu kommen viele kleinere Gewerke,
die gleichwohl einen hohen zeitlichen
Aufwand nach sich ziehen. Alle tech-
nischen Gewerke zusammengenom-
men ergeben einen Anteil von mehr
als einem Drittel an den gesamten
Baukosten der JVA Oldenburg. In Zah-
len sind das fast 20 Millionen €. Der
daraus resultierende kostenintensive

Wartungsaufwand, die Notwendigkeit
von Ersatzbeschaffungen und tech-
nischer Sonderbaumafinahmenwurde
mehrfach an das Sicherheitsreferat des
Justizministeriums und das zustandige
Staatliche Baumanagement berichtet.
Im Ergebnis wurde nach langen Ver-
handlungen mit der Oberfinanzdirekti-
onein Sonderbudget fiir die vier nieder-
sachsischen Hochsicherheitsanstalten
Rosdorf, Sehnde, Celle und Oldenburg
anerkannt. Damit sollen aufBerplanma-
Bige Beschaffungen oder Sonderpro-
jekte finanziert werden, die nicht tiber
den jahrlichen Sachhaushalt finanziert
werden kénnen.

Anforderungsprofil eines
technischen Bediensteten

Was das Anforderungsprofil eines Mit-
arbeiters anbetrifft, sollte er im besten
Fall eine technische Ausbildung mit
Meistertitel haben und dann die Ausbil-
dungim mittleren Justizvollzugsdienst
absolvieren. Darin werden vollzugliche
Rahmenbedingungen vermittelt und
wichtige Erfahrungen im Vollzugsall-
tag gesammelt. Diese vollzugliche
Sensibilisierung in punkto Sicherheit,
Datenschutz, Personlichkeitsrechte der
Inhaftierten, usw. ist unabdingbar, weil
nahezu das gesamte Aufgabenfeld des
technischen Bediensteten Schnittstel-
len mit dem vollzuglichen Alltag auf-
weist. AuBerdem kann erin personellen
Notlagen im Vollzugsdienst aushelfen.

Durch die anschlieBende Ubernah-
meindasBeamtenverhaltnis werdendie
Bediensteten langfristig an die Behorde
gebunden. Dadurch kann ein kontinu-
ierlicher Lernprozess im eigenen Ar-
beitsfeld eingeleitet werden. Gemeint
ist damit eine hohe Bereitschaft des
Bediensteten, an Fortbildungen teilzu-
nehmen und Fachmessen zu besuchen.
Zieleines jedentechnischen Bedienste-
ten muss also sein, sich eigeninitiativ
und selbstverantwortlich weiterzuent-
wickeln, um sich standig auf dem neu-
esten Stand derTechnikzu bringen.Das
erfordert ein hohes Maf3 an Vertrauen
auf Seiten der Anstaltsleitung, der Fach-
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bereichsleitung und des Koordinators
und starkt die Identifikation mit dem
eigenemTatigkeitsfeld. Dazu zdhltauch
diedienstplanmaBige Einrichtung einer
verlasslichen Rufbereitschaft, um auch
aullerhalb der Dienstzeit auftretende
Stoérungen entweder selbst zu beheben
oder deren Behebung zu veranlassen.
Aus diesem Grund ist eine enge Zusam-
menarbeit mit den betreuenden Firmen
notwendig. Hierbei kann der jeweilige
technische Bedienstete im Laufe der
Zeit von den Firmen lernen und wird
somit sukzessive in die Lage versetzt,
immer mehr Stérungenin Eigenverant-
wortung beheben zu kénnen.

Externer Dienstleister versus
eigene technische Abteilung

Im Zuge des vermeintlich wirtschaft-
lichen OPP-Betreibermodells in einer
Justizvollzugsanstalt wird immer mehr
die Auslagerung von Dienstleistungen
gefordert, welche nicht die unmittel-
bare Betreuung und Behandlung der
Inhaftierten betreffen. Hierzu zdhlt
zweifelsfrei auch die Ubernahme aller
technischen Dienstleistungen. Aber
welche konkreten Vorteile kdnnen
mit der Auslagerung an einen exter-
nen Dienstleister erzielt werden? Ist
ein externer Dienstleister im Stande,
alle technischen Gewerke in einer Ju-
stizvollzugsanstalt zu betreuen oder
wird er sich nicht auch eines Firmen-
pools bedienen miissen? Kannsich eine
beauftragte Firma mit einem General-
schlissel frei im Gebdude bewegen
oder ist nicht weiterhin die Betreuung
durch Vollzugspersonal notwendig?
Was passiert, wenn es zu Ubergriffen
auf Mitarbeiter der betreffenden Firma
kommt und wer tragt dafiir die recht-
liche Verantwortung?

Alles unangenehme Fragen, deren
Beantwortung viele Entscheidungstra-
ger wohl lieber aus dem Weg gehen
wollen. Es sollte aber unstreitig sein,
dass Fremdfirmen in einer Hochsicher-
heitsanstaltaus Griinden der Sicherheit
permanent von Vollzugsbediensteten
betreut werden muissen, um die bau-

liche,administrative und soziale Sicher-
heit nicht zu gefdahrden. Damit ware
bereits ein gewichtiges Argument ent-
kraftet, namlich das der Wirtschaftlich-
keit, da jede einzelne Firma von einem
Vollzugsbediensteten betreut werden
muss. Darliber hinaus darf bezweifelt
werden, ob der externe Dienstleister die
Arbeitsqualitat der beauftragten Firmen
beurteilen kann oder ob er tiberhaupt
ein Interesse daran hat. AuBerdem ist
bei einem externen Dienstleister von
einer deutlich starkeren personellen
Fluktuation auszugehen. Damit fliel3t
auch jedes Mal das Know-howab und es
istungewiss, ob es gleichwertig ersetzt
werden kann. Ein weiterer gewichtiger
Nachteil ist, dass Firmeneinsdtze aul3er-
halb der Geschéftszeiten undinsbeson-
dere anWochenenden miterheblichen
Aufschlagen vergitet werden mussen.
Im Ergebnis betrachtet, erzielt eine
Justizvollzugsanstalt keine wirtschaft-
lichenVorteile, wenn es einen externen
Dienstleister die Betreuung der tech-
nischen Gewerke Uberlasst, sondern
begibt sich vielmehr in ein enormes
Abhangigkeitsverhaltnis.

Aktuelle Herausforderung:
Digitalisierung der Zellen-
rufanlage

AbschlieBend soll anhand eines Bei-
spiels veranschaulicht werden, welche
Auswirkungen der rasante technische
Fortschritt fur die Gewahrleistung der
Sicherheitimvollzuglichen Alltag haben
kann. Dieses Beispiel verdeutlichtauch,
welche umfangreichen Anstrengungen
alle beteiligten Akteure unternehmen
mussen, umdieser Problematik wirksam
entgegenzuwirken.

Bereits eingangs des Artikels wur-
de die Bedeutung der Zellenrufanlage
herausgestellt. Ihr Funktionsablauf soll
nachfolgend kurz geschildert werden.
In jeder Zelle befindet sich eine Gegen-
sprechanlage, die mitden Stationsbiiros
und der Sicherheitszentrale verbunden
ist. Wenn ein Gefangenerin einer Notla-
ge den Knopf der Gegensprechanlage
betdtigt, meldet sich der eingeteilte

Bedienstete im Stationsbiiro.Wenn das
Stationsbiro nicht besetzt ist, Uber-
nimmt die Sicherheitszentrale, die 24
Stunden taglich von 2 Bediensteten be-
setzt ist. Die Funktionsfahigkeit dieses
Systems muss immer gewahrleistet
sein.

Obwohl die Zellenrufanlage erst 10
Jahre in Betrieb ist, ist eine grundle-
gende Erneuerung aus nachfolgenden
Griinden zwingend notwendig gewor-
den.ImRahmen derBauphase Ende der
neunziger Jahre wurde EDV-Technolo-
gie verbaut, die zu diesem Zeitpunkt
dem modernsten Stand der Technik
entsprach. Infolge des rasanten Fort-
schritts in der EDV-Technologie, ist die
Ersatzteilversorgung von EDV-Kompo-
nenten am freien Markt nahezu zum
Erliegen gekommen. Bereits seit 3 Jah-
ren sind die Ersatzteilkomponenten nur
noch aufdem Auktionsmarkt erhaltlich.
Durch die Verknappung werden die
einzelnen Komponenten zudemimmer
teurer. Diese Entwicklung gefdahrdet
den weiteren reibungslosen Betrieb
der Zellenrufanlage und damit die Si-
cherheit der gesamten Anstalt. Eine
grundlegende Erneuerung der Anlage
war dadurch unumganglich. Dazu wa-
renfolgende organisatorischen Ablaufe
notwendig:

1. Machbarkeitsstudie

2. Planungsphase

3. Sicherung der Finanzierung
4. Umsetzung der MaBnahme

Zu 1:Im Rahmen der Machbarkeitsstu-
die mussten zunachst die technischen
und infrastrukturellen Rahmenbedin-
gungen sowie die Finanzierung des
gesamten Projektes analysiert werden.
Aufgrund der Qualifikation der tech-
nischen Abteilung konntein dieser Pha-
se auf die Einschaltung eines kosten-
intensiven Ingenieurbiiros verzichtet
werden. Sowar lediglich die Beteiligung
der moglichen ausfiihrenden Firmen
notwendig. In dieser Phase mussten
folgenden Fragen abgeklart werden:

- Konnen die fiir den zukiinftigen Be-
trieb notwendigen Glasfaserkabel
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und Systemkabel in der bisher vor-
handenen Infrastruktur installiert
werden oder ist das vorhandene
Kabelnetz ausreichend?

- Sind die vorhandenen Systemkom-
ponenten mitder neuenTechnologie
kompatibel?

- Was wird die Umriistung kosten und
woher kommen die Mittel?

- Wie lange wird die Umristung dau-
ern?

- Inwieweit wird dervollzugliche Alltag
beeintrachtigt?

Zu 2:InderPlanungsphase musstenalle
an der MaBnahme beteiligten Akteure
am runden Tisch zusammenkommen.
Im Einzelnen sind das die Fachplaner
des Staatlichen Baumanagements,
das vom Staatlichen Baumanagement
beauftragte Ingenieurbiiro, die betrof-
fenenTechniker der JVA Oldenburg, die
Vertreter der mdglichen ausfiihrenden
Firmen und der Fachbereich Sicherheit
derJVA Oldenburg. Die Moderation und
Begleitung der MaBnahme wurde vom
Koordinator dertechnischen Abteilung
der JVA Oldenburg vorgenommen. Alle
vorgestellten Akteure erstellenin dieser
Phase die Projektierung. Darin werden
Planungsinhalte, Ablaufplanung und
Meilensteine mit Zeitschienen gesetzt.
Zudem wurde aus den Erfahrungen des
10-jahrigen Betriebs der Anlage punk-
tuelle Optimierung in Bezug auf den
Funktionsablauf vorgenommen.

Zu 3:Unter dem Hinweis der Dringlich-
keit wurde die MalBnahme bereits im
Jahre 2008 beim Staatlichen Bauma-
nagement beantragt und durchlief
seither das reguldre Finanzierungs-
genehmigungsverfahren Gber das
Bau- und Sicherheitsreferat des Justiz-
ministeriums und der Oberfinanzdi-
rektion. Ende des letztjahrigen Haus-
haltsjahres konnte die Finanzierung
letztendlich gesichert werden. Insge-
samt wird die Umriistung ca. 500.000 €
kosten, die sich hauptsachlich auf die
Hardware-Komponenten, die Kabelzu-
garbeiten und den Einbau der Sprech-
stellen verteilen.

Zu 4:Inzwischen hatdie Umsetzung der
MaBnahmeinderJVAOIldenburgbegon-
nen, stehtaber noch am Anfang. Derzeit
werden die Glasfaser- und Systemkabel
verlegt, damit die reibungslose Uber-
tragung der Daten gewahrleistet wird.
Esistaber bereits jetzt abzusehen, dass
die weiteren Arbeiten noch weit in das
nachste Jahr andauern und frilhestens
im Sommer zum Abschluss gebracht
werden kénnen.

Fazit:

Wenn eine technische Abteilung nach

dem Vorbild der JVA Oldenburg einge-

richtet wird, ergeben sich nachfolgende

gewichtige Vorteile:

- wirtschaftliche Vorteile durch Eigen-
leistung

- sofortige Fehlererkennung und Feh-
lerbehebung maoglich

- frihzeitiges Erkennen technolo-
gischen Wandels

- Technikersind vollzugserfahren und
dirfen hoheitliche Eingriffe vorneh-
men

- Arbeitsqualitat der Fremdfirmen
kann angemessen beurteilt werden

- nachhaltige Sicherung von Spezi-
alwissen in der Hochsicherheits-
anstalt

- kein Solitarwissen bei externen
Dienstleistern, sondern ein interner
Wissenspool

- hoheMotivation durch eigenverant-
wortliches Handeln
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Mobilfunkblocker im Justizvollzug -
Sinnvoll oder bloBe Geldverschwendung?

Hans-Arduin Pohl

ieenorme Beliebtheit, der sich Mo-

biltelefone beider Bevolkerung er-
freuen, findetsichauch beiden Insassen
der Gefangnisse. In einer Umgebung
mit strikter Reglementierung der Au-
Benkontakte ist es fir Gefangene von
besonderer Bedeutung, unabhéngig
von kontrollierbaren Telefonanlagen
mit jedem auBerhalb der Anstalt frei
und zu jeder Zeit kommunizieren zu
kénnen.Wenn fiir die Kosten dann noch
Angehorige oder Freunde aufkommen,
ist diese Teilnahme an moderner Tele-
kommunikation zudem unvergleich-
lich preisgiinstig. Und die nutzen die
Gefangenen auch ausgiebig, wobei sie
sich keineswegs — wie zuweilen naiv
bagatellisiert wird — auf den Plausch
mit den Lieben daheim beschrdnken.
Mit Mobiltelefonen begehen Gefan-
gene Straftaten wie Beleidigungen,
Notigungen und Erpressungen, sie
werden eingesetzt zum Herunterladen
kinderpornografischer Bilder, fir die
Einbringung von Betaubungsmitteln
und anderer in der Anstalt verbotener
Gegenstdnde, indem Personen aufler-
halb der Anstalt zum Uberwurf iber
die Mauer eingewiesen werden und in
der Untersuchungshaft werden Tatop-
fer und Zeugen bedroht. Gerichtlich
angeordnete Telefonliberwachungen
der Polizei fihren immer wieder zur
Erkenntnis: Die Kommunikation der
Gefangenen mittels Handy erstreckt
sich von Absprachen im subkulturellen
Netzwerk innerhalb der Anstalt bis zur
Steuerung organisierter Bandenkrimi-
nalitat auerhalb.

Befragt, wie das aus Gefangnissen
heraus geschehen kann, verweisen
die Justizverwaltungen stets darauf,
dass Mobiltelefone und ihr Gebrauch

in Anstalten selbstverstandlich verbo-
ten seien. Um sich dabei nicht allein
auf eine rechtssystematisch unsichere
Auslegung des Strafvollzugsgesetzes
von 1977 zu verlassen, haben eine Viel-
zahlvon Bundeslandern dasVerbotvon
Mobilfunkgerdten auf dem Geldnde
von Justizvollzugsanstalten entweder
in ihren Justizvollzugsgesetzen oder
in gesonderten Gesetzen mit einer
klaren gesetzlichen Ermachtigungs-
grundlage geregelt wie z. B. Berlin in
§1seinesGesetzeszurVerhinderungdes
Mobilfunkverkehrsin Justizvollzugsan-
stalten (Mobilfunkverhinderungsgesetz
-MFunkVGdesLandes Berlinvom 3. Juli
2009).In Berlin sind Mobilfunkgerétein
den Anstalten des geschlossenen und
des offenen Vollzuges untersagt, und
das nicht nur fir Gefangene, sondern
grundsatzlich auch fir Besucher und
Privathandys von Bediensteten.

Das Problem besteht in der
Durchsetzung des Handy-
verbots

Die Einbringung von Mobiltelefonenin
Justizvollzugsanstalten lasst sich trotz
sorgfaltiger Kontrollen nicht vollstandig
verhindern. Mobiltelefone moderner
Bauart sind klein und flach und kon-
nen deshalb leicht versteckt werden.
Zwar kann der unerlaubten Nutzung
von Mobiltelefonen in Justizvollzugs-
anstalten durch mobile Detektionsge-
rate (sog. Mobifinder) entgegengewirkt
werden. Mit diesen Geraten lassen sich
Mobiltelefone jedoch nur wahrend ei-
ner bestehenden Sendeaktivitat, also
beim Einschalten, beim Ausschalten,
beim Wahlen oder Senden aufspiren.
Sind sie ausgeschaltet oderim Standby-
Betrieb ohne Sendeaktivitat, ist dies

nicht moglich. Gleichwohl werden mit
Mobifindern oder durch andere Kontroll
- und DurchsuchungsmafZnahmen in
den Anstalten Berlins Handys jahrlichin
betrachtlicher Menge sichergestellt:

2004 | 2005 | 2006 | 2007
278 | 420 733 708
2008 | 2009 | 2010*

668 | 674 | 441

* bis 31. August 2010

Diese Zahlen lassen Rickschlisse auf
die Dunkelziffer zu, belegen aber auch
den permanenten Kampf gegen ein
Phanomen, dem mit konventionellen
Mitteln nur sehr unzureichend beizu-
kommen ist und der letztendlich auch
die Motivation der Mitarbeitern erlah-
men lasst.

Rechtsgrundlagen zur
Mobilfunkverhinderung

Zwischenzeitlich in den Landern ge-
schaffene spezialgesetzliche Rege-
lungen legen neben dem Mobilfunk-
verbot ausdricklich fest, dass die
Justizvollzugsanstalten technische Ge-
rate und Systeme betreiben diirfen, die
unerlaubte Mobilfunkkommunikation
aufdem Anstaltsgeldnde verhindern (z.
B.§2 Satz 1 MFunkVG Berlin). Derartige
Gesetze bzw. Gesetzgebungsvorhaben
bestehen z.B. in Baden-Wiirttemberg,
Bayern, Berlin, Hamburg, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anhalt.

Basis fur die gesetzlichen Grundla-
gendertechnischen Verhinderung des
Mobilfunkverkehrs ist § 55 Abs. 1 Satz
5 des Telekommunikationsgesetzes
(TKG). Die Norm bestimmt in nicht ganz
leichtzu verstehender Gesetzessprache:
,Sofern fir Behorden zur Auslibung
gesetzlicher Befugnisse die Nutzung
bereits anderen zugeteilter Frequenzen
erforderlichistund durch diese Nutzung
keine erheblichen Stérungen dieser Fre-
quenznutzungen zu erwarten sind, ist
die Nutzung unter Einhaltung der von
der Bundesnetzagentur im Benehmen
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mit den Bedarfstragern festgelegten
Rahmenbedingungen gestattet, ohne
dass dies einer Frequenzzuteilung be-
darf

Von dieser Gesetzeslage ausgehend
hat die Bundesnetzagentur mitWirkung
vom 1. Februar 2009 befristet fir zwei
Jahre sehr ins Detail gehende ,Vorlau-
fige Rahmenbedingungen fir die Nut-
zung von Mobilfunkblockern in Justiz-
vollzugsanstalten”erlassen, die gegen-
wartig verbindlich fir alle technischen
Gerate und Systeme zur Verhinderung
unerlaubter Mobilfunkkommunikati-
on sind. Mit den Rahmenbedingungen
strebt die Bundesnetzagentur unteran-
derem den Ausgleich der Interessen
zwischen dem Justizvollzug einerseits
und den Netzbetreibern andererseits
an. Wahrend die Mobilfunkbetreiber
naturgemal daran interessiert sind,
ihre Dienste uneingeschrankt und an
allen Orten anzubieten, steht dem das
Verbotsinteresse des Justizvollzuges auf
dem Gelande ihrer Justizvollzugsan-
stalten entgegen

Technische Realisierung

Ein effektives Mobilfunkverhinderungs-
systemunterdenin der Bundesrepublik
Deutschland geltenden gesetzlichen
und administrativen Regeln zu errich-
ten, ist ausgesprochen aufwandig und
anspruchsvoll. Die Anforderungen las-
sen sich wie folgt umreif3en:

- Es mussen Systeme zur Anwendung
kommen, die sich zur Erreichung des
vollzuglichen Ziels eignen: der mog-
lichst vollstandigen Unterbindung
von Mobilfunkaktivitat auf dem Ge-
lande der Justizvollzugsanstalt. Es
sind alle bestehenden Funkdienste
(GSM, UMTS) abzudecken und es
muss jeglicher Mobilfunkverkehr
einschlieBlich SMS, MMS, E-Mail,
Download-Dienstein mdglichstallen
Bereichen einer Justizvollzugsanstalt
erfasst werden.

- Es dirfen keine erheblichen Sto6-
rungen anderer Frequenznutzer (Mo-
bilfunknetzbetreiber) erfolgen, d. h.

die Wirkung der Storsignale muss
auf das Anstaltsgelande beschrankt
sein.

Das zu errichtende System hat die
in der Bundesrepublik geltenden
Richtlinien und Basisgrenzwerte fir
elektromagnetische Strahlungen ein-
zuhalten.

Das System sollte so beschaffen sein,
dass jederzeit einzelne Teilbereiche
(Gebdude, Gelandeflachen) der An-
staltvon der Stérwirkung ausgenom-
men werden kdnnen.

Es diirfen keine anstaltseigenen Te-
lefonie-und Funkeinrichtungen (z. B.
Betriebsfunk, DECT-Anlagen) gestort
werden.

Das System ist so zu planen und zu
installieren, dass wirtschaftlich sinn-
volle Erweiterungen auf zukiinftige
Funkdienste wie zum Beispiel Long
Term Evolution (LTE), Veranderungen
infolge von Frequenzumnutzungen
sowie Erweiterungen auf weitere
Funkdienste wie z.B.WLAN, Bluetooth

und weitere IEEE 802 Funkstandards,
sichergestellt sind.
Die vielfaltigen Anforderungen bedin-
gen ein enges Zusammenwirken des
Justizvollzugs als Bedarfstrager, der zu-
standigen Bauverwaltung, des mit der
Planung und Errichtung beauftragten
Ingenieurbiiros, der Bundesnetzagen-
tur und den Netzbetreibern.
(siehe Grafik 1)

Bislang gibt esim Bundesgebiet mit
Ausnahme der neuen Justizvollzugsan-
stalt Offenburg in Baden-Wirttemberg
keine gréBere Anstalt, in denen Mo-
bilfunkunterdriickungsanlagen einge-
richtet sind. In der JVA Offenburg war
der Testbetrieb ,ein voller Erfolg” (Ju-
stizminister Ulrich Goll am 25.08.2010
in ,STIMME.de"). Positive Erfahrungen
anderer Lander wie z. B. Osterreich sind
aufbundesdeutsche Verhaltnisse nicht
ohne weiteres zu (ibertragen, da die ge-
setzlichen Bedingungen unterschied-
lich sind. Aussagekréftige, liber langere
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Mobilfunkverhinderung JSA Berlin Haus 9

Zeitrdume gewonnene Erfahrungen bei
der Implementierung von Mobilfunk-
blockeranlagenin bestehende (Alt-) An-
stalten gibt es bislang Giberhaupt nicht.
Berlin hat sich deswegen entschieden,
zundchst in dem Haus 9 der Jugend-
strafanstalt Berlin, einem Altbaubereich
mit 90 Untersuchungshaftplatzen und
umgebendem Freistundenbereich, ein
Pilotprojekteinzurichten.Das geplante
System basiertauf der Kombination von
Detektion und Storung des detektierten
Mobilfunkgerdts durch eine punktuelle
und in der Intensitat minimale, aber
ausreichende Storstrahlung.

(siehe Grafik 2)

Mobilfunkverhinderung
JSA Berlin Haus 9

Fir das Modellprojekt in der Jugend-
strafanstalt weist eine geprifte Bau-
planungsunterlage Kosten in Hohe von
593.000 € aus. Bei einer Ausweitung
auf die Ubrigen Bereiche der Jugend-
strafanstalt treten nach aktueller Ein-
schatzung 1.707.000€ hinzu, so dass fir
die Ausstattung der gesamten Anstalt
2.300.000 € aufzubringen waren. Nach

Auswertung des Pilotprojektes in der
Jugendstrafanstalt wird entschieden,
inwieweit Mobilfunkunterdriickungssy-
stemeinanderen Anstalten desLandes
Berlin zum Einsatz kommen. Dazu wird
eine dullerst sorgfiltige Prifung und
Abwagung erforderlich sein.

Mobilfunkverhinderung
um jeden Preis?

Die Unterbindung des unerlaubten Mo-
bilfunkverkehrs ist aus der Sicht des
Justizvollzugs zweifellos notwendig
und anzustreben. Das Ziel erscheint
mit technischen Mitteln prinzipiell er-
reichbar. Angesichts der schwierigen
Rahmenbedingungen, der erheblichen
Kosten fiir Errichtung und Betrieb eines
solchen Systems sowie einer komple-
xen, kurzlebigen Technik mit kaum zu
kalkulierendem standigen Innovations-
bedarf stellt sich allerdings die Frage,
wo die Grenze des dem Steuerzahler
zumutbaren finanziellen Aufwands im
Verhéltnis zum Nutzen zu ziehen ist.

Unschuldiger Haftling kurz
nach Freilassung gestorben

Mehr als 30 Jahre Jahre sa3 Bobby
Ray Dixon in den USA unschuldigim
Gefangnis. Weniger als zwei Monate
nach Aufhebung seines Urteils ist er
nun gestorben. Der 53-jahrige erlag
im Saat Mississippi einem Krebslei-
den. Sein Bruder Jerry sagte, er sei
froh, dass Bobby Ray es wenigstens
noch selbst erlebt habe, dass die
schlimmen Vorwiirfe gegen ihn fal-
lengelassen wurden.
DNA-Analyse erbrachte Beweis
der Unschuld

Dixon war eine Mittaterschaft an
der Vergewaltigung und Ermor-
dung einer Frau im Jahr 1979 zur
Last gelegt worden. Mit einer DNA-
Analyse konnte seine Beteiligung an
dem Vorfall sowie die eines weiteren
Verurteilten aber schlieBlich ausge-
schlossen werden.

Im September hob ein Bezirksrichter
sein einstiges Gestandnis auf, nach-
dem die Organisation ,Innocence
Project New Orleans” in Dixons Na-
men einen entsprechenden Antrag
gestellt hatte.

DiePresse.com
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Einsatz der elektronischen Uberwachungim

ambulanten Bereich
Daniel Volp

DerTiteI dieses Heftes lautet,Technik
als Gefahr?’, und trotz des Fragezei-
chens bleibt der Titel einseitig, denn es
fehlt die gleichwertige Aussage,Technik
als Chance” Eine solche Chance haben
in Hessen in den vergangenen zehn
Jahren weit tGber 700 Straffallige be-
kommen und genutzt. Dieser Artikel
kann daher zum einen auf breites em-
pirisches Material zurilickgreifen und
zum anderen einen positiven Anwen-
dungsbereich von Technik im Bereich
justizieller Malnahmen darstellen.

Der Einsatz der — etwas martialisch
sogenannten —,elektronischen FuB3fes-
sel”in Hessen st tatsachlich eine Chan-
ce fur den Betroffenen, einer Inhaftie-
rung zu umgehen. Denn seit dem Jahr
2000 wird in Hessen die,elektronische
FuBfessel” als technisches Hilfsmittel
zur wirksamen Unterstiitzung von Re-
sozialisierungsmaBnahmen bei einer
schwierigenKlientel genutzt. Samtliche
Anwendungsmaoglichkeiten in Hessen
erfolgen auf der Grundlage des gel-
tenden Rechtes, das heif3t, dass fur
die Einfiihrung keine Anderungen im
Landes- oder gar Bundesrechterforder-
lichwaren. Die,elektronische Ful3fessel”
wird als Weisung des Gerichtes und
nur mit Zustimmung des Betroffenen
angelegt. Etwa 3 der Falle betreffen
Bewdhrungsauflagen, entweder als
MaBnahme bei einem Straffdlligen,
dem ansonsten keine Strafaussetzung
mehrgewahrtwerden wirde (§ 56 cll 1
StPO), oder als Weg, um eine vorzeitige
Entlassung aus der Haftauf Bewahrung
bei einer Person zu ermdglichen, die
ansonsten wegen einereher schlechten
Prognose keine Strafrestaussetzung er-
halten hatte (§8 56, 56 f, 57 StPO). Circa
Va der Falle betrifft Tatverdachtige, die

zurVermeidung der Untersuchungshaft
eine Ful3fessel tragen (§ 11612 StPO) -
quasi als verscharfte Meldeauflage.

Die Betroffenen sind Personen, die
wegen ihrer bisherigen Unzuverlassig-
keit nichtin der Lage sind, sich alleinan
Weisungen und Auflagen des Gerichtes
zu halten. Sie haben dafiir bislang nicht
die nétige Selbstdisziplin und Motiva-
tion aufgewiesen, eine geordnete Le-
bensflihrung war fiir sie nicht moglich.
Mit den Uiblichen Instrumenten der Be-
wdhrungshilfe waren diese Personen
schwer zu erreichen. Ihnen blieb daher
entweder von vornherein eine Bewadh-
rung versagt oder aber die Bewahrungs-
bemiihungen scheiterten und es kam
zum Widerruf.

Hier setzt das hessische Projekt an:
Die mit Hilfe der FuBfessel bewirkte
technische Uberwachung soll nach
den Projektgrundsdtzen dann einge-
setzt werden, ,wenn zur Vermeidung
kiinftiger Straffalligkeit und damit zur
Resozialisierung des Verurteilten eine
regelmaBige, straffreie und sinnvolle Le-
bensfiihrung trainiert, durch die engere
Kontrolle des Verurteilten wahrend der
Bewahrungsliberwachung eine anson-
sten negative Sozialprognose fiir den
Verurteilten verbessert und hierdurch
als ,letzte Chance” eine eingriffsinten-
sive Weisung eine ansonsten notwen-
dige unbedingte Freiheitsstrafe vermie-
den werden kann.”

Das Projekt kombiniert eine eng-
maschige Uberwachung ,rund um die
Uhr” und die damit einhergehende so-
fortige Interventionsmdglichkeit mit
derintensiven personlichen Betreuung
auf Grundlage eines gemeinsam abge-

sprochenen Tagesplanes, in dem die
An-und vor allem Abwesenheitszeiten
von Zuhause aufgrund einer sinnvollen
Beschaftigung (z.B. gemeinniitzige Ar-
beit, Therapie) festgelegt sind.

Technisch  wird dabei ein
»Schlichtes”System genutzt, das le-
diglich die An- und Abwesenheit des
Betroffenen im Empfangsradius einer
Empfangerbox messen kann. Es handelt
sichum ein sogenanntes, Aktiv-System”,
bei dem ein batteriebetriebener, was-
serfester Sender (Transmitter) am Bein
—die eigentliche,FuB3fessel”—in kurzen
Abstanden ein Signal abgibt, das von
einem in der Regelin derWohnung des
Betroffenen aufgestellten Empfanger-
gerat per integrierter (Mobil-)Telefon-
karte anden Zentralrechner beider Hes-
sischen Zentrale fir Datenverarbeitung
weitergeleitet wird. Dort registriert der
Computer das Signal und gleicht es mit
dem Tagesplan ab. Wird dabei eine Ab-
weichung von dem vereinbarten Plan
festgestellt, erfolgt eine Meldung an
den zustandigen Bewdhrungshelfer per
SMS. Dieser kann nun sofort reagieren
und den Betroffenen zur Rede stellen.
Um diese Erreichbarkeit zu gewahr-
leisten, ist in Hessen ein 24-Stunden-
Bereitschaftsdienst aus Bewdhrungs-
helfern eingerichtet worden, der vor
allemamWochenende undinderNacht
die Aufgabe der Erstintervention Uiber-
nehmen kannundals Ansprechpartner
dient. Damit wird der Betroffene eng
und sehrunmittelbar bei der Einlibung
eines strukturierten Tagesablaufes und
der Wahrnehmung seiner Pflichten un-
terstitzt. Das ist aufwandig und erfor-
dert eine hohe Einsatzbereitschaft bei
den Betreuern, lohnt sich aber nach
den bisherigen Erkenntnissen des Pro-
jektes: Die Erfolgsquote liegt bei 90%,
die Projektbetreuer berichten zudem
von deutlichen Stabilisierungseffekten
bei den Betroffenen, die oft erstmals
Strukturen, geregelte Arbeit und daraus
resultierende Erfolge erleben.

Neben dieser positiven Auswirkung
auf die Resozialisierungsbemiihungen
fuhrt derzeit vor allem ein zweiter As-
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pekt dazu, dass das Projektin Politik und
Verwaltung auf Wohlwollen sto3t: Die
vonderLandesjustizverwaltungundge-
trennt davon vom Max-Planck-Institut
(MPI) in Freiburg erhobenen Daten zu
den Kosten des Projektes haben gezeigt,
dass sich gegeniiber der ansonsten er-
folgten Inhaftierung des Betroffenen
ein ganzerheblicher Einsparungseffekt
ergibt. Wahrend ein Hafttag derzeit na-
hezu 100,- Euro kostet, liegen die Kosten
fur das FuBfesselprojekt in den letzten
Jahren beietwa 35,-Euro proTag. Hinzu
kommt nach den Erkenntnissen des
MPI, das Vergleichsgruppen von FuB3fes-
selprobanden und Inhaftierten gebildet
und untersucht hatte, eine weitere Er-
sparnis dadurch, dass die durchschnitt-
liche Haftdauer fast doppelt so lang
war wie die erforderliche Teilnahme
am FulBfesselprojekt. Diese Ergebnisse
der Finanzanalyse machen das Projekt
in Zeiten gekiirzter Budgets natirlich
noch interessanter, zumal die Anlauf-
kosten nicht allzu hoch sind, wenn auf
die Ressourcen der hessischen Justiz
zurlickgegriffen wiirde.

Das hessische Projekt zeigt, dass
eine elektronische Uberwachung als
Hilfsmittel in einem sozialpdadago-
gischen Projekt sinnvoll sein kann und
Technik daher tatsachlich eine Chance
bietet. Es wird aber auch klar, dass der
Erfolg des hessischen Projektes unmit-
telbar wenigfir die aktuellen Debatten
zum Einsatzvon elektronischer Uberwa-
chung, insbesondere tiberden Umgang
mitehemaligen Sicherungsverwahrten,
aussagt. Nicht nur, dass das hessische
Projekt technisch beschrankt ist — ein
GPS-System, das den Betroffenen stan-
dig orten kann, ist aufwandiger, teurer,
storungsanfalliger und fihrt per se zu
ganz anderen Fragen in Bezug auf Per-
sonlichkeitsrechte -, die ,Klientel” im
hessischen Projekt ist auch eine ganz
andere. Dennoch sind die Erfahrungen
auch fir die laufenden Diskussionen
sehr hilfreich, sei es im Hinblick auf
die Funktionsweise und -sicherheit der
Technik oderaufden (Betreuungs-)Auf-
wand, der neben der technischen Seite
zu bewaltigen ist.

Daherverwundert es ein wenig, wie
forsch und ohne Riickgriff auf die Erfah-
rungen und Erkenntnisse in Hessen die
aktuelle Diskussion gefiihrt wird.

Daniel Volp

Oberstaatsanwalt, war als Referatsleiter im Hes-
sischen Ministerium der Justiz, fiir Integration und
Europa unter anderem von 2007 bis August 2010
Leiter des Projektes, Elektronische FuBfessel”
Daniel.Volp@Gsta.Justiz.Hessen.de

Orientierungshilfe zur Arbeit mit
Angehdorigen Inhaftierter

Die Bundesarbeitsgemeinschaft fiir
Straffélligenhilfe (BAG-S), Bonn, hat
eine neue Broschiire herausgege-
ben: Arbeit mit Angehorigen Inhaf-
tierter — Orientierungshilfe fur die
Praxis.

Sie richtet sich an Beraterinnen und
Berater, die mit Angehdrigen Inhaf-
tierter arbeiten und mochte diesen
einen Orientierungsleitfaden an die
Hand geben, der die Problemlagen
und Unterstiitzungsbedarfe dieser
sehr heterogenen Klientengruppe
detailliertbeschreibt. Dies geschieht
auch anhand vielfaltiger Projektbei-
spiele aus diesem Arbeitsfeld. Ein
detaillierter Anhang beschreibt die
Rechtlichen Grundlagen und die
Maoglichkeiten der finanziellen Un-
terstlitzung fir Angehorige.

Die Broschiire kann in kleineren
Mengen kostenfrei bestellt werden
bei:

Bundesarbeitsgemeinschaft  fiir
Straffalligenhilfe e.V.,

Oppelner Str.: 130, 53119 Bonn
0228 /6685380

Elektronische
Aufsicht im Vollzug
der Freiheitsstrafe

Der baden-wiirttembergische
Modellversuch
Oliver Ratzel, Riidiger Wulf

Ausgangslage

Global und im europaischen Vergleich
haben sich derHausarrest und das Elec-
tronic Monitoring (EM) durchgesetzt. Es
gibt vielfaltige ,Frontdoor”-, ,Indoor”-
und ,Backdoor”-Modelle. Dabei ist der
Hausarrest zum Teil eine eigene Sank-
tion, die in der Kommune vollzogen
wird,zum anderen eine Alternative zum
bzw. im Strafvollzug. Man arbeitet mit
reiner Wohnraumiiberwachung und
mit Bewegungsprofilen. Der Ansatz
ist vorwiegend taterorientiert, bei der
hauslichen Gewalt sammelt man aber
auch schon Erfahrungen mit einem
opferorientierten Ansatz. In vielen eu-
ropaischen Landern gibtes seitlangem
Modellversuche, zum Teil ist das EM
schon flichendeckend verbreitet.!

Deutschland ist beim elektronisch
beaufsichtigten Hausarrest dagegen
noch Entwicklungsland. Der hessische
Modellversuch in der Bewdhrungshilfe
und als Alternative zur Untersuchungs-
haft ist eine Ausnahme, welche die
Regel bestatigt.? In Deutschland setzt
man in der Kriminal- und Vollzugspolitik
noch nicht auf Technik. Man vertraut
(Gefangnis-)Mauern oder Menschen,
Polizeibeamten oder Bewahrungshel-
fern.Bisin die Spitzen der Justizund des
Strafvollzugs stand man bis vor kurzer
Zeitdem Hausarrest und dem EM skep-
tisch gegeniiber. Nun ist eine Trend-
wende festzustellen. Der Europdische
Gerichtshof fiir Menschenrechte hat
bekanntlich eine deutsche Regelung
in der Sicherungsverwahrung bean-
standet.? Das hat zur Folge, dass 80 bis
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100 gefahrliche Sicherungsverwahrtein
Freiheit gelangen. Das hat rechts- und
sicherheitspolitisch Wellen geschlagen.
Nun setzt man auf das Electronic Moni-
toring. Der Bundesgesetzgeber ist da-
bei, im Rahmen der Flihrungsaufsicht
die elektronische Aufenthaltsermitt-
lung zu ermdoglichen.?

Der baden-wirttembergische Mo-
dellversuch kdonnte ,Eisbrecher” fur die
Vollzugspolitik in Deutschland sein. Mit
ihm will Baden-Wirttemberg Anschluss
andie europadische Entwicklung halten.
Das Presseecho war jedenfalls bereits
im Vorfeld grof3.

Der Modellversuch

Der baden-wirttembergische Justizmi-
nister Prof. Dr. Ulrich Goll MdL hatte sich
schonvorzehn Jahren dafiirausgespro-
chen, dass Baden-Wiirttemberg dem
globalen Trend im EM folgt. Zunachst
war es auf Bundesebene unter der rot-
grinen Koalition nicht moglich, eine
gesetzliche Grundlage fiir den Einsatz
der elektronischen Aufsicht im Straf-
vollzug zu schaffen. Im Jahr 2006 hat
die Foderalismusreform die Gesetz-
gebungskompetenz fiir den Strafvoll-
zug in die Zustandigkeit der Lander
Uberfiihrt. Nach dem vordringlichen
Jugendstrafvollzugsgesetz hat Baden-
Wirttemberg eine gesetzliche Grund-
lage fiir die elektronische Aufsicht im
Strafvollzug beschlossen. Das Gesetz
zur elektronischen Aufsicht im Vollzug
der Freiheitsstrafe (EAStVollzG)istam 7.
August 2009 in Kraft getreten.®

Das Justizministerium Baden-Wirtt-
emberg hat das EM in einem form-
lichen Vergabeverfahren europaweit
ausgeschrieben. Davor stand die stra-
tegische Entscheidung, es nicht durch
das Land, sondern durch eine private
Firma durchfiihren zu lassen, die das
notige Fachwissen hat. Das war und ist
politisch umstritten. Im Landesgesetz
ist aber verankert, dass Zulassung und
Widerruf - also die hoheitlichen Teile
des EM - nach wie vor in staatlicher
Hand liegen. Der Staat stiehlt sich also

nichtaus seinerVerantwortung.Indem
Vergabeverfahren hat eine internatio-
nale Bietergemeinschaft den Zuschlag
erhalten.5Sie hat das wirtschaftlich giin-
stigste Angebot vorgelegt. Im Rahmen
des Vergabeverfahrens spielte es eine
bedeutende Rolle, dass die Bieterge-
meinschaft mit dem Weltmarktfiihrer’
fur Hard- und Software im EM zusam-
menarbeitet, dessen internationale
Erfahrung man in den Modellversuch
einbringen wollte. Die Gerdte sindin der
Lage, sowohl eine reine Wohnraumd-
berwachungzuleistenalsauch - mittels
GPS - ein Bewegungsprofil zu erstellen.
Diese Funktion ist notwendig, da das
EAStVollzG - freilich im Rahmen der
Verhéltnismafigkeit — die Erstellung
eines Bewegungsprofils als mogliches
Element der Uberwachung ausdriick-
lich vorsieht. Die Gerate senden ihre
Positionsdaten selbststandig an den
Server.Firdie Wohnraumiiberwachung
ist daher nicht einmal mehr ein Telefon
notwendig, was den Probandenkreis
erheblich vergroBert.® Man kann nun
je nach Risikofaktoren die Vorgaben
der elektronischen Aufsicht eng oder
etwas weiter fassen. Es kann also sein,
dass man einen Probanden zwei Mo-
nate lang mit einem Bewegungsprofil
beaufsichtigt, dann fir zwei Monate
auf die reine Wohnraumiiberwachung
Ubergeht und ihn am Ende noch zwei
Monate auf Ehrenwort im Hausarrest
ldsst. Dasist unter menschenrechtlichen
Gesichtspunkten wichtig.

Ubereinstimmend  zeigen alle
auslandischen Erfahrungen, dass die
elektronische Aufsicht des Hausar-
restes psychosozial begleitet werden
muss. Mit dieser Aufgabe wurde der
baden-wiirttembergische Partner in
der Bewdhrungshilfe betraut, die 6s-
terreichische Verein Neustart.” Aus or-
ganisatorischen Griinden hat sie fir
den Modellversuch eine eigene Firma
gegriindet, die Neustart Elektronische
Aufsicht gGmbH. Hilfreich fir die Zu-
sammenarbeit in Baden-Wirttemberg
ist sicher, dass Neustart derzeit die elek-
tronische Aufsicht flichendeckend in
ganz Osterreich begleitet.

Da zu jedem gut angelegten Mo-
dellprojekt eine Evaluation gehort, wur-
de auch dies vorgesehen. Freihdndig
wurde das renommierte Max-Planck-
Institut fur auslandisches und interna-
tionales Strafrecht in Freiburg beauf-
tragt.’”® Es hat bereits den hessischen
Modellversuch in der Bewdhrungshilfe
evaluiert und ist dort zu einem giin-
stigen Gesamtergebnis gekommen.
Dieses methodische Know-How soll in
denbaden-wirttembergischen Modell-
versuch einflieBen.

Indiesem Modellversuch sollendrei
Gruppen von Gefangenen elektronisch
beaufsichtigt werden. Einmal werden
25 Gefangene mit einer Ersatzfreiheits-
strafe im Hausarrest untergebrachtund
mit einer reinen Wohnraumuiberwa-
chung beaufsichtigt. Hinzu kommen
25 Gefangene, die mit einem Bewe-
gungsprofil zum Freigang, aber nicht
zum Hausarrest zugelassen werden. Es
handelt sich um Gefangene, die ohne
EM (noch) nicht die Chance des Frei-
gangs hatten. Schlie3lich werden 25
Gefangene einbezogen, die einen bis
zu sechs Monate langen Entlassungs-
urlaub im beaufsichtigten Hausarrest
verbringen. Hier wird der Praxisbetrieb
zeigen, ob man mit einer reinen Wohn-
raumiberwachung agiert oder ob ein
Bewegungsprofil erforderlich ist. Die
Abteilung Justizvollzug im Justizmi-
nisterium Baden-Wirttemberg hat im
Vorfeld des Modellversuchs schon eine
Reihe von Anfragen von Gefangenen
und deren Verteidigern erhalten, im
Modellversuch berticksichtigt zu wer-
den. Offenbar besteht Interesse und
Bedarf. Parallel zu den Gefangenen, die
mit einer elektronischen Ful3fessel aus-
gestattet werden, wird eine Vergleichs-
gruppe gebildet und gepriift, wie die
einen und wie die anderen durch den
Vollzug kommen. Gute Evaluationen
Uber den Strafvollzug erfordern immer
ein solches Kontrollgruppendesign.'

Den Modellversuch wird —auch aus
Kostengriinden —nichtflachendeckend,
sondern mit ausgewahlten Justizvoll-
zugsanstalten durchgefiihrt. Der Ein-
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zugsbereich fir die teilnehmenden Ge-
fangenen im Hausarrest wurde auf die
GroRrdume Pforzheim, Stuttgart und
Ulm festgelegt. Die Gefangenen kom-
men aus den Justizvollzugsanstalten
Heilbronn, Heimsheim, Rottenburg,
Stuttgart und Ulm.

Nachdem alle Beteiligten Institu-
tionen - Vollzugsanstalten, Technik-
dienstleister, Betreuungsdienstleister
und Evaluatoren - feststanden, war
die wesentliche Aufgabe bis zum Start
des Ful3fesselbetriebs, das Zusammen-
spiel der Beteiligten zu organisieren.
Im Zentrum stehen die Justizvollzugs-
anstalten. Sie halten in den Reihen der
Gefangenen nach potentiellen Teilneh-
mern Ausschau und sprechen solche
an, die nach Aktenlage und auch dem
Ergebnis eines ersten Gesprachs die
Zulassungsvoraussetzungen mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit erfiillen.
Sein Interesse bestétigt ein Gefangener,
indem er ein Merkblatt unterschreibt,
aufdem erauch tiber das Kontrollgrup-
pendesign informiert wird. Er erklart
damit zugleich sein Einverstandnis, an
dem Modellversuch mitzuwirken, auch
wenn er nicht in die Versuchs-, son-
dernindie Kontrollgruppe kommt, und
daher doch nicht die FuB3fessel erhalt.
Die Mitwirkung der Gefangenen in der
Kontrollgruppe beschrankt sich letzt-
lich darauf, dass sie den Mitarbeitern
des Max-Planck-Instituts fir Interviews
zur Verfligung stehen. Hinsichtlich der
Vollzugsgestaltung bei Gefangenen
in der Kontrollgruppe ist zu betonen,
dass sie durch die Zuweisung zur Kon-
trollgruppe keinen Nachteil erleiden.
lhre Vollzugsplanung wird nach den
Ublichen Mal3staben vorgenommen.
Das heif3t z. B., ein Gefangener, der mit
elektronischer Aufsichtim Rahmen der
Versuchsgruppe friihzeitig zum Frei-
gang hatte zugelassen werden kdnnen,
kommt als Teilnehmer in der Kontroll-
gruppe eben spater in den Freigang,
wenn seine weitere Entwicklung im
Vollzug dann eine hinreichend glinstige
Prognose ergibt.

Die sovorausgewahlten Probanden
werden dem Max-Planck-Institut mitge-
teilt, das aufgrund von Zufallsentschei-
dungen die Zuweisung zur Versuchs-
oder zur Kontrollgruppe empfiehlt.
Bei den der Versuchsgruppe zugewie-
senen Probanden wird anschlieBend
gepruft, ob sie die Voraussetzungen
flr die Zulassung zur elektronischen
Aufsicht im Einzelnen erfillen. Bei den
elektronisch Giberwachten Freigangern
Ubernimmt dies wie Ublich der Sozial-
dienst der jeweiligen Vollzugsanstalt,
beiden Kandidaten fiirden elektronisch
Uberwachten Hausarrest die Betreuer
von Neustart. Sie kldren die Wohnver-
haltnisse vor Ort, holen insbesondere
das Einverstandnis erwachsener Mitbe-
wohner ein, und beurteilen die Arbeits-
oder Ausbildungsstelle des Probanden.
Hierliber verfasst der Betreuer einen Be-
richt, dessen wesentlicher Bestandteil
einVorschlag fiir das im Falle der Zulas-
sung festzulegende Vollzugsprogramm
ist. Zu diesem gehdren Einschluss- und
Ausschlusszonen ebenso wie die zeit-
lichen Vorgaben im Rahmen eines
vollstandigen Wochenplans, wann der
Proband wo zu sein hat. Dazu gehéren
aberauch Zeiten ohneVorgabe, zum ei-
nenfiirWegstrecken (hier erfiillt ggf. ein
Bewegungsprofil die Anforderungenan
die Uberwachung), zum anderen fiir
Freizeit. Auf der Grundlage des Berichts
des Betreuers entscheidet die Anstalt
Uber die Zulassung des Probanden.
Lasstsieihn zurelektronischen Aufsicht
zu, setzt sie zugleich das Vollzugspro-
gramm fest. Dazu berticksichtigt sieden
Vorschlag des Betreuers.

Das Vollzugsprogramm wird dann
in anonymisierter Form dem Technik-
dienstleister Ubermittelt, der es in die
EDV eingibt. Ist dies geschehen, kon-
nen die hierflir geschulten Mitarbeiter
derVollzugsanstalt dem Probanden die
elektronische Fu3fesselanlegen. Einmal
aktiviert, steht die FuRfessel mit dem
Server in standigem Kontakt und teilt
inregelmafigen Abstdnden, mehrmals
in der Minute, ihre Positionsdaten mit.
Beachtetder Proband dieVorgaben des
Vollzugsprogrammes, spielt sich dieser

Prozess allein im Hintergrund ab. Nur
wenn er die Grenzen des Vollzugspro-
grammes Ubertritt, wird ein Alarm ausge-
|6st. Diesen leitet der Technikdienstlei-
sterunverziglich an dieVollzugsanstalt
weiter, wo dann - ggf. durch den In-
spektionsdienst - entschieden werden
kann, ob und ggf. wie zu reagieren ist.
Hier bestehen zahlreiche Handlungs-
maoglichkeiten, dieim Einzelfall passend
gewihlt werden kénnen. Uber ein dem
Probanden leihweise tiberlassenes Mo-
biltelefon kann der sofortige Kontakt
gesucht werden, um den Vorfall viel-
leicht unmittelbar zu klaren. In einem
Fall mag eine Ermahnung gentigen, im
anderen Fall muss der Vorfall vielleicht
im Rahmen der Betreuung ausfihrlich
behandelt werden. Die scharfste Reak-
tionist, die Zulassungsentscheidung zu
widerrufen und den Probanden in den
geschlossenen Vollzug zu nehmen.

Auch und gerade wenn die elek-
tronische Aufsicht ohne derartige Zwi-
schenfalle verlauft, trifft der Proband
regelmaBig seinen Betreuer.Im Rahmen
dieser Kontakte wird die soziale Situa-
tion des Probanden, insbesondere die
Belastungen, welche die elektronische
Aufsicht bedeuten kann, eingehend
besprochen.

Leitlinie fir das Wirken aller Betei-
ligten ist, dass jeder seine Aktivitaten
moglichst eigenstdndig organisiert
und gestaltet. An den Schnittstellen
zwischen den BeteiligtenistdannTeam-
work gefragt.ImVorfeld des Modellver-
suchs jedenfalls konnten die bereits er-
kannten Probleme befriedigend gelost
werden. Es liegt natdrlich in der Natur
des Modellversuchs, dass nicht alle
maoglichen Probleme schon im Vorfeld
erkanntwerden, sondern sich erstunter
den Bedingungen des tatsachlichen
Betriebs zeigen. Der Modellversuch hat
am 1. Oktober 2010 mit sechs Proban-
den begonnen. Weitere sind seither
hinzugekommen. Und in der Tat sind
seither einige Probleme aufgetreten,
die jedoch alle gelost werden konnten.
In den weitaus meisten Fallen ist dies
den Beteiligten im direkten Kontakt
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untereinander gelungen, sodass die Ab-
teilung Justizvollzug erstim Nachhinein
davon in Kenntnis gesetzt wurde. Das
ist eigentlich der Idealfall und schafft
Vertrauen, dass alle Mitwirkenden gut
aufgestellt sind.

DerVersuchistzunachstaufein Jahr
angelegt. Dann sollen insgesamt 75
Gefangene der Behandlungsgruppe
das EM durchlaufen haben.

Griinde und Vorteile

Der Modellversuch soll Gefangenen, die
nicht gefahrlich sind, den Kontakt zur
Subkultur des Gefangnisses ersparen
bzw. verkiirzen. Dartber hinaus kann
die elektronische Aufsicht von Straffal-
ligen auf langere Sicht auch Haftplatze
einsparen helfen und zur Entlastung
des Vollzuges beitragen.

Man kann auch eine Kostenerspar-
nis erwarten. Wie hoch die Kosten des
elektronisch beaufsichtigten Hausar-
restes im Vergleich zum Strafvollzug
einmal sein werden, ist heute schwer
zu bestimmen. Im Rahmen des Mo-
dellversuchs werden keine Marktpreise
verlangtund keine Marktpreise bezahlt.
Die Wirtschaftlichkeit des elektronisch
beaufsichtigten Hausarrestes kann man
erst beurteilen, wenn sich etwa 200
Gefangene in elektronischer Aufsicht
befinden. Vorerst ist zu vermuten, dass
einTagessatzin der elektronischen Auf-
sicht, einschlieBlich der psychosozialen
Betreuung, etwa die Halfte eines Ta-
gessatzes im Strafvollzug betragt. Im
Echtbetrieb kdnnten im besten Fall 25
Prozent der Kosten, im wahrschein-
lichsten Fall etwa ein Drittel der Haft-
kosten anfallen.

Der elektronisch beaufsichtigte
Hausarrest fuhrt dartiber hinaus nach
den dazu vorliegenden Erfahrungen zu
positiven Verhaltensanderungen. Die
Probanden lernen, mit der Zeit umzu-
gehen, also ihren Tageslauf zu struktu-
rieren. Sie werden in ihren gewohnten
sozialen Bezligen gelassen, wenn das
verantwortbar ist. Sie kdnnen einer Ar-

beit oder Beschaftigung weiter nach-
gehen. Das kann auch heil3en, Kinder
im Haushalt zu versorgen, die sonst in
einHeim eingewiesen werden missten.
Bei alledem - so die auslandischen Er-
fahrungen - ist der Hausarrest und ist
die elektronische Aufsicht belastend.
Wer den Hausarrest als ,Urlaub beim
WeilBbier auf der Terrasse” oder dhn-
lich bezeichnet, sollte einmal mit den
Betroffenen oder mit den Betreuern
sprechen.

Ob EM auch eine kriminalpraven-
tive Wirkung hat, insbesondere die
Riickfallquote senkt, ist dagegen eher
unwahrscheinlich. Der erste Grund ist
methodischer Art, Das Kriterium Be-
wahrung bzw. Riickfall ist ein ziemlich
schwacher Indikator fir die Wirksam-
keit des Strafvollzuges. Will man die
Leistung eines Lehrers bei Schilern der
ersten Grundschulklasse messen, kann
man die Erreichung des Klassenziels
durchaus als einen Indikator fur die
Leistung des Lehrers nehmen.Niemand
wirde die Leistung des Lehrers aber
danach beurteilen, ob die Kinder nach
der vierten Klasse auch in eine weiter-
fuhrende Schule kommen.,Da kann ja
noch so viel passieren’, wird man zu
Recht sagen. Man kann die Leistung
eines Krankenhauses auch danach be-
urteilen, ob der Kranke das Krankenhaus
gesund verlasst. Niemand wird die Lei-
stung daran messen, ob der Patient flinf
Jahre nach derKrankenhausentlassung
noch gesund ist. ,Da kann er sich ja
erneutanstecken’, wird man sagen.Die-
sen methodischen Fehler begeht man
aber, wenn man die Leistungsfahigkeit
des Strafvollzuges danach beurteilt, ob
die Gefangenen fiinf Jahre nach der
Entlassung nicht mehr im Strafregister
registriert sind. Bei einem Kontrollgrup-
pendesign - so kdnnte man einwenden
— kann man aber doch die Ergebnisse
der Experimentalgruppe mit denen
der Kontrollgruppe vergleichen und
man kdnnte darauf abstellen, ob die
Probanden in der Experimentalgruppe
besser abschneiden. Trotzdem ist es
nicht wahrscheinlich, dass eine kurzfri-
stige Intervention wie der elektronisch

beaufsichtigte Hausarrest eine solche
Langzeitwirkung hat.

Gegengriinde und Nachteile?

Gegner des EM bei Straffdlligen be-
haupten, dass diese MaBnahme gegen
Grund- und Menschenrechte verstoRt.
Das ist ein schwerer Vorwurf. Die Men-
schenwiirde ist nach der so genann-
ten Objekt-Formel verletzt, wenn der
Mensch zum Objekt staatlichen Han-
delns wird. Das ist bei einer dauerhaften
elektronischen Uberwachungmiteinem
Bewegungsprofil nichtausgeschlossen.
Das baden-wiirttembergische Landes-
gesetz zum EM sieht aber eine Reihe
rechtsstaatlicher Sicherungen vor. So
kann das Mal3 der Aufsicht flexibel dem
Risiko angepasst werden, das der Straf-
fallige darstellt; es entspricht damitdem
Grundsatz derVerhaltnismaBigkeit. Au-
Berdem ist die elektronische Aufsicht
im Vollzug der Freiheitsstrafe von der
Zustimmung des Betroffenen und der
erwachsenen Hausgenossen abhdngig.
Das EM stellt dabei eindeutig einen
geringeren Eingriffin die Rechte des Be-
troffenen darals der geschlossene Straf-
vollzug. Alles in allem entspricht das
Gesetz den ,European Rules on Com-
munity Sanctions and Measures”."?

Ein weiterer Vorwurf ist - und auch
dieser betrifft Grund- und Menschen-
rechte -, dass Electronic Monitoring
dieinformationelle Selbstbestimmung
verletzt. Der Datenschutz wurde zu-
sammen mit dem baden-wirttember-
gischen Landesbeauftragen fiirden Da-
tenschutz im Landesgesetz verankert.
Der Datenschutzteil ist fast so lang wie
das Ubrige Gesetz. Der Landesbeauf-
tragte fur den Datenschutz tragt das
Gesetz mit.

Dannwird immer wieder behauptet,
das EM trage dazu bei, das Netz sozialer
Kontrolle auszuweiten. Man spricht von
einem so genannten,net-widening-ef-
fect”. In Baden-Wiirttemberg will man
aber, dass Gefangene, die heute ohne
EM zum Freigang zugelassen werden
kénnen, auch morgen ohne EM zugel-
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assen werden. Man will jedoch Gefan-
gene, die diese Voraussetzungen nicht
mitbringen, zum Freigang zulassen,
wenn das EM dazu beitragt, dass die
Zulassungsvoraussetzungen vorliegen.
Man wird nie ausschlieBen kdnnen, dass
von einer gesetzlichen Moglichkeit Ge-
brauch gemachtwird, dieden Absichten
des Gesetzgebers zuwider lauft. Der
Modellversuch soll dazu dienen, dass
sich die Vollzugspraxis mit der neuen
Gestaltungsform vertraut macht.

Schlief3lich beflirchten manche eine
Zwei-Klassen-Gesellschafft im Vollzug.
Die einen hatten eine Unterkunft und
konnten daherin die elektronische Auf-
sicht, die anderen hatten keine und
seien ausgesperrt. Das Problem hat
sich mit der neuen Technik ein Stiick
weit entscharft, weil man nun kein Te-
lefon mebhr fiir die reine Uberwachung
braucht. Trotzdem werden die Proban-
den im baden-wiirttembergischen
Modellversuch mit Mobiltelefonen
ausgestattet, damit man sie erreichen
kann und damit sie die Anstalt und die
psychosoziale Betreuung kontaktieren
kénnen. Im Ubrigen ist die Argumen-
tation nicht verstandlich. Wenn man
Gefangenen mit Unterkunft den her-
kommlichen Strafvollzug erspart, ist
das keine Diskriminierung der wohn-
sitzlosen Gefangenen. Vielleicht ist es
fursie sogar Anreiz, sich eine Unterkunft
zu beschaffen.

Ausblick

Es gibt viele gute Griinde fiir den Mo-
dellversuch und keine durchgreifen-
den Gegenargumente. Zundchst will
man mit dem Hausarrest und mit der
elektronischen Beaufsichtigung erste
Erfahrungen sammeln.Das st eine not-
wendige Vorbedingung fiir eine landes-
weite Ausweitung. Wenn am Ende des
Modellversuchs die Erkenntnis besteht,
dass der elektronisch beaufsichtigte
Hausarrest — von Anfangsschwierig-
keiten abgesehen - praktizierbar ist,
soware schon viel fir den Justizvollzug
in Baden-Wirttemberg gewonnen.

Mittelfristig geht es darum, Erfah-
rungen zu sammeln und in positive
Ergebnisse umzusetzen, damit das
derzeit bis 2013 befristete Landesge-
setz unbefristet erlassen wird. Bei die-
ser Neufassung wird man uberlegen,
ob die Zielgruppen richtig getroffen
sind. Es kdnnte sein, dass man aus dem
Kreis der Gefangenen mit einer Ersatz-
freiheitsstrafe nur wenige finden wird.
Stattdessen konnte anzuraten sein,den
elektronisch beaufsichtigten Hausarrest
auf den gesamten Kurzstrafenvollzug
auszudehnen, etwa aufkurze Freiheits-
strafen bis sechs Monate oder ein Jahr.
Das wiirde den Anwendungsbereich
deutlich erweitern. Es ist vorstellbar,
dass sich in einigen Jahren so viele Ge-
fangene im elektronisch beaufsichti-
gten Hausarrest befinden wie in der
Bewahrungshilfe. Das wiirde den ge-
schlossenen Strafvollzug reduzieren.
Das ware wirtschaftlich rentabel und
wiirde zur Integration vieler Straffalliger
beitragen.

Die Ergebnisse des Modellversuchs
konnen auch Uber den Strafvollzug hi-
naus bedeutsam sein.Vielleicht erkennt
man in der deutschen Kriminalpolitik,
dass der elektronisch beaufsichtigte
Hausarrest neben der Geldstrafe und
der Freiheitsstrafe eine weitere Spur
im deutschen Strafrecht ist, die in die
Freizeit der Betroffenen hineinwirkt und
daher eine moderne Form des Stra-
fens darstellt. Mit dem Modellversuch
kénnen also Weichen fiir die vollzugs-
und kriminalpolitische Entwicklung
in Baden-Wirttemberg und darlber
hinaus stellen.

Dieser Ausblick ist noch Zukunfts-
musik. Vorerst geht es darum, den Mo-
dellversuch gut iber vorgesehene Zeit
zu bringen, die Ergebnisse sauber aus-
zuwerten und dannim Jahr2012/2103
in ein neues Gesetzgebungsverfahren
einzubringen.
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DVJJ Veranstaltungen
2011

18. Tagung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Jugendarrest
Tagung der Arbeitsgemeinschaft
der Arrestleiter und Arrestbedien-
steten in der DVJJ

Tagungsleitung:

RiAGin Sigrid Floderer, Amtsgericht
Konigs Wusterhausen

Termin: 11.04. bis 14.04.2011
Tagungsort: Kloster Bernried
Nahere Informationen und schrift-
liche Anmeldung bei Sigrid Floderer,
Amtsgericht Kénigs Wusterhausen,
SchloBplatz4, 15711 Konigs Wuster-
hausen, Tel.: 03375/271235,
sigrid.floderer@agkw.brandenburg.de
Veranstaltungs-Nr.: V 11/05

43. Tagung der Arbeitsgemein-
schaft der Leiter der Jugendstraf-
anstalten und der Besonderen
Volistreckungsleiter in der DVJJ
Tagungsleitung: Marius Fiedler,
Leiter der Jugendstrafanstalt Berlin
Termin: Mai 2011

Néhere Informationen und schrift-
liche Anmeldung bei Marius Fiedler,
Jugendstrafanstalt Berlin, Friedrich-
Olbricht-Damm 40, 13627 Berlin,
marius.fiedler@berlin.de
Veranstaltungs-Nr.:V 11/07

Was kann die Technik zur Suizidpravention

beitragen?

Katharina Bennefeld-Kersten

Technik im Gefangnis wird von den
meisten Personen mit Sicherheits-
technikassoziiert: Alarmanlagen, detek-
tierte Zaune, Personennotrufgerdte u. a.
Auch ist der Einsatz von Technik in der
Suizidpravention nicht neu: Besonders
gesicherte Haftrdume (bgH), Uberwa-
chung durch Kameras, Beobachtung
der dort Untergebrachten Gber Moni-
tore in den Zentralen. Der Suizident
im bgH befindet sich in weitgehender
Isolation, reizarmer Umgebung und ist
standiger Beobachtung Dritter ausge-
setzt. Sdulen der Suizidpravention sind
aber namentlich Zuwendung, Anteil-
nahme und Begleitung des Betroffenen.
Wie kann sich dann die Unterbringung
in einem bgH suizidpraventiv entfalten?
Und tutsie das Giberhaupt, oderhandelt
essich,nur”um eine zeitlich begrenzte
suizidhemmende MaBnahme, um eine
Art,Suizidblocker”?

Von 367 Personen, die sich in den
Jahren 2005 bis 2009 in Gefdngnissen
der BRD das Leben genommen haben,
waren 45 (12 %) wahrend ihrer Haft-
zeit in einem besonders gesicherten
Haftraum untergebracht worden, von
ihnen befand sich mehr als die Halfte
noch in Untersuchungshaft. Wahrend
die SicherungsmafBnahme fiir 32 Per-
sonen bereits vor dem Suizid aufge-
hoben worden war, hatte sie fir zwolf
Personen zum Suizidzeitpunkt noch
Bestand (bei einer Person fehlte die
Angabe). Nun weil} man zwar nicht,
wie viele Personen insgesamt eine
Unterbringung im bgH Uberlebt ha-
ben, aber zwolf Prozent Suizidenten
mit bgH-Erfahrung und drei Prozent
im bgH vollzogene Suizide lassen nicht
nur an der suizidpraventiven Wirkung
arg zweifeln, sondern stellen auch eine
suizidhemmende Wirkung in Frage.
Gero von Randow, ein Wissenschafts-
Journalist hat einmal gesagt:
+Es genligt eben nicht, dass Technik

gut funktioniert. Sie muss auch in die
Welt passen.”

In die Welt eines Menschen, der un-
ter Angsten leidet, der sich von sei-
nen Mitmenschen ausgegrenzt fihlt,
der sich und sein Leben als Belastung
empfindet, passt eine derartige Mal3-
nahme (bgH) nicht, sie dient eher der
Verscharfung seiner Probleme denn der
Bewaltigung. ,Suizid ist die Abwesen-
heit der anderen” (Valery), das betrifft
insbesondere Untersuchungsgefange-
neinderersten Zeit nachihrer Inhaftie-
rung. Beziehungen zu ihren Familien,
Freunden, Kollegen, Nachbarn sind
abrupt unterbrochen und sie finden
sich in einem Umfeld mit lauter Unbe-
kannten wieder, unbekannte Personen,
unbekannte Hierarchien, unbekannte
Etiketten, unbekannte Ablaufe und un-
bekannte Zukunft.

Suizidgedanken von
Untersuchungsgefangenen

Der Kriminologische Dienst im Bil-
dungsinstitut des niedersachsischen
Justizvollzuges hat 2008 eine Studie zu
Suizidgedanken von Untersuchungs-
gefangenen durchgefiihrt: Mdnnliche
und weibliche Untersuchungsgefan-
gene in vier Justizvollzugsanstalten
wurden 14 Tage nach ihrer Inhaftie-
rung mittels eines Fragebogens u. a.
befragt,ob und wenn ja, wann sie daran
gedacht haben, sich das Leben zu neh-
men. Gleichzeitig wurden Bedienstete
gefragt, ob sie Hinweise auf eventuelle
Suizidalitat des Gefangenen wahrge-
nommen hatten.

Im Ergebnis haben eine von zehn
Frauen, aber vier von zehn Méannern
von Suizidgedanken berichtet, die sie
insbesondere am Tag der Inhaftierung
und den ersten Hafttagen beschaftigt
hatten. Fiir mehr als zwei Drittel der
Gefangenengruppe, die Suizidgedan-
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ken mitgeteilt hatte, hatten Bedien-
stete keine Hinweise auf eine mogliche
Suizidgefahr erkennen kdnnen. Wenn
man unterstellt, dass Suizidgedankenin
der beschriebenen Situation auch tat-
sachlich Suizidgefahr anzeigen, macht
das Ergebnis deutlich, wie schwer es
ist, Suizidgefahr — gerade auch in den
ersten Hafttagen - zu erkennen.

In den Jahren 2000 bis 2009 haben
sich bundesweit 846 Gefangene' geto-
tet. 30 Prozent der Suizide wurden im
ersten Haftmonat vollzogen (siehe Abb.
1),fasteinViertelinnerhalb derersten 14
Tage nach der Inhaftierung.Von diesen
,Kurzzeitsuiziden” wurde fast die Halfte
zwischen 23 Uhr und 8 Uhr entdeckt.
Eine Zeit,in der Gesprachspartner nicht
zur Verfiigung stehen, zumal auch die
meisten Gefangenen (fast 60 Prozent
dieser Gruppe) in einem Einzelhaftraum
untergebracht waren.

Insbesondere beiUntersuchungsge-
fangenen ist zu Haftbeginn von einem
hohen Bedarfan sozialer Unterstiitzung
auszugehen, sie habenin der Regel mit
vielen und schwerwiegenden proble-
matischen Situationen zu tun, konnten
sich nichtaufdie Inhaftierung vorberei-
ten, haben keine Kontakte mehr zu ver-
trauten Personen und keine Gesprachs-
partner zu kritischen (Nacht-)Zeiten.
Im Rahmen o. g. Studie haben sich Un-

Abb. 1:

tersuchungsgefangene auf die Frage,

wasdennder Anlass fiir Suizidgedanken

gewesen sei, u. a. wie folgt geduBert:
~Minderwertigkeitskomplexe, Ohn-
machtserlebnisse, Angst, vorm weiteren
Versagen, Angst, andere Menschen zu
enttduschen, Angst, weitere Opfer zu
fordern, Angst, weiter Menschen zu
verletzen.”

JPerspektivlosigkeit, Drogensucht, Ein-
samkeit, Verlustangst, Verzweiflung.”
Ausgepragte Angste, Einsamkeit und
Selbstwertprobleme und mangelnde
soziale Unterstiitzung zu Haftbeginn
gaben letztlich Anlass, eine Telefonseel-

sorge flir Gefangene zu erproben.

Telefonseelsorge fiir
Untersuchungsgefangene in
Niedersachsen

Das niedersdchsische Justizministerium
hat Anfang des Jahres 2010 von der
Firma Telio (Hamburg) 100 Haftrdume
in vier Justizvollzugsanstalten mitTele-
fonapparaten ausstatten lassen. Diese
JTelefonzellen” sollten vorrangig mit
neuzugegangenen Untersuchungsge-
fangenen belegt werden. 26 Gefangnis-
seelsorgerinnen und -seelsorger hatten
sich bereit erklart, im Rahmen eines
Pilotprojekts fir die Dauer von sechs
Monaten jeweils in der Zeit von 19 Uhr

Anzahl und Haftzeit der Suizide von Inhaftierten in der BRD 2000 bis 2009

bis 7 Uhr einen Telefonbereitschafts-
dienstzu tibernehmen.So konnten neu
aufgenommene Gefangene in den er-
sten Tagen nach ihrer Inhaftierung zu
nachtlicher Stunde anonym mit einer
Seelsorgerin oder einem Seelsorger
(und nur mit diesen) sprechen.

Wahrend der ersten 22 Wochen der
Pilotphase sind von 19 Seelsorgerinnen
und Seelsorgern fast 300 Gesprache
gefiihrt worden. Mehr als die Halfte der
Gesprache beschrankte sich auf lang-
stens 15 Minuten und fast 40 Prozent
nahmen zwischen 15 und 60 Minuten
in Anspruch. Mit Abstand am haufigsten
wurden von den Gefangenen Angste
verschiedener Artformuliert,aberauch
psychische Beeintrachtigungen und die
Straftat bzw. derTatvorwurf waren hau-
fig Gegenstand der Gesprache

Angesprochene Themen | Anzahl
1. Angste 129
2. Sinn 83
3. Psychische 83
Beeintrachtigung
4, Straftat 79
5. Schlaflosigkeit 73
6. Partnerprobleme 66
7. Sucht 65
8. Familie 52
9. Geld 45
10. Gesellschaft 44
11. Gewalt 39
12. Suizid 38

Tab. 1: Gesprdchsthemen
Anonyme Dokumentation der Seelsorger
N=256 (Mehrfachnennungen méglich)

In 38 Gesprachen haben die Gefange-
nen Suizid thematisiert, dabei handelt
es sich hier offenbar um eine Gefange-
nengruppe, die insgesamt instabiler
erscheint als die Gruppe der Ubrigen
Anrufer. Diese Gruppe hat neben dem
Thema Suizid auch eine héhere Zahl
weiterer Probleme angesprochen.Nach
Einschatzung der Seelsorger befanden
sich gut 40 Prozent aller Anrufer zu
Gesprachsbeginn in einem ,nicht gu-
ten”Zustand, dieser verbesserte sichim
Gesprachsverlauf deutlich, sodass am
Gesprachsende nurnoch von 4 Prozent
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der Anrufer eine ,nicht gute” Befind-
lichkeitangenommen worden war. Die
Seelsorgerinnen und Seelsorger selbst
fuhlten sich in mehr als der Halfte der
Gesprache am Gesprachsende ,eher
gut” bis ,gut’, aber mit fast 20 Prozent
auch nicht selten nur ,es geht so”

Bis zum 1.8.2010 hatten 86 Gefan-
gene, die zu Beginn ihrer Inhaftierung
in einer ,Telefonzelle” untergebracht
waren, einen Fragebogen ausgefiillt
und dem Kriminologischen Dienst an-
onym Ubersandt. Von dieser Gruppe
berichtete fast ein Funftel von Suizid-
gedanken zu Beginn der Inhaftierung
und mehr als ein Viertel gab an, min-
destens einmal die Telefonseelsorge fiir
Gefangenein Anspruch genommen zu
haben. Dabei haben Personen mit Sui-
zidgedanken deutlich haufiger von der
Telefonseelsorge Gebrauch gemachtals
Personen, die nicht an Suizid gedacht
haben.Dementsprechendrangierendie
Seelsorgerinnen und Seelsorger beiden
Gefangenen insgesamt an erster Stel-
le aller Personen, die innervollzuglich
als Hilfe erlebt worden waren. Danach
befragt, was ihnen derzeit am meisten
zu schaffen mache, wurden von den
Gefangenen vor allem die Trennung
und Sorge um die Partnerin sowie um
die Familie und Kinder benannt. Aber
auch das Verfahren und die Folgen der
Tat wurden als gro3e Belastung emp-
funden.In 20 Mitteilungen zum Thema
JTelefonseelsorgefiir Gefangene”wurde
dieses Angebot lbereinstimmend als
sehrwichtige und hilfreiche Malnahme
(speziellfur die,anderen Gefangenen”)
beschrieben. Drei AuBerungen werden
hier stellvertretend vorgestellt:

Jlch finde die Telefonanlage sehr gut
und hoffe, dass es fiir immer bleiben
kénnte und zwar fiir diejenigen, die es
dringend benétigen, da manche Ge-
sprédche mit Fachpersonal ,Pastoren”
viel Leid von der Seele nimmt, also in
dem Sinne weiter so.”

Jlch fand das Telefon (iberhaupt dort
gut (auch wenn ich nicht telefoniert
habe), weil, man fiihlt sich nicht so
einsam.”

~Finde die Idee generell nicht schlecht,
doch die Telefone werden offiziell von

den Gefangenen nicht angenommen,

da keiner zugeben méchte, dass er mit

der Haft nicht zurecht kommt, man

kénnte verletzlich wirken.”
Die Erfahrungen der Seelsorgerinnen
und Seelsorger waren vielschichtig, mal
gab estechnische Schwierigkeiten, mal
hielten die Anrufer das Telefon fiir eine
Art ,Zellenservice”, mal waren die Ge-
sprache sehr kurz, als wollten sich die
Gefangenen nurvergewissern, dass tat-
sachlich jemand am anderen Ende den
Horer hielt, mal waren sie sehrlang. Eini-
ge Gesprache dienten auch der,Nach-
hilfe”invollzuglichen Angelegenheiten,
die AnruferlieBen erkennen, dassihnen
vollzugliche Ablaufe, Giber die sie hédtten
informiert sein mussen, nicht bekannt
waren. Andere Gesprdache entwickelten
sichnach einem harmlosen Smalltalkzu
einer Krisenintervention.
Am 5. August 2010 hat der Kriminolo-
gische Dienst im Rahmen einer Veran-
staltung denVertretern derKirchen, den
Angehdrigen des Justizministeriums
und den niedersachsischen Gefang-
nisseelsorgerinnen und -Seelsorgern
die Auswertung der Dokumentation
vorgestellt. Nach einem Erfahrungsaus-
tausch haben die niedersachsischen
Gefangnis-Seelsorgerinnen und -Seel-
sorger mit einer Gegenstimme fir die
Fortfihrung der Telefonseelsorge fiir
Gefangene votiert. In der Gegenlber-
stellung von Aufwand und Nutzen hat
offenbar der Nutzen den Ausschlag fiir
dasVotumder Seelsorger gegeben.Das
ist umso bemerkenswerter, als — abge-
sehenvom finanziellen Aufwand -allein
die Gefangnisseelsorge den,Aufwand”
tragt.

Bei der Fortsetzung dieses bislang

einzigartigen Projekts sind folgende
Grundsatze zu beachten:

- Telefonseelsorge fiir Gefangene wird
nicht jeden Suizid verhindern.

- Telefonseelsorge flr Gefangene ist
eine ,hilfreiche Hand” fiir Menschen
in Krisensituationen. Sie kann dazu
beitragen, dass eine psychische Be-
lastung bewaltigt wird, bevor sie in
eine suizidale Krise miindet.

- Telefonseelsorge fiir Gefangene muss

eingebettetseinin ein vollzuglich ab-
gestimmtes Konzept?. Sie ist als ein
Baustein in einem suizidpraventiven
Konzept zu verstehen.

- Telefonseelsorge fiir Gefangene darf
nicht die ,Klagemauer” fir vollzug-
liche Unzuldnglichkeiten sein.

- Die Entwicklung der Telefonseelsor-
ge ist wissenschaftlich zu begleiten.

- DieTelefonseelsorger verdienen An-
erkennung und Unterstiitzung.
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Das baden-wiirttembergische Qualitatskonzept
~Blirgerschaftliches Engagement im Justizvollzug”

Andreas Grube

Mit dem Qualitatskonzept ,Bur-
gerschaftliches Engagement im
Justizvollzug” hat das baden-wirtt-
embergische Justizministerium die
Mitarbeit der Ehrenamtlichen in den
Justizvollzugsanstalten des Landes auf
eine neue Grundlage gestellt. Zentrales
Anliegen des vom Autor entwickelten
Qualitatskonzepts ist es, das burger-
schaftliche Engagement im Justizvoll-
zugzu starken undin seiner Bedeutung
alsintegrierenderund unentbehrlicher
Bestandteil des behandlungsorien-
tierten Vollzugskonzepts aufzuwerten.
Das Qualitatskonzept formuliert dazu
Rahmenbedingungen und einheitliche
Standards fir alle baden-wiirttember-
gischen Justizvollzugsanstalten.

Entstehung

AngestoBen wurde das Konzept im
Herbst 2008 durch die Projektgruppe
,Forderung des burgerschaftlichen
Engagements in der Justiz” der baden-
wurttembergischen Nachhaltigkeits-
strategie. Unter dem Motto ,Jetzt das
Morgen gestalten” hatsich die Nachhal-
tigkeitsstrategie der Landesregierung
zum Ziel gesetzt, im Zusammenwirken
von Ministerien und gesellschaftlichen
Gruppen konkrete MaBnahmen zu for-
dern, die dem Gedanken der Nachhal-
tigkeit verpflichtet sind." Um die fir
die Umsetzung des Qualitdatskonzepts
notigen zukunftsfahigen Strukturen zu
schaffen und den am Konzept beteili-
gtenTragern finanzielle,Anschubhilfe”
zu leisten, hat die Nachhaltigkeitskon-
ferenz fir den Forderzeitraum 2008 bis
2011 finanzielle Mittel zur Verfiigung
gestellt, die die vom Justizministerium
und den freien Trdgern eingesetzten
Mittel erganzen.

Ziele und Inhalt

Vorrangiges Ziel des Qualitdtskonzepts
ist nicht die quantitative Ausweitung
der ehrenamtlichen Tatigkeit, sondern
deren qualitative Verbesserung. Dabei
geht es nicht um eine Professionalisie-
rung des Ehrenamts. Ziel ist es vielmehr,
die Strukturen fiir das biirgerschaftliche
Engagement zu verbessern und die
Fach- und Handlungskompetenz der
Ehrenamtlichen zu starken. Angesichts
einer immer schwieriger werdenden
Gefangenenklientel, derzunehmenden
Bedeutungder Sicherheitsbelange und
einer immer gréBeren Ausdifferenzie-
rung der Behandlungsprogramme soll
mit dem Qualitatskonzept eine nach-
haltige Entwicklung des birgerschaft-
lichen Engagements im Justizvollzug
erreicht werden.

Das ,Vier-Saulen-Modell”

Das Qualitdatskonzept ,Blirgerschaft-
liches Engagement im Justizvollzug”
beruht auf einem ,Vier-Saulen-Modell".
Neben der Gewinnung und Auswahl
engagierter und zuverldssiger ehren-

amtlicher Mitarbeiter (erste Saule) geht
es darum, die birgerschaftlich Enga-
gierten auf die menschlich und fach-
lich anspruchsvolle Tatigkeitim Vollzug
fachlich vorzubereiten und zu qualifizie-
ren (zweite Saule), die Betreuung und
Begleitung durch die hauptamtlichen
BedienstetenunddieTragerundVereine
zuintensivieren (dritte Saule) und durch
die Etablierung einer Anerkennungskul-
tur Anreize fur ehrenamtlichen Einsatz
zu schaffen und erbrachte Leistungen
anzuerkennen (vierte Saule).

s. u. Grafik ,Vier-Sdulen-Modell”

Das ,Vier-Saulen-Modell” basiert
auf der engen Kooperation aller Insti-
tutionen, die im Bereich des biirger-
schaftlichen Engagements im Justiz-
vollzug tatig sind. Entsprechend der
Leitidee des Qualitatskonzepts, die
Zusammenarbeit der Beteiligten zu
koordinieren und einen standigen In-
formationsaustausch aller Trager und
Vereine herzustellen, hat sich im Okto-
ber 2008 unter Federfiihrung des Justiz-
ministeriums ein,Fortbildungsverbund
Straffalligenhilfe Baden-Wirttemberg”
konstituiert. Dem Fortbildungsverbund
gehoren derVerband Bewdhrungs-und
Straffélligenhilfe Wirttemberg, der
Badische Landesverband fiir Soziale
Rechtspflege, Schwarzes Kreuz - Christ-
liche Straffalligenhilfe e.V., SKM - Ver-
ein fur soziale Dienste der Erzdiozese
Freiburg e.V. und die evangelische und
katholische Anstaltsseelsorgein Baden-

Vier-Saulen-Modell

Biirgerschaftliches Engagement im Justizvollzug

Gewinnung Qualifizierung
und und
Auswahl Fortbildung

Betreuung
und
Begleitung

Anerkennung

Kooperation und Zusammenarbeit der Beteiligten
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Wirttemberg an. Wichtigste Aufgabe
des Fortbildungsverbunds ist die Ko-
ordinierung und Organisation von zen-
tralen und regionalen Veranstaltungen
zur Fortbildung sowie zur Begleitung
und Betreuung von biirgerschaftlich
Engagierten. Darliber hinaus dient der
Fortbildungsverbund dem Erfahrungs-
austausch derTrager, dergegenseitigen
Information und der Entwicklung neuer
Projekte und Konzeptionen. Die Ge-
schaftsstelle des Fortbildungsverbunds
wurde beimVerband Bewdhrungs-und
Straffélligenhilfe Wiirttemberg e.V. an-
gesiedelt. Sie ist insbesondere zustan-
dig fiir die Offentlichkeitsarbeit, die
Erstellung von Zuwendungsantragen
und Verwendungsnachweisen und die
Abrechnung der Veranstaltungen.

Gewinnung und Auswahl

Das biirgerschaftliche Engagement ist
in den letzten Jahren zunehmend in
den Mittelpunkt des Interesses geriickt.
Allerdings verbinden viele damit vor
allem Funktionen im kulturellen und
sportlichen Bereich, die im Blickpunkt
der Offentlichkeit stehen. Biirgerschaft-
liches Engagement im Justizvollzug
spielt sich dagegen zumeist im Stillen
ab, kaum bemerkt von den Medien.
Deshalb sind die vielfaltigen Moglich-
keiten, sich im Justizvollzug ehrenamt-
lichzu betétigen, eher weniger bekannt.
Hinzu kommt, dass der Umgang mit
Straffalligen ein sehr sensibler Bereich
ist. Mitarbeit im Justizvollzug verlangt
daher eine besondere personliche Eig-
nung, zu der vor allem Verlasslichkeit,
Durchhaltevermogen und Aufgeschlos-
senheit gehoren.

Aus diesen Griinden ist es fur die
Gewinnung und Auswahl wichtig,
dass sich interessierte Blrgerinnen
und Biirger einen umfassenden Uber-
blick Uber die Moglichkeiten, Chancen
und Grenzen eines Engagements im
Justizvollzug verschaffen kdnnen.Dem
ersten Informationszugriff dienen ein
modern gestalteter Flyer und eine vom
Fortbildungsverbund erstellte Home-
page mit Verknipfungen zu allen re-

levanten Einrichtungen und Tragern
(www.ehrenamt-jva.de). Fir nahere
Auskiinfte stehtin allen Justizvollzugs-
anstalten ein Ansprechpartner fiir das
Ehrenamt (Ehrenamtsbeauftragte/r) zur
Verfligung. Die Ehrenamtsbeauftrag-
ten haben dariiber hinaus die Aufga-
be, die Angebote der Ehrenamtlichen
vor Ort zu koordinieren, die birger-
schaftlich Engagierten bei ihrer Arbeit
zu unterstiitzen und die Kontakte mit
den ortlichen Tragern und Vereinen zu
pflegen. Die verantwortliche Funktion
des Ehrenamtsbeauftragten wird im
Geschéftsverteilungsplan der Anstalt
verbindlich verankert. Fiir die ihm zu-
gewiesenen Aufgaben wird der Ehren-
amtsbeauftragte in ausreichendem
Umfang freigestellt.

Wichtiges Elementinnerhalb derer-
sten Sdule des Qualitatskonzeptsist die
Neuregelung des Zulassungsverfahrens
flr Ehrenamtliche (VV zu § 16 Justizvoll-
zugsgesetzbuch Baden-Wirttemberg
— Erstes Buch). Wer sich fiir eine ehren-
amtliche Mitarbeit in einer Justizvoll-
zugsanstalt interessiert, wird zu einem
persénlichen Gesprach in die Anstalt
eingeladen. Dieses Gesprach, das in
der Regel der Ehrenamtsbeauftragte
der Anstalt fihrt, dient dem person-
lichen Kennenlernen, der Klarung der
Motivation fiir das Engagement und
der Erérterung der Moglichkeiten und
Grenzenfir die beabsichtigte Tatigkeit.
Der Bewerber wird auf3erdem (iber die
geltende Verwaltungsvorschrift zum
Ehrenamt und seine Rechte und Pflich-
teninformiert. Er erhalt er ein Merkblatt
zur ehrenamtlichen Mitarbeit und er-
klart schriftlich, die sich aus derVerwal-
tungsvorschrift ergebenden Vorgaben
einzuhalten. Dazu gehort die Bereit-
schaft, begleitende Hilfen von Bedien-
steten der Anstalt und Tragervereinen
anzunehmen, sich fachlich anleiten zu
lassen und sich regelmaflig fortzubil-
den.Nach Durchflihrung des Gesprachs
entscheidet der Anstaltsleiter schriftlich
und widerruflich Gber die Zulassung.
Das Verfahren macht das klare Anfor-
derungsprofil des Justizvollzugs trans-
parent und ermaoglicht sowohl Anstalt

als Bewerber eine offene Entscheidung
flr oder gegen ein Engagement.

Qualifizierung und
Fortbildung

Die Ehrenamtlichen im Vollzug bewe-
gen sich in einem diffizilen Metier. Nur
Lguter Wille” reicht nicht aus. Deshalb
mussen sie sichimmer wieder mitihrer
Motivation auseinandersetzen undsich
Uberihre Rechte und PflichtenimKlaren
sein. Daflrist eine fundierte Grundaus-
bildung eine wichtige Voraussetzung.
Sie gibt auch die notwendige Sicher-
heit, um sich der Aufgabe motiviert und
ohne Angstzusstellen. Ahnlich wiein an-
deren Bereichen ehrenamtlicher Arbeit,
in denen der Kontakt mit Menschen
in besonderen Lebenssituationen im
Mittelpunkt steht (Bsp.: Telefonseelsor-
ge) missen die birgerschaftlich Enga-
gierten im Justizvollzug daher fachlich
qualifiziert werden. Die Qualifizierung
ist dariber hinaus ein wichtiger Bei-
trag, um die Akzeptanz ehrenamtlicher
Arbeit beiden hauptamtlichen Bedien-
steten zu starken. Es ist daher zentrales
Anliegen des Qualitdtskonzepts, die
birgerschaftlich Engagierten auf ihre
anspruchsvolle Tatigkeit vorzubereiten
und ihnen zur weiteren Verbesserung
ihrer Arbeit praxisnahe und interdis-
ziplindr angelegte Fortbildungsange-
bote zu unterbreiten. Ziel ist der Aufbau
einesjahrlichenTagungsprogramms fiir
ehrenamtlich Tatige. Dabei sollen vor
Ort bereits bestehende und bewdhrte
Angebote, die in Zusammenarbeit zwi-
schen Tragervereinen und Anstalten
entwickelt wurden, erhalten und ver-
starkt werden. Fur die Ehrenamtlichen
aus Anstalten, die noch Giber keine trag-
fahigen eigenen Strukturen verfligen,
werden Uiberregionale und landesweite
Fortbildungsveranstaltungen angebo-
ten.?

Inhaltlich verantwortet werden die
Veranstaltungen von den im Fortbil-
dungsverbund zusammengeschlos-
senen Tragern und Vereinen. Sie
orientieren sich dabei an vier Fortbil-
dungsmodulen:
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Modul 1: Rechtliche Grundlagen des

Justizvollzugs

Themengebiete:

- Freiheitsstrafe

- Vollzugsformen

- Vollzugsziele

- Vollzugslockerungen

- Entlassung

- Sicherheit und Ordnung in der An-
stalt

Modul 2: Kriminalitat und Haft

Themengebiete:

- Ursachen von Kriminalitat

- Krankheitsbilderund Personlichkeits-
storungen bei Straffalligen

- Haftalltag

- Subkultur in der Haft

- Situation auslandischer Gefangener

- Erkennungs-undWirkungsmerkmale
von Suchtmitteln

Modul 3: Rolle der Ehrenamtlichen

Themengebiete:

- Klarung der eigenen Motivation

- Rollenzuschreibung - Rollenkon-
flikte

- Verhaéltnis zu den Fachdiensten

- Helfer des Gefangenen - Helfer des
Vollzugs

- Bedeutung von Werten und Wert-
vorstellungen

- Die Bedeutung der Hilfe zur Selbst-
hilfe

Modul 4: Praxis der Straffilligen-

hilfe

- Gesprachsfiihrung/-leitung

- Maoglichkeiten und Grenzen der Straf-
falligenhilfe

- Nahe und Distanz

- Erwartungen und Enttauschungen

- Vor- und Nachbereitung der Tatig-
keit

- Umgang mitBelastungssituationen/
Supervision

- Gute und schlechte Vorbilder

- ,Ubergangsmanagement”

- Sinn- und Glaubensfragen

Ergdnzend zu den Fortbildungsveran-
staltungen erhalten die birgerschaft-
liche Engagierten im Justizvollzug
als Handreichung funf Studienbriefe,

die federfihrend Schwarzes Kreuz -
Christliche Straffalligenhilfe e.V. erstellt
hat. Sie geben in verstandlicher und
Ubersichtlicher Form grundlegende
Informationen zum Justizvollzug und
dem ehrenamtlichen Engagement im
Justizvollzug.

Betreuung und Begleitung

Die Arbeit mit Straffdlligen ist kein
leichtes Einsatzgebiet. Ehrenamtliches
Engagement im Justizvollzug bedeu-
tet, sich regelméfig mit schwierigen
und unvorhergesehenen Ausnahme-
situationen auseinanderzusetzen. Die
Ehrenamtlichen sind daher auf Rat,
Hilfe und Unterstltzung der Fachleute
angewiesen. Der Austausch von Erfah-
rungen und das gemeinsame Gesprach
Uber Probleme und Schwierigkeiten
tragen dazu bei, die Qualitat der An-
gebote zu sichern und die enge und
vertrauensvolle Zusammenarbeit aller
im Justizvollzug Tatigen zu verbessern.
Das Qualitatskonzeptlegt daheraufdie
Betreuung und Begleitung der biirger-
schaftlich Engagierten einen besonde-
ren Schwerpunkt.

Wie bereits ausgefiihrt, fungieren
innerhalb der Justizvollzugsanstalten
die Ehrenamtsbeauftragten als An-
sprechpartner der Ehrenamtlichen und
stehen ihnen bei Fragen und Proble-
men beratend und unterstiitzend zur
Seite. Zur Betreuung und Begleitung
der Ehrenamtlichen werden dariiber
hinaus in den Justizvollzugsanstalten
regelmaBige Fallbesprechungsgrup-
pen eingerichtet. In diesen erhalten
Ehrenamtliche durch Fachkrafte Hilfe-
stellungen fiir Einzelbetreuungen und
Gruppenangebote und bekommen
Gelegenheitzum Erfahrungsaustausch
und zur Reflexion.

Zur Koordinierung, Abstimmung
und Planung der ehrenamtlichen Mit-
arbeitim Justizvollzug veranstaltet das
Justizministerium jahrlich eintdgige
Multiplikatorentagungen. Sie ermdgli-
chen den Ehrenamtsbeauftragten der
Justizvollzugsanstalten und den Ver-

antwortlichen derTragerundVerbande
als Hauptansprechpartnern der Ehren-
amtlichen einen landesweiten Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch und
bieten ein Forum, um grundlegende
Fragen zu erortern und Pilotprojekte
vorzustellen.

Anerkennung

Gutes zu tun ist zwar die Hauptmo-
tivation fir freiwilligen Einsatz. Eh-
renamtlich Tatige ziehen ihren Lohn
aus der Aufgabe selbst und aus dem
gemeinschaftlichen Engagement fir
andere. Aber auch fiir Ehrenamtliche
istes wichtig zu spiren, dass ihr Einsatz
fir andere nicht vergessen wird. Das
Engagementder Ehrenamtlichen muss
deshalb angemessen gewurdigt wer-
den. Anerkennung beginnt bereits im
taglichen Umgang der hauptamtlichen
Bediensteten mit den ehrenamtlichen
Mitarbeitern. Die Herstellung eines,eh-
renamtsfreundlichen”Klimasin der An-
staltisteine Fihrungsaufgabe, die nicht
delegierbarist,sondernunmittelbarden
Anstaltsleitungen obliegt. Dazu gehort
auch ein mindestens einmal jahrlich
stattfindendesTreffen der Anstaltsleiter
mit den in ihrer Einrichtung tatigen
Ehrenamtlichen. Die Tatigkeit aus-
scheidender Ehrenamtlicher wird mit
einem Dankschreiben der Anstaltslei-
tung gewdrdigt. Das Qualitatskonzept
sieht vor, dass die Anstaltsleitungen
de Aufsichtsbehorde jahrlich tiber ihre
Zusammenarbeit mit burgerschaftlich
Engagierten berichten.

WichtigerBausteinzum Aufbaueiner
Anerkennungskulturistdariberhinaus
die regelméaBlige Veranstaltung eines
s1ags des Ehrenamts im Justizvollzug”.
Ziel der in moglichst in zweijdhrigem
Turnus organisierten Veranstaltung ist
es, die Arbeit der ehrenamtlich Enga-
gierten zuwiirdigen, die Wahrnehmung
dieserwichtigen gesellschaftlichen Auf-
gabein der Offentlichkeit zu verbessern
und die Begegnung der Ehrenamtlichen
mitanderenim Justizvollzug Tatigenim
Rahmen zu ermdglichen.
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Ein weiteres Element der Anerken-
nungistdie Benennungvon verdienten
Ehrenamtlichen fir staatliche und ge-
sellschaftliche Auszeichnungen. Als
Beispiele seien die Teilnahme an Eh-
renamtswettbewerben oderVorschlage
fur die Verleihung des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutschland, der
Ehrennadel des Landes Baden-Wiirtt-
emberg oder der Fliedner-Medaille
genannt.

Resiimee und Ausblick

Das Qualitdtskonzept ,Bulrgerschaft-
liches Engagement im Justizvollzug”
hat die Aufmerksamkeit der baden-
wirttembergischen Vollzugspraxis fir
das Ehrenamt neu geweckt und der
Arbeit der freien Straffalligenhilfe neue
Impulse gegeben. Dankder finanziellen
Starthilfe aus Mitteln der Nachhaltig-
keitsstrategie konnten die Trager und
Vereine eine Vielzahl neuer Fortbil-
dungsreihen initiieren und zahlreiche
neue Fallbesprechungsgruppen auf-
bauen. Mit der Neufassung der Verwal-
tungsvorschrift nach den Leitideen des
Quialitatskonzepts hat das dort ange-
legte ,Vier-Sdulen-Modell” eine rechts-
verbindliche Grundlage fiir die Imple-
mentierungin den Anstalten gefunden.
In den ndachsten Jahren werden das
Justizministerium Baden-Wirttemberg
unddieimFortbildungsverbund zusam-
mengeschlossenen Organisationen das
Konzept mit wissenschaftlicher Bera-
tungdurch Herrn Prof. Dr. Glinter Rieger,
Duale Hochschule Baden-Wiirttemberg
Stuttgart, weiterentwickeln. Mit diesen
AnstoBen wird das Gewicht der Uber
1.000 in baden-wirttembergischen
Vollzugseinrichtungen tatigen Ehren-
amtlichen weiter wachsen.

1

www.jetzt-das-morgen.gestalten.de

2

Vom 16.-18. Oktober 2009 fand in der Evange-
lischen Akademie Bad Boll unter dem Titel ,Wa-
rum will ich in den Knast” die erste landesweite
Einfihrungstagung fiir Ehrenamtliche im Justiz-
vollzug statt. Die zweite Tagung dieser Art fand
am 20./21. November 2010 in der Evangelischen
Tagungsstatte Lowenstein statt.

Dr. Andreas Grube

Regierungsdirektor,

Referent im Referat,Vollzugsgestaltung”
im Justizministerium Baden-Wiirttemberg
grube@jum.bwl.de

Strafvollzug - Forschungsdoku-
mentation 1987-2010

Die Kriminologische Zentralstelle e.V.
hat eine neue Publikation herausge-
geben: Werner Sohn (Bearb.), Straf-
vollzug - Forschungsdokumentation
1987-2010.

Seit Jahrzehnten ist der Strafvollzug
Gegenstand zahlreicher wissenschaft-
licher Studien. Uberdies bildet er ein
Kernthema der kriminologischen
Forschung, das bei aktuellen und
meist spektakuldren Anldassen (Sexu-
alstraftdter, Gewalt, Entweichungen,
Lockerungen oder auch Neubauten,
Kosten u.a.) auch immer wieder in die
Schlagzeilen gerat (so derKlappentext
des Bandes).

Dieser Band bietet eine reprasenta-
tive, in vielen Teilen auch vollstandige
Dokumentation der Strafvollzugsfor-
schung und ihrer Resultate.

DerBand restimiert u.a. Forschungsar-
beiten zu den Gefangenen (psychoso-
ziale Lage, Drogen, Gewalt und Suizid,
junge Manner, Frauen, Auslander, Se-
xualstraftater, Riickfallige), Aspekten
von Planung und Gestaltung (Soziales
Training, Behandlung, Bildung und Ar-
beit, Sport, Entlassungsvorbereitung
und Vollzugslockerungen), Vollzugs-
personal und externen Helfern sowie
Gefdngnisarchitektur und historischen
Fragen.

Schriftenreihe der Kriminologischen
Zentralstelle e.V. Kriminologie und
Praxis, Band 59, ISBN 978-3-926371-
87-4, 29,00 Euro

Podknast.de -

Ein Internetprojekt im
Jugendstrafvollzug

Sebastian Schaede,
Frank Neubacher

Kommunikation im digitalen
Zeitalter

Eine der wohl wichtigsten Entwick-
lungen der letzten Jahrzehnte stellt
das Internet dar. Generell sind Infor-
mationstechnologien ein zentraler
Wirtschaftsfaktor geworden, in rasan-
ter Geschwindigkeit verandern sie aber
auch die Lebens- und Kommunikati-
onsgewohnheiten der Menschen. Mitt-
lerweile besitzen rund 73 %' der deut-
schen Haushalte einen Internetzugang;
in Haushalten mit Kindern liegt dieser
Anteil sogar bei 98 %?2 Besonders fir
die junge Generation ist das Internet
aus dem Alltag nicht mehr wegzuden-
ken - sie bestellt Waren im Internet,
kommuniziertonline mit Freunden und
Bekannten und sucht in der virtuellen
Welt gezielt nach Informationen fir
Schule und Freizeit.

Trotzderdamitverbundenen Sicher-
heitsaspekte spielt das Internetauchim
Strafvollzug zunehmend eine Rolle.?
Weltweit gibt es einige Internetprojekte
in Gefangnissen, bei denen es tiberwie-
gend darum geht, die Kommunikation
der Gefangenen mit der AuBBenwelt zu
verbessern. So wird beispielsweise die
Méglichkeit geschaffen, zu festgelegten
Zeiten zu chatten, oder es werden Brief-
freundschaften initiiert, die durch den
regelmdBigen Austausch von E-Mails
gepflegt werden. Aber das Internet
kann auch zu Aufklarungszwecken ge-
nutzt werden, wie Berliner Gefangene
mit Unterstiitzung der Anstaltsleitung
schon 1998 zeigten. Sie schufen im
Wege des Projekts ,Planet-Tegel” eine
Internetprasenz, auf der noch heute
Informationen Giber das Leben und den
Alltaginihrem Gefdngnis zu finden sind.
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Bei dem Projekt,Podknast.de”, welches
im Folgenden vorgestelltund bewertet
werden soll, geht es darum, mit selbst-
produzierten Podcasts aus dem Gefang-
nis heraus an die Offentlichkeit zu treten
(s. www.podknast.de).

Projektgenese und Projekt-
entwicklung

Entstanden ist das Projekt zundchst in
derJugendarrestanstalt Disseldorf. Zu-
sammen mitden Arrestanten produziert
der Anstaltsleiter und Jugendrichter
Edwin Putz dort schon seit Januar 2008
kurze Audio-Podcasts. Inhaltlich geht
es dabei vorwiegend um die Griinde
der Straffdlligkeit, die Gedanken der
Jugendlichen wahrend der Arrestzeit
und um ihre Zukunftsplane. Die Pod-
casts sind rund 10 Minuten lang und
haben die Form eines Interviews, bei
dem der Jugendliche mdglichst frei
erzdhlen soll. AnschlieBend werden
sie technisch nachbearbeitet und im
Internet veroffentlicht. Dabei haben
die Initiatoren das Ziel vor Augen, dass
AuBenstehende von den Erfahrungen
der Arrestanten profitieren.

Nichtmals ein Jahr nach Veroffentli-
chung der ersten Audio-Podcasts stie-
Ben Ende 2008 die JVA Siegburg und die
JVAIserlohn hinzu, die von den Méglich-
keiten des Projekts Uiberzeugt waren.
Wegen der langeren Haftzeiten werden
dortsogarVideo-Podcasts gedreht, de-
ren Produktion wesentlich mehr Zeit
in Anspruch nimmt. Uberhaupt ist die
Ausgestaltung des Projektesin den ein-
zelnen Anstalten sehr unterschiedlich.
Andersalsinder Arrestanstaltin Diissel-
dorfwird derinhaltliche Schwerpunktin
Siegburg undIserlohn darauf gelegt, in-
formative Videos Gber den Strafvollzug
zu drehen. Im Mittelpunkt stehen also
nicht mehr der einzelne Jugendliche
und seine etwaige Besinnung. Auch
werden keine Einzelaufnahmen mehr
gemacht, sondern der komplette Pro-
duktionsprozess erfolgt, betreut von
einem dafiir zustandigen Bedienste-
ten der Anstalt, in Gruppenarbeit. Und
schlieBBlich missen alle Jugendlichen

bei jedem Schritt der Produktion mit-
wirken, angefangen beiderPlanung des
Videos Uber die richtigen Ton- und Ka-
meraeinstellungen bis hin zum Schau-
spielen und Nachbearbeiten.

Mit klinstlerisch ambitionierten Vi-
deos Uiber das Gefangnisleben sorgt seit
Mitte 2009 zudem die JVA Herford fir
eine neue Varianteim Projektrepertoire.
Dort werden unter anderem Videos zu
selbstgeschriebenen Liedern gedreht
oder ein Gedicht eines Jugendlichen
verfilmt. Als bisher letzte Anstalten sind
in diesem Jahr schlie3lich noch die JVA
Heinsberg und die JVAK6In dem Projekt
beigetreten, wobei durch die JVA KdIn
jetzt auch erstmals weibliche Gefange-
ne einbezogen sind.

Uberpriifung der Projektziele

Von Anfang an wurde das Projekt vom
Justizministerium des Landes NRW un-
terstlitzt und von der Landesanstalt fiir
Medien NRW gefordert, die zum einen
finanzielle Hilfe leistet, zum anderen
aber auch die medienpddagogische
Begleitung Gbernimmt. In das 6ffent-
lichkeitswirksame Projekt werden so-
mit auch hohe Erwartungen gesetzt.
Wie die Aussichten dafiir stehen, dass
sich diese Erwartungen erfillen und
die gesteckten Ziele erreicht werden,
ist Gegenstand der folgenden Aus-
flihrungen. Hierzu sind zunachst die
Ziele des Landesjustizministeriums
anzufiihren. Insgesamt werden vier
Ziele verfolgt, wobei das Projekt zwei
unterschiedliche Zielgruppen hat. Ei-
nerseits richtetes sich an die Menschen
auBerhalb des Gefangnisses, indem es
versucht, diese Uber das Leben hinter
Schloss und Riegel aufzukldren und
darlber hinaus potenziell gefahrdete
Jugendliche abzuschrecken. Anderer-
seits richtet es sich aber auch an die
Jugendlichen im Gefangnis, indem es
deren Medienkompetenz fordern und
ihre Resozialisierungschance verbes-
sern mochte. Da eine Wirkungsevalua-
tion bisher nicht durchgefiihrt wurde,
kann eine Bewertung vorerst nicht auf
einerempirisch abgesicherten Grundla-

ge erfolgen. Gleichwohl ist es moglich,
die einzelnen Ziele vor dem Hinter-
grund kriminologischer Erkenntnisse
zu priifen, positive wie negative Aspekte
herauszuarbeiten und auf diese Weise
zu einer Aussage dartiber zu gelangen,
wie die Chancen der Zielerreichung
stehen und als wie wahrscheinlich sie
einzuschatzen ist.

a) Aufkldrung der Bevolkerung

Zunachst befassen wir uns mit der Auf-
klarung der Bevolkerung.Besonders die
JVA Iserlohn und die JVA Siegburg lei-
sten mit ihren durchweg informativen
Videos hierzu einen bemerkenswerten
Beitrag. Sie zeigen die Unterschiedlich-
keitin denVollzugsabteilungen, stellen
die verschiedenen Ausbildungsgange
vor oder behandeln Themen wie Ras-
sismus und Gewalt im Gefangnis, um
nur einige Beispiele zu nennen. Auch
wenn die Videos nicht als alles umfas-
sende Aufklarung Uber jede Einzelheit
des Geféngnislebens zu verstehen
sind, so vermitteln sie dennoch einen
guten Eindruck vom Leben hinter Git-
tern. Eine wichtige Voraussetzung fir
die Aufklarung der Bevdlkerung ist vor
allem, dass die Podcasts von eben die-
ser Giberhaupt erreicht werden. Hier
liegt gewiss ein wichtiger Pluspunkt des
Projekts, auf den die Verantwortlichen
offenbar viel Wert gelegt haben. So
werden die Podcasts auf einer eigens
erstellten Internetseite veroffentlicht,
die im Netz leicht zu finden und gut
zuganglich ist. Zudem werden sie bei
,Podcatchern’,den Suchmaschinen fir
Podcasts, angezeigt und zusatzlich auf
Videoportalen wie , Youtube” oder,,Se-
venload”hochgeladen. Letztendlichist
auch die Berichterstattungin Presse und
Fernsehen gewissermaflen Werbung
und tragt zur Verbreitung der Kenntnis
des Projekts bei. Angesichts dessen ist
die Wahrscheinlichkeit, auf das Projekt
zustoBBen, sehrhoch. Die Moglichkeiten,
die Bevolkerung auf diesem Wege tiber
das Gefangnisleben aufzuklaren, sind
demnach als nicht gering einzustufen.
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b) Abschreckung potenziell gefahr-
deter Jugendlicher

Eine Abschreckungswirkung des Pro-
jektes auf potenziell gefahrdete Ju-
gendliche festzustellen, gestaltet sich
hingegen uberaus schwierig. Traditi-
onell gehort die Frage der Abschre-
ckungswirkung von kriminalpolitischen
MaBnahmen nicht nur wegen der Pro-
bleme, angemessene Methoden der
Uberpriifung zu entwickeln, zu den
dunkelsten KapitelninderKriminologie.
Dabei spielt sicher eine Rolle, dass sich
an der Abschreckungswirkung krimi-
nalpolitisch ,die Geister scheiden”. Die
Vorstellung, einfach und kostengiinstig
Kriminalitdt verhliten zu kénnen,indem
man schlichtauf die drohenden Folgen
einer Straftat hinweist oder Strafrah-
men erhoht, ist wohl zu verlockend.
Vielfach wird eine abschreckende und
kriminalitatsreduzierende Wirkung von
kriminalpraventiven Malinahmen ein-
fach unterstellt. So verhalt es sich beim
Jugendarrest, der derzeit eine Renais-
sance erlebt, und auch beim Projekt
,Podknast.de”. Aus kriminologischer
Sicht ist hingegen zur Zurilickhaltung
zu mahnen. Zwar gibt es noch keine
Evaluation zu diesem speziellen Projekt,
doch kann man die internationale Eva-
luationsforschung daraufhin befragen,
ob das Ziel der Abschreckungswirkung
in vergleichbaren Zusammenhangen
erreicht werden konnte.

In geradezu klassischer Weise stellt
sich das Problem bei derTodesstrafe. Be-
kanntlich setzt eine nicht unbeachtliche
Zahl von Staaten weltweit immer noch
auf diese Sanktion, obwohl die Verein-
ten Nationen sie u.a. aus Griinden der
Menschenrechte abzuschaffen trach-
ten. Kriminologisch spricht deutlich
mehr gegen als flir die Abschreckungs-
wirkung der Todesstrafe. Das zeigt sich
bereits daran,dassin Ldndern, in denen
dieTodesstrafe vollstreckt wird, die Rate
der Tétungsdelikte nicht niedriger ist
als in solchen ohne Todesstrafe* — tat-
sachlich liegt sie oft sogar dariiber. Ein
weiteres Anwendungsfeld des Abschre-
ckungsgedankensstelltdasvorallemin

den USA praktizierte kriminalpolitische
Konzept des ,tough on crime” dar.
Straffallige sollen dort weniger durch
Einzelfallhilfe und Behandlungim Straf-
vollzug als vielmehr durch ein ,hartes
Zupacken”und das schockhafte Erleben
der Sanktion (short sharp shock) dazu
gebracht werden, nicht mehr straffallig
zu werden. Symptomatisch dafiir sind
sogenannte boot camps, einem Militar-
lager nachgebildete Anlagen, in denen
die delinquente Personlichkeit durch
Drill, korperliche Anstrengung und he-
rabwiirdigenden Umgang,gebrochen”
werden soll, um daraus ,einen neuen
Menschen zu machen”. Wie in aufwan-
digen Untersuchungen mit Kontroll-
gruppen jedoch nachgewiesen werden
konnte, zeitigen diese Programme keine
positiven Effekte, eher haben sie sogar
eine gegenteilige, kriminalitatsstei-
gernde Wirkung.?

Ahnlich schlecht fallen die Ergeb-
nisse bei Gefangnisbesuchsprogram-
men aus, durch die den Jugendlichen
vor Augen gefiihrt werden soll, dass
ein Gefangnisaufenthalt nicht erstre-
benswert ist und gravierende Konse-
quenzen hat. Auch diese Interventionen
sind kriminalpraventiv ineffektiv®. Of-
fenbar kann das tatsachliche Verhalten
von Menschen langfristig nicht einfach
durch ein vermeintlich ,heilsames”
Schockerlebnis (scared straight) de-
terminiert werden. Gerade diese Be-
funde verdienen in unserem Zusam-
menhang besondere Hervorhebung,
dennist nichtauch das Anschauen von
Gefangnis-Podcasts ein virtueller Be-
suchim Gefangnis? Die ernlichternden
Ergebnisse der Evaluationsforschung
wird man demzufolge auf das Projekt
,Podknast.de” ibertragen konnen.Was
immer man damit - auch Gutes - be-
wirken mag, Abschreckung sollte man
sich davon nicht versprechen. Diese
setzt einen kuhl kalkulierenden homo
oeconomicusvoraus,derdie drohende
Strafverfolgung als relevanten Kosten-
faktor einbezieht. Besonders junge
Menschen begehen Straftaten indes
oft spontan und ohne vorherige Uber-
legung.In Gruppen oder unter Drogen-

einfluss ist zudem ihre Steuerungsfa-
higkeit herabgesetzt. Manche messen
auch dem kurzfristigen Nutzen aus der
Tat gegeniiber den drohenden, aber
fernen Folgen ein unverhaltnismafig
grof3es Gewicht bei. Die moglichen Fol-
gen kdnnen sogar ganz ausgeblendet
werden, wenn man davon Uberzeugt
ist, als Tater nicht entdeckt oder wegen
derTat nichtverurteiltzu werden. Daher
ist Abschreckung besonders beijungen
Menschen kein erfolgsversprechendes
Mittel zur Kriminalitatspravention.

c) Resozialisierung der Gefangenen

Bezogen auf die Jugendlichen im Ge-
fangnis legen die Initiatoren des Pro-
jekts groBen Wert darauf, dass es fir
sie einen Nutzwert hat und nicht blof3
einen Zeitvertreib darstellt. Dem Erzie-
hungsgedanken des Jugendstrafrechts
entsprechend soll es einen Beitrag dazu
leisten, die Gefangenenwiederindie Ge-
sellschaft einzugliedern. Wie kann das
aussehen? Bei den Audiopodcasts wird
dies versucht, indem sie angeregt wer-
den, Uber ihrVerhalten nachzudenken,
damit sie ihre Fehler erkennen und sie
in Zukunft vermeiden kdnnen. Bei den
Videopodcasts wird der Schwerpunkt
auf Gruppenarbeit gelegt, mit der die
Jugendlichen in ihrem Sozialverhalten
gefordert, aberauch geférdert werden.
Im Produktionsprozess,in den stetsalle
Jugendlichen eingebunden sind, gibt
es aufgrund unterschiedlicher Vorstel-
lungen natirlich gelegentlich Unstim-
migkeiten. In solchen Situationen sind
Konfliktlésungs- und Kompromissfa-
higkeit gefragt, unter Umstanden auch
deeskalierende Streitschlichtung, die
ein besonnenes Vorgehen und viel-
fach auch Kritikfahigkeit voraussetzt.
Desweiteren benétigt die Produktion
einesVideos mehrere Wochen, indenen
Teamfahigkeit und Durchhaltevermo-
gen auf eine harte Probe gestellt wer-
den.Dabeihandeltessichausnahmslos
um Eigenschaften, die flr eine Reso-
zialisierung unerldsslich sind und die
dieJugendlichen wéhrend des Projekts
gleichsam spielerisch erlernen. Letztlich
werden sie durch die wochentlichen
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Projekttreffen an eine regelmaBige
Teilnahme und Piinktlichkeit gewohnt,
was fiir die spatere Arbeitstatigkeit sehr
wichtig ist.

d) Forderung der Medienkompe-
tenz

Das Projekt verfolgtviertens das Ziel, die
Medienkompetenz der Jugendlichen
zu fordern. Dazu wird ihnen, auf einer
technischen Ebene, die Handhabung
verschiedener Gerdte beigebracht (z.B.
Kamera, Licht, Ton) und sie werden in
die Nachbearbeitung am Computer
eingeflihrt. Zum anderen werden sie
aber auch in ihrer Emotionalitdt ange-
sprochen. Sie reflektieren Uber ihren
eigenen Gefangnisalltag, ihre Probleme
und Wiinsche. Sie Gberlegen sich und
entscheiden, wie sie bestimmte Emo-
tionen ausdriicken und durch gezielte
Aufnahmen, passende Dialoge und Per-
spektiven eine gewisse Stimmung beim
Zuschauer erzeugen kdnnen. Diese Er-
fahrungen auf der ,Produzentenseite”
der Medien fiihren dazu, dass sie sich
intensiver mitden Medien auseinander-
setzen und solche Effekte und Kniffe der
Medienschaffenden erkennen. Abgese-
hendavon, dass die jungen Gefangenen
sich auf diese Weise Anregungen fir
ihren nachsten eigenen Dreh holen,
kann so erreicht werden, dass sie beim
Medienkonsum aufmerksamer und kri-
tischer werden.

Schluss

Die abschlieBende Bewertung des Pro-
jekts fallt differenzierend aus. Obwohl
das vom Justizministerium des Landes
vorgegebene Ziel der Abschreckung
gefdhrdeter junger Menschen, die
Uber die Podcasts einen Eindruck vom
Jugendstrafvollzug erhalten, so nicht
erreicht werden wird, kdnnen andere
Ziele damit gut verfolgt werden. Die
Videofilme sind ein geeignetes und sehr
zeitgemaBes Mittel, um die Allgemein-
heit iiber den Gefangnisalltag aufzukla-
ren und dadurch der Berichterstattung
von Massenmedien etwas entgegen
zu setzen, die vielfach einseitig auf Si-

cherheitsrisiken und einenangeblichen
,Hotelvollzug” abhebt. Entscheidend
ist jedoch der Nutzen, den die jungen
Gefangenen selbst haben. Die Podcasts
geben ihnen eine Stimme und férdern
ihre Medienkompetenz. Durch das
soziale Lernen in der Gruppe und die
Vermittlung positiver Werte werdenihre
Resozialisierungschancen verbessert.

Allein dieses Potenzials wegen ver-
dient das Projekt Unterstiitzung. Die
Gefangenen werden in eine Welt zu-
ruckkehren, wo der verstandige Um-
gang mit Computern und Internet zu
einer Kompetenzgeworden ist, die man
in Alltag und Beruf gleichermal3en unter
Beweis stellen muss. Wenn sie dari-
ber hinaus ihr Leben nach der Haft in
der Uberzeugung angehen, auch mit
neuen Aufgaben bzw. Schwierigkeiten
zurechtkommen und etwas leisten zu
kdonnen, dann kann ein solches Selbst-
bild ein weiterer wichtiger Schrittin ein
Leben ohne Straftaten sein. Esist daher
zu wiinschen, dass sich zukiinftig noch
weitere Justizvollzugsanstalten am Pro-
jekt,Podknast.de” beteiligen werden.
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Richter und Strafvollzug

Bericht iiber eine Richterbefragung in den Niederlanden'

Irene Sagel-Grande?

Einleitung

Im Auftrag des Justizministeriums wur-
de 2008 in den Niederlanden eine Befra-
gung unter Richtern in drei Gerichtsbe-
zirken® durchgefihrt, bei der es um die
Frage ging, wie Richter die ihnen zuste-
henden Befugnisse zur Mitgestaltung
desVollzugs der vonihnen verhdngten
Strafen und MaRregeln nutzen.

Die Befugnisse, die das Gesetz dem
RichterindieserHinsichtin den Nieder-
landen einrdumt, sind nicht besonders
umfangreich. Im Wesentlichen handelt
es sich dabei um Folgendes:

1. Die periodische Verlangerung der
MaRBregel der Sicherung und Bes-
serung, Art. 38e StGB/NL.

2. Diezwischenzeitliche Uberpriifung
der MaBregel fiir Wiederholungsta-
ter, Art. 38s StGB/NL.

3. Die Umwandlung oder Ersetzung
einer Sanktion durch eine andere:
a) wenn die auferlegten Bedin-
gungen (Auflagen/Weisungen) bei
einer zur Bewahrung ausgesetzten
Strafe nicht erfullt wurden;

b) wenn den mitder bedingten Ent-
lassung aus dem Strafvollzug ver-
bundenen Bedingungen (Auflagen/
Weisungen) nicht nachgekommen
wurde;

c) wenn einer Sanktion nicht ord-
nungsgemall entsprochen wurde
und deshalb eine andere Sanktion
an ihre Stelle treten muss (z.B. eine
Ersatzhaft statt der nicht oder nicht
vollstandig bezahlten Geldstrafe);
d) wenndie Strafeausanderen Griin-
den, etwa aus Sicherheitsgriinden,
umgewandelt werden muss, wie
zum Beispiel im Falle der Ersetzung
einer bedingt verhdangten durch
eine stationare Mal3regel.

4. DenbesonderenVollzugeiner Sank-

tion oder eines Zwangsmittels (z.B.
die Anordnung des Vollzugs an
einem ganzbestimmten Ort, Art. 78
Abs. 4 StPO/NL, eine konkrete, den
Vollzug betreffende Anweisung im
Urteil, etwa die Bezeichnung der Art
der Arbeitsleistung oder des Lern-
projekts, Art. 22c Abs. 1 StGB/NL).

5. Die Festlegung besonderer Bedin-
gungen (Auflagen/Weisungen) bei
der Verhdngung der Strafausset-
zung zur Bewdhrung, Art. 14a ff.
StGB/NL.

Der Richter kann also vor allem in Zu-
sammenhang mit dem MaRregelvoll-
zug, aber auch durch die Moglichkeit,
bei den zur Bewdhrung ausgesetzten
Strafen fir den konkreten individuellen
Fall seiner Meinung nach besonders
addquate Auflagen und Weisungen zu
bestimmen, theoretisch ganz wesent-
lich zur Gestaltung des Strafvollzugs
beitragen. Die Frage ist, ob und wie der
Richter von diesen ihm zustehenden
Mitteln zur Einflussnahme in der Praxis
Gebrauch macht.In eineraufder Grund-
lage von Gerichtsakten der Gerichte in
Den Bosch, Den Haag und Leeuwarden
zur Verurteilung auf Bewdhrung aus
dem Jahre 1994 durchgefiihrten Unter-
suchung wurde bereits festgestellt, dass
Richter ihre Gestaltungsmaoglichkeiten
im Rahmen der zur Bewahrung ausge-
setzten Strafen kaum nutzten.*Hat sich
daran inzwischen etwas gedndert?

Die Richterbefragung 2008 ist breit
angelegt. Sie bezieht das gesamte Spek-
trumderrichterlichen Gestaltungsmdog-
lichkeiten im Strafvollzug in die Unter-
suchung mit ein. Zugleich wird in ihr
auch somanches liber die Einstellungen
der Richter bekannt.

Bevor wir uns dem Teil der Studie zu-
wenden, in dem die Frage behandelt
wird, inwieweit die Richter gegenwartig

von ihren Gestaltungsbefugnissen im
Strafvollzug Gebrauch machen, sollen
zundchst die Ergebnisse dargestellt wer-
den, welche die Richterbefragung zum
Kenntnisstand der Richter im Hinblick
auf das, was im Strafvollzug faktisch
geschieht, erbrachte.

Was wissen niederlandische
Richter iliber die
Strafvollzugspraxis?

Die Richterbefragung 2008 ergab hier-
zu unter anderem, dass es vielen Rich-
tern an Basiskenntnissen hinsichtlich
der Strafen fehlt, die sie regelmafig
verhdngen. Ergebnisse wissenschaft-
licher Forschungsarbeiten zu den Wir-
kungsmechanismen der Sanktionen
sind ihnen kaum bekannt. So wissen sie
auch nicht, ob die von ihnen zugemes-
senen Strafen bereits evaluiert wurden
und wie es um die Effektivitat der ver-
schiedenen Strafarten bestellt ist. Den
Richtern ist aber auch sogar nur wenig
dartiber bekannt, wie die Strafen, die
sie verhangten, iberhaupt vollzogen
werden.,lch komme nie in Gefangnisse”
sagte der Vorsitzende des Rates fiir die
Rechtsprechung 2007 bei seinem Ab-
schied nach ,einem Leben lang Urteile
schreiben”>Wenn das Urteil verkiindet
ist, ist der Fall fiir viele Richter erledigt’
Was danach geschieht, ist fir sie terra
incognita.

Die Befragung zeigte des weiteren,
dass die niederldandischen Richter
ohne Umschweife zugeben, dass sie
eigentlich nicht in der Lage sind, psy-
chologische und/oder psychiatrische
Sachverstandigengutachten wirklich zu
beurteilen, weil es ihnen an dem daftr
erforderlichen Fachwissen fehlt. Uber
den Inhalt der Aufgabenstrafe (2009:
25% aller in erster Instanz verhangten
Strafen®), bei denen es um Arbeitslei-
stungen und/oder Lernprojekte geht
und die inzwischen qua Umfang noch
vor der Freiheitsstrafe (2009: 20% aller
in erster Instanz verhdngten Strafen’)
die zweithdufigste Strafe nach der
Geldstrafe (2009: 30% aller in erster
Instanz verhangten Strafen?®) ist, sind
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die Richter ebenfalls nicht gut infor-
miert und deshalb Uberlassen sie die
Wahl der zu verhdangenden Variante
der Aufgabenstrafe auch weitgehend
der Bewdhrungshilfe.

Aus der Untersuchung ging auch

hervor, dass ein Teil der Richter nicht
dartber unterrichtet ist, welche Infor-
mations- und Weiterbildungsmaglich-
keiten das eigene Gericht zur Verfu-
gung stellt. Beim Studienzentrum fiir
die richterliche Organisation werden
namlich verschiedene Kurse angebo-
ten, die Themen zum Strafvollzug und
zur Effektivitat der Strafen und Mal3re-
geln behandeln. Seit Januar 2009 sind
alle Richter in den Niederlanden ver-
pflichtet, jahrlich mindestens 30 Stun-
den mit,permanenter’ Fortbildung zu
verbringen.®
Wie die Studie ferner zeigte, wollen viele
Richterauch gar nichtunbedingtbesser
informiert werden:
Sie haben ndmlich sowieso schon zu viel
zutun. Sie méchten sich auf die Gutach-
ter verlassen kénnen. Der Strafvollzug
falltauBerdem in den Verantwortungs-
bereich der Staatsanwaltschaftund der
Bewadhrungshilfe und die Richter wol-
len, wie sie es in zeitgemal3em Jargon
ausdriicken, ,dem Staatsanwalt nicht
vor den FlBen laufen”.'® Das gilt auch
in Hinblick auf die Bewahrungshilfe, die
man durch dieVerhangung von Verhal-
tensinterventionen und Lernstrafen, die
nicht von der Bewahrungshilfe selbst
ausgewdhlt wurden, nicht wie mit,un-
erwiinschten Geschenken” beldstigen
mochte."

Die meisten Richter wollen zudem
mitihremVerhaltenin erster Linie unbe-
dingtalles vermeiden, was den Prozess-
ablauf unnétig verzégern konnte.

SchlieBlich ergab die Richterbefra-
gung noch, dass die niederlandischen
Richter durchaus die Meinung vertre-
ten, dass Verhaltenskorrekturen zu den
Anliegen der Strafen gehoren; fir sie
gehdrenVerhaltenskorrekturen jedoch
nicht primdr zum richterlichen Aufga-
benbereich. Ihre Aufgabeistes, den Fall

zu entscheiden und ein Urteil zu fallen.
Alles was damitzusammenhangt, steht
furr sie im Vordergrund™ und dement-
sprechend ist ihr Interesse an Informa-
tionen auchimWesentlichen auf dieses
Gebiet fokussiert.

Inwieweit machen niederlan-
dische Richter von den ihnen
zustehenden Befugnissen zur
Mitgestaltung im Strafvollzug
Gebrauch?

Ob und inwieweit der Richter von sei-
nen Moglichkeiten Gebrauch macht,
die Strafe als MalBnahme zur Verhal-
tensbeeinflussung einzusetzen, hangt
in der Praxis wesentlich davon ab, ob
ein diesbeziigliches Gutachten der Be-
wahrungshilfe vorliegt oder nicht. Aus
der Untersuchung ging hervor, dass
es grundsatzlich von der Staatsanwalt-
schaft und nicht vom Richter abhdngt,
ob die Bewahrungshilfe ein Gutachten
erstellt. Obwohl der Richter durchaus
ebenfalls die Moglichkeit hat, ein Gut-
achten anzufordern, ist es in der Praxis
doch regelmaBig der Staatsanwalt, der
ein Gutachten anfertigen ldsst.”® Dass
der Richter hier nicht die Initiative er-
greift, hdngt damit zusammen, dass
er sich prinzipiell nicht auf ein Gebiet
begibt, auf dem der Staatsanwalt tétig
wird. Das ist eine Haltung, die Richter
in den Niederlanden traditionell verin-
nerlichtzu haben scheinen.Schon 1985
konnte manin einer Untersuchungvon
Van Duyne & Verwoerd' lesen, dass
sich Richter scheuen, Entscheidungen
zu treffen, die denen des Staatsanwalts
widersprechen. Das formulierten die
Richter damals noch sehr vornehm mit
den Worten:,sonst wiirden wir ja unse-
re Kollegen von der rechtsprechenden
Gewalt,desavouieren”. Die sogenannte
Jrechtsprechende Gewalt“”® bestehtaus
der,stehenden Magistratur’, den Staats-
anwalten, und der,sitzenden Magistra-
tur”, den Richtern. Dieses Modell der
Jrechtsprechenden Gewalt” wurde in
den Niederlanden in der sogenannten
franzosischen Zeit eingefiihrt, als die
Niederlande Teil des franzosischen Kai-
serreichs unter Napoleon waren und es

blieb bis heute erhalten. Obwohl auch
in den Niederlanden selbstverstand-
lich das Prinzip der Gewaltenteilung
gilt, ist das Verhaltnis zwischen Staats-
anwaltschaft und Richtern angesichts
des gemeinsamen Nenners,rechtspre-
chenden Gewalt” engerals in verschie-
denen anderen Rechtssystemen.

Ein wesentlicher Grund dafir, dass
Richter so regelmaBig denVorschlagen
der Gutachter folgen, ist, wie bereits
gesagt, dass sie nicht geniigend mit
den Inhalten der Verhaltensinterventi-
onen vertraut sind und deren Einfluss
aufdasVerhalten nichtguteinschatzen
kdnnen.

Dass Richter die Empfehlungen der Be-
wahrungshilfe gegenwartig so hdufig
Ubernehmen, hangt aber auch damit
zusammen, dass zwischen der Bewah-
rungshilfe und der sitzenden und ste-
henden Magistratur Vereinbarungen
hinsichtlich der Begutachtungen ge-
troffen wurden, deren Einhaltung die
Bewdhrungshilfe sehr genau Uber-
wacht. Sie lehnt dann regelmaf3ig'
Verhaltensinterventionen ab, die nicht
von ihr selbst ausgewahlt wurden.
Diese Umstande stimulieren die Richter
nattrlich nicht dazu, mehr Eigeninitia-
tive im Rahmen ihrer gesetzlichen Mit-
wirkungsbefugnisse bei der Gestaltung
des Strafvollzuges zu entwickeln.

Auf zwei Gebieten werden die Richter
jedoch aktiv: bei der zwischenzeitlichen
Uberpriifung der MaBregel fiir Wieder-
holungstater und bei der Umwandlung
oder dem Ersatz einer Sanktion, zum
Beispiel dem Ersatz einer nicht ord-
nungsgemal beendeten Aufgabenstra-
fe durch eine Freiheitsstrafe. In beiden
Fallen steht der Schutz der Freiheits-
rechte derVerurteiltenim Vordergrund
und das ist ein Gebiet, auf dem Richter
sich ihrem eigenen Verstandnis nach
als die wahren Sachverstandigen ver-
stehen.

Einige Schlussfolgerungen
Die Untersucher kommen zu dem

Ergebnis, dass die Richter die ihnen
gesetzlich zustehenden Befugnisse
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keineswegs voll ausschépfen. Die Au-
toren heben hervor, dass den Richtern
mit den Rechten auch Verantwortung
Ubertragen wurde und sind der Ansicht,
dass die Richter die ihnen im Rahmen
des Strafvollzuges zustehenden Rechte
in Zukunft Gberall dort besser nutzen
sollten, wo sie sich gegenwartig noch
im Wesentlichen passiv verhalten. Sie
betonen dabei, dass die festgestellte
Passivitat auch nicht zu der Freiheit
passt, die dem niederlandischen Richter
seit Jahrhunderten in der Rechtspre-
chung in Strafsachen gewahrt wird.
Das ist vollig richtig, man denke nur an
die weiten Strafrahmen, das fehlen von
Minimumstrafen,'’ die Variationsbreite
der zur Verfiigung stehenden Strafen
und Mafiregeln, die vielfaltig kombi-
niertund fastalle sowohl unbedingt, als
auch teils bedingt und teils unbedingt
oder ganz bedingt, mit verschiedenen
Auflagen und Weisungen, neuerdings
auch mit elektronischer Uberwachung
verbunden, verhdngt werden konnen.
Es ist sicher, dass die Richter mit dem
vorhandenen Sanktionsangebot mehr
Einfluss auf das Verhalten der Verur-
teilten nehmen konnten, als sie es der-
zeit tun. Zu bedenken ist jedoch, dass
die neue, moderne, weitgehend auf
psychologischen und podnologischen
Erkenntnissen beruhende Generation
Sanktionen neue Anforderungenandie
Richter stellt. Um diese Sanktionen so
auswahlenzu kénnen, dass siein jedem
Einzelfall zu einem moglichst guten
Ergebnis flihren, insbesondere zu Ver-
haltensanderungen, die eine bessere
Wiedereingliederung und eine Reduk-
tion der Ruckfalligkeit gewahrleisten,
bedarfes zundchsteinmal theoretischer
Kenntnisse hinsichtlich der Wirkungs-
mechanismen dieser Sanktionen. Des
weiteren diirfte aberauch die praktische
Erfahrung mit diesen Sanktionen sehr
wichtig sein, ein learning by doing, ein
intensives beobachten der Ergebnisse
des eigenen Handelns. Das bedeutet,
dass fur den Richter kein Fall mit der
Urteilsverkiindung beendet sein kann.
Er sollte sich unbedingt flr die Konse-
quenzen seiner Sanktionswahl und sei-
ner Sanktionsbemessung interessieren

und mitihnen auseinandersetzen. Dazu
bedarf es auch der Riickmeldungen
Uber wesentliche Entwicklungen des
Verurteilten aus dem Strafvollzug und
von der Bewahrungshilfe, regelmaBiger
Informationen Giber wegweisende neue
Erkenntnisse in der Wissenschaft und
nicht zuletzt eines regen Austausches
unter den Richtern.

BeschlieBen wir diesen Bericht Uber
eine faszinierende Untersuchung zum
Thema Richter und Strafvollzug mit der
Feststellung, dass Richter, die ihre Be-
fugnisse im Strafvollzug voll ausschop-
fen, die Folgenihrer Strafzumessungen
in der Praxis kennen, eventuell sogar hin
und wieder miterleben, sich dabeiauch
in besonderem Mal3e fuirihre Aufgaben
bei der Strafzumessung qualifizieren
dirften.

Dierechtliche und die faktische Situ-
ation der Richterim Strafvollzug sind in
den Niederlanden in mancher Hinsicht
anders als in Deutschland. So kennt
man dort zum Beispiel keine Strafvoll-
streckungskammern. Wenn es um das
Prinzipielle geht, kann ein Blick Gber
die Grenzen aber deshalb sinnvoll sein,
weil er es zuldsst, allgemeine Probleme
mitdem Abstand zu betrachten, derein
objektives Reflektieren erleichtert.
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Winds of Change

Neue Strafrechtsentwicklung in den USA’

Ein Projekt des Tides Center

Judith Greene

Abstract: Die Autorin hat auf der 20.DBH-
Bundestagung,,Kriminalpolitik gestalten:
Ubergéinge koordinieren — Riickféille ver-
hindern”(September2009in Berlin)indem
hier wiedergebenen Vortrag die neueren
Entwicklungen in der Strafrechtsentwick-
lunginden USAvorgestellt. Dabei geht sie
insbesondere aufzwei Schwerpunkte ein:
die Vermeidung von Inhaftierungen durch
Reformen im Drogenstrafrecht und die
LJustice Reinvestment”-Strategie, die eine
Umlenkungvon Justizausgabenin soziale
Investitionen in den Kommunen vorsieht,
in denen die Straffdlligen wohnen und die
Familien besonders von den Folgen der
Inhaftierungen betroffen sind.

Einleitung

Im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts
verbreitete sichinden USA eineimmen-
se Angst vor urbaner Kriminalitdt und
Verwahrlosung. Die 6ffentliche Sorge
angesichts einer ansteigenden Welle
von StraBenkriminalitat wurde noch
geschirtdurchreierische Mediendar-
stellungen, dieden Eindruck erweckten,
dass es sich bei den meisten Verbrechen
um Gewalttaten handelte und dass die
meisten Leute, die verhaftet wurden
und das Rechtssystem durchliefen, ver-
zweifelte Raubtiere waren.

Inden 70er Jahren schien das simple
Mittel der Inhaftierung die Hauptant-
wort zu sein auf die komplexen Zu-
sammenhdnge, die dem Problem der
urbanen Kriminalitat zugrunde liegen.
Viele Politiker nutzten die Kriminali-
tatsfurcht in der Offentlichkeit aus,
da sie sich von dem Slogan Tough on
Crime (,hart gegen das Verbrechen”)
Stimmengewinne versprachen. Die In-
haftiertenzahlen hatten sich ahnlich

entwickelt wie die andererindustrieller
Demokratien seit Beginn des Jahrhun-
derts, doch sobald der ,Krieg gegen
das Verbrechen” erdffnet war, stiegen
die Haftlingszahlen in den USA ins Un-
ermessliche. Die Gesamtinhaftierten-
zahlen steigertensichin der80er Jahren
und in den 90er Jahren entwickelten
sich die USA zum Land der Massenin-
haftierungen.

David Garland hat Masseninhaftie-
rung definiertals Inhaftierung,in einem
nie vorher in einer modernen Demo-
kratie erlebten AusmaB” In den USA
basiert diese weltweit einmalig hohe
Inhaftierungsrate vor allem auf den
nahezu willklrlichen Festnahmen und
Inhaftierungen von jungen, farbigen
Mannern aus den urbanen Kernen der
GroB3stadte wegen Drogendelikten.

Nach dem Jahrtausendwechsel
fuhrten jedoch mehrere Faktoren,
darunter sinkende Kriminalitatsraten
und steigende Justizvollzugskosten, zu
einer gednderten Kriminalpolitik und
zu einer Neubewertung der strengen
Gesetzgebung, die zu den gewaltigen
Inhaftiertenzahlen gefiihrt hatte. 2003
brachte die Interessengruppe Families
against Mandatory Minimums (Fami-
lien gegen vorgeschriebene Mindest-
strafen) einen von mir geschriebenen
Bericht heraus, der eine ganze Reihe
von neuen Methoden beschrieb - von
Reformen in der Rechtsprechung bis
hin zu Entlassungs- und Wiedereinglie-
derungsstrategien, die in 39 Staaten
seit Anfang 2000 umgesetzt worden
waren.

Seitdem hat sich die Sorge uber
das alarmierend hohe Ausmaf an Ras-

senungleichheitin unseren Gefangnis-
sen verstarkt, wahrend die sich ver-
schlechternde 6konomische Situation
Reformen antreibt, die darauf abzielen,
Budgetdefizite abzufedern.Kollegenim
Sentencing Project (Strafrichtlinienpro-
jekt) haben neue Reformbemiihungen
benannt, die seit 2008 in 17 Staaten
eingesetzt wurden, um die Praxis der
Aburteilung und Strafzumessung zu
verbessern, die Drogenpolitik zu ver-
andern, Bewahrungswiderrufe zu re-
duzieren und Anti-Diskriminierung zu
starken.

Im Zuge der nationalen Finanzkrise
istdie Angst der Offentlichkeit vor Krimi-
nalitdt Gberholt worden von einer tiefen
Beunruhigungangesichts der Notwen-
digkeit der Reformierung des Finanzsy-
stems, des Umbaus der Infrastruktur des
Landes, des Aufbaus eines bezahlbaren
Krankenversicherungssystems und ei-
ner Neuorientierung des Landes hin zu
einer nachhaltigen Energiepolitik. Diese
Umbriichein den &ffentlichen Anliegen
scheinen eine einzigartige Chance zu
eroffnen, eine effektivere, effizientere
und menschlichere Strafrechtspolitik
voranzutreiben.

Das Problem der Masseninhaftie-
rung scheint nicht langer auf dem poli-
tischen Abstellgleis zu stehen. Virginias
Senator Jim Webb ist zu einem laut-
starken Beflirworter einer ,Nationalen
Strafrechtskommission” geworden, die
eine umfassende Uberpriifung der Po-
litik des Strafens und des Strafvollzugs
in den einzelnen Staaten durchfiihren
soll. Webb argumentiert, dass unsere
Politik der Masseninhaftierung ein Ge-
fangnissystem hervorgebracht habe,
das schlecht geleitet werde — eine Brut-
statte fur Kriminalitat — und Millionen
von Leben schadige und Milliarden von
Dollars vergeude. Er fordert ein umfas-
sendes Umdenken dartiber, wen wir
wegsperren und fiir wie lange.

Es wird nicht einfach sein, die Welle
der Masseninhaftierung zu brechen,
aber der Wind hat sich in den letzten
zehn Jahren zumindest in die richtige
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Richtung gedreht. Die Gefangnissta-
tistiken des Bureau of Justice Statistics
(BJS) zeigen, dass zwischen 2000 und
2009 37 Staaten zumindest ein einziges
Jahr mit sinkenden Inhaftiertenzahlen
verzeichnen konnten. Acht Staaten
haben zwei solcher Jahre erlebt, zehn
sogar drei. Texas, Massachusetts, New
Jersey und New York fiihren mit sinken-
den Zahlenin vier bis sieben Jahren die
Tabelle an. Das BJS hat erst kiirzlich die
gute Nachricht verkiindet, dass in der
ersten Halfte 2008 die Gefangnispo-
pulation national um weniger als ein
Prozent angestiegen ist und dass 16
Staatenim selben Zeitraum Riickgénge
verzeichnen konnten.

Deutlich ist, dass in jenen Staaten
die Gefangnispopulation reduziert
werden kann, in denen der politische
Wille besteht, die Ressourcen weg von
Inhaftierung, hin zu Behandlung und
Verbrechenspravention zu leiten. Mein
kurzer Bericht enthilt einen Uberblick
Uber Drogenstrafrechtsreformen in
Uber einem Jahrzehnt in einer Gruppe
von Staaten, deren positive Ergebnisse
es sinnvoll erscheinen lassen, sich we-
niger auf das Vollzugssystem zu ver-
lassen, sondern vielmehr das Angebot
an effektiver Drogentherapie zu erho-
hen. Er untersucht verschiedene Stra-
tegien in einigen Bezirken und zeigt
Beispiele, wie das neue Konzept des
Justice Reinvestment (Umlenkung oder
Umwidmung von Justizausgaben) zu
mehr Sicherheit und Gesundheitinden
Gemeinden beitragt. Und schlieB3lich
hebt mein Bericht das Problem des blei-
benden Zuwachses von Haftanstalten
hervor, trotzaller Fortschritte bei Inhaf-
tierungsalternativen.

Kap. I: Alternativen zu lin-
haftierung durch Reformen
im Drogenstrafrecht

2001 brachte eine Finanzkrise die Ge-
setzgeber dazu, die Tough-on-Crime-
Strategie des letzten Vierteljahrhun-
derts zu liberdenken. Ende der 2005er
Legislaturperiode hatten Gesetzgeber
in mehr als der Halfte der Staaten Re-

formen eingeleitet, um Kosten zu sen-
ken und gleichzeitig die Effektivitat der
Verurteilungs- und Vollzugssysteme zu
verbessern.

Mindestens 20 Staaten hatten vor-
geschriebene Mindesthaftzeiten oder
andere scharfe Strafen rickgangig
gemacht, die in den Jahren des Get
Tough fir belanglose Drogendelikte
oder gewaltlose Straftaten verhdngt
wurden. Gesetzgeber in mindestens
24 Staaten hatten den Druck aus dem
Kessel der Gefangnisiiberbelegung ge-
nommen durch MaRhahmen, die Haft-
zeiten verkirzten, die Entlassung von
Gefangenen beschleunigten, die kein
Risiko fir die Allgemeinheit darstellten,
und Bewahrungsversto3e ahndeten,
ohne die Person ins Gefangnis zurtick-
zubringen.

Schon vor der Finanzkrise hat-
te es offentlichen Unmut Uber die
,Drogenkrieg”-Strategie gegeben — mit
Drogenreformabstimmungen in zwei
wichtigen Staaten. Nachdem Wahler
in Arizona 1996 die Wende eingeleitet
hatten mit der Zustimmung zur Propo-
sition 200 - der Vollmacht, gewaltfreie
Bagatellfille aus den Gefdangnissen
herauszuhalten und Drogentherapie
in der Bewahrungszeit einzufiihren -,
versuchten die Behorden, die Initiative
zu stoppen. Um die Umsetzung der
Reformen sicherzustellen, gaben die
Reformbefiirworter 1998 den Entwurf
erneut zur Abstimmung. Die Wahler
stimmten wieder in grof3er Mehrheit
dafir.

Die Analyse eines Forschungsteams
am Arizona Supreme Court zeigte, dass
Proposition 200 gewaltlose Straftater
sicher in Drogentherapien Uberleitete
und sechs Mio. Dollar jahrlich an Ge-
fangniskosten einsparte. Mehr als Drei
Viertel der Teilnehmenden waren nach
Beendigung der Behandlung drogen-
frei. Im Jahr 2000 stimmten die Wahler
in Kalifornien der Proposition 36 zu, die
sich das Model in Arizona zum Vorbild
nahm.

Reformen der Strafechts-
sprechung in Kansas

2003, als die neu gewahlte Gouverneu-
rin Kathleen Sebelius in Kansas ihr Amt
antrat, drohte eine Finanzkrise. Das Kan-
sas Departmentof Corrections (DOC) war
gezwungen, 6,8 Millionen Dollar ein-
zusparen. Eine offentliche Meinungs-
umfrage durch die Kansas Sentencing
Commission zeigte, dass mehr als 85 %
der Einwohner es fiir méglich hielten,
Drogennutzer zu rehabilitieren. 72 %
der Befragten zogen eine Behandlung
gegenlber einer Gefangnisstrafe fir
Drogenbesitz vor.

Die Kommission schlug Anderungen
der bundesstaatlichen Richtlinien flr
Strafurteile und Strafzumessung nach
dem Vorbild von Arizona und Kalifor-
nien vor. Das Kansas Department of
Corrections schatzte, dass ohne die
Sanktionsreform der Staat bis zum Jahr
2004 508 zusatzliche Gefangnisbetten
bendtigt hatte. Mit der Umsetzung der
Vorschlage genehmigten die Gesetz-
geber ab 2004 Ausgaben von 5,7 Mio.
Dollar fiir die Ausweitung der Behand-
lungsprogramme und Beaufsichtigung
der unter Senate Bill (SB) 123 informell
sanktionierten Personen. Von Gouver-
neurin Sebelius zum Gesetz gemacht,
wurde durch die Reform eine Einspa-
rung von 194 Betten im Jahr 2004 und
eine Steigerung bis zu 517 Betten im
Jahr 2013 prognostiziert.

Senate Bill 123 bedeutet
erhebliche Einsparungen
fiir Steuerzahler

Unter SB 123 haben sich sowohl die
Inhaftierungen wegen Drogenbesitz
alsauch die Widerrufe ambulanter MaB3-
nahmen zu Haftstrafen flr die unter
den ReformmalBnahmen Verurteilten
reduziert. Zusatzlich zu den Einspa-
rungen fiir den gestoppten Ausbau von
Haftplatzen zeigen die Zahlen seit der
Einfihrung von SB 123, dass das Sank-
tionsprogramm durch die Verringerung
von Haftplatzen nach einem relativ
langsamen Start die Erwartungen der




356 - FS6/2010

Eingesparte Eingesparte
Fiskaljahr Haftplatze Finanzmittel
2004 79 $ 1,975,000
2005 270 $ 6,750,000
2006 379 $ 9,475,000
2007 387 $ 9,675,000
2008 405 $ 10,125,000

Quelle: Kansas Sentencing Commission

Gesetzgeber nach funf Jahren erfillt:
Kombiniert man diese Einsparungen
mit den eingenommenen Gebiihren
und den Kosten fiir Behandlung und
Beaufsichtigung, ergibt sich eine ge-
schatzte Nettoersparnis von fast 7,5
Mio. Dollar.

Abschaffung der
vorgeschriebenen
Mindeststrafen in Michigan

Gegen Ende seiner zweiten Amtszeit
2002 unterzeichnete der Gouverneur
von Michigan John Engler ein Geset-
zespaket mit weitreichenden Straf-
rechtsreformen, wie sie Families Against
Mandatory Minimums (FAMM) lange
beflrwortet hatte. Mit der Unterstiit-
zung der Richter und Staatsanwalte in
Michigan und der Billigung durch die
Republikanische Regierung in beiden
Hausern schafften die Gesetzgeber die

meisten vorgeschriebenen Mindeststra-
fen fir Drogendelikte ab - die lange als
die hartesten im Land galten - und er-
setzen sie durch Strafrichtlinien, die den
Richtern wieder Handlungsspielraum
verschafften.

Vor der Reform musste ein Straftater
in Michigan, der wegen des Handels,
der Verabredung zum Handel oder des
Besitzes von Drogen verurteilt wurde,
harte Mindeststrafen in Kauf nehmen,
die allein von der Menge der Drogen
abhingen. Das Vorstrafenregister des
Taters, Beteiligung an Straftaten oder
persénliche Umstande spielten dabei
keine Rolle. Die Drogenmenge bleibt
zwar wichtig, ist aber nicht langer der
einzige Faktor bei der Festlegung der
Strafe.

Bei schwerwiegenden Drogende-
likten (im Falle eines langen Vorstra-
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fenregisters oder bei Waffengebrauch)
missen Straftaterimmernoch miteiner
Haftstrafe rechnen, aberin anderen Fal-
len kdnnen die Richter entscheiden,
eine Person, die des Besitzes von oder
Handels mitwenigerals 50 Gramm Dro-
genangeklagtist, zu alternativen Sank-
tionen anstatt Strafhaft zu verurteilen.
Das neue Gesetz ermdglichte auch die
Jrickwirkende Berufung” fur bereits
verhdngte Mindeststrafen. Dadurch
kamen ungefdhr 1.200 Gefangene in
Michigan fir eine friihere Entlassung
auf Bewahrung in Betracht.

Die Umsetzung der FAMM-Re-
formen zeigte eine parteitibergreifende
Ubereinstimmung, dass Inhaftierung
als Hauptmittel gegen Drogendelikte
kontraproduktiv ist.

Um zu untersuchen, wie sich die
Verurteilungs- und Vollzugszahlen bei
Drogendelikten seit 2002 verandert ha-
ben, habeich aus Statistiken der letzten
Jahre Daten zusammengetragen. Die
erste Statistik zeigt, dass Richter weni-
ger Drogenstraftaterins Gefangnis schi-
cken, seit sie selber tiber das Strafmal3
entscheiden konnen: (siehe Grafik 1)

Eine Kombination der bereits be-
schriebenen Reformen fuhrte zu einer
Reduzierung der Inhaftierungen fir
Drogendelikte, wobei der gréte Ein-
schnitt im ersten Jahr eintrat — wahr-
scheinlich aufgrund der,riickwirkenden
Berufung” bei vorgeschriebenen Dro-
gendeliktstrafen: (siehe Grafik 2)

Die Verurteilungsmuster bei Dro-
gendelikten unter 50 Gramm (bei denen
also die Richter alternative Strafmal3-
nahmen aussprechen konnten) zeigen
betrachtliche Veranderungen bei der
Verhdngung von Gefdangnisstrafen. Zwi-
schen dem Umsetzen der Reform 2002
und den letzten verfligbaren Daten aus
demJahr2005 hatesinFallen,indenen
es um den Verkauf von weniger als 50
Gramm so genannter harter Drogen
(z. B. Heroin und Kokain) ging, elf %
mehr Verurteilungen gegeben, aber
die Zahl der Gefangnisstrafen sank um
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37 %. Fur den Besitz von weniger als
50 Gramm stieg die Zahl der Verur-
teilungen um 27 %, aber die Zahl der
Gefangnisstrafen sank um 25 %.

Alternativen zur Inhaftierung haben
die Zahl der Haftplatze, die von Drogen-
straftatern belegt werden, erheblich
reduziert: (siehe Grafik 3)

Strafjustizreformen in Con-
necticut: ein Wendepunkt in
der Rassendiskriminierung

Die politischen Entscheidungstrager
in Connecticut Ubernahmen 2005 die
Fihrung in der Reform der Drogen-
strafgesetze, als eine Basiskampagne
sichfiir die Abschaffung der ungleichen
Mengenbegrenzungen bei Crack und
losem Kokain einsetzte. Die Drogen-
strafgesetze in Connecticut sahen eine
vorgeschriebene Mindeststrafe von flinf
Jahren Freiheitsentzug fiir den Besitz
eines halben Gramms Crack - die am
haufigsten von Afroamerikanern kon-
sumierte Droge - vor, wahrend sie den
Besitz von bis zu 28 Gramm losem Ko-
kain — die am haufigsten von Weil3en
konsumierte Droge - tolerierte, bevor
die gleiche Mindeststrafe ausgespro-
chen wurde. Die Gesetzgeber reagier-
tenaufdie Forderung der Aktivistenund
beschlossenzum ersten Malin den USA

die Gleichstellung von Crack- und Ko-
kainmengen. Dieser mutige Schritt er-
offnete eine konstruktive nationale De-
batte Uber die groben Ungleichheiten,
die durch solche Drogenstrafgesetze
geschaffen werden, und zurzeit wird ein
genereller Gleichstellungsvorschlagim
Kongress verhandelt.

Eine weitere Wende in der Rassen-
ungleichbehandlung wurde letztes Jahr
eingeleitet, als Connecticut erneut den
ersten Schritt machte und beschloss, die

Auswirkungen von Anderungsvorschla-
genim StrafrechtaufRassendiskriminie-
rung hin zu untersuchen. Ahnlich wie
die Praxis der Uberpriifung fiskalischer
Auswirkungen soll diese Untersuchung
in die Debatte Giber Kriminalpolitik und
Strafrechtsreformvorschlage einflie3en,
indem die Auswirkungen der neuen
Gesetze auf Rassendiskriminierung be-
reits vor deren Implementierung durch-
gespielt werden, anstatt hinterher vor
vollendeten Tatsachen zu stehen.

Seit 2008 fordern sowohl Connec-
ticut als auch lowa objektive Informa-
tionen Uber Auswirkungen auf die ver-
schiedenen Rassen und Ethnien durch
neue Gesetzesvorschlage. Im selben
Jahr begann auch die Minnesota Sen-
tencing Guidelines Commission freiwillig,
fur die Gesetzgeber Gutachten Uber
die moglichen Auswirkungen auf die
Rassengleichbehandlung durch neue
Gesetzesvorschldge zu erstellen.

Drogenstrafrechtsreform
in New York

1973 hatte Governeur Nelson Rocke-
feller vorgeschriebene Mindeststrafen
in New York durchgedriickt. Unter den
Rockefeller-Drogengesetzen galtschon
der Verkauf von 57 Gramm oder Besitz
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von 114 Gramm einer Droge als schwere
Straftat derKlasse Aund wurde miteiner
Haftstrafe von mindestens 15 Jahren bis
zu lebenslanglich geahndet.

Und obwohl viele Straftater fir
Drogendelikte der Klasse B, C oder D
eine geringere Haftstrafe absitzen mus-
sten, fullten sich unter den Rockefeller-
Gesetzen die New Yorker Geféngnisse
mit Personen, die wegen geringfiigiger
Drogendelikte verurteilt worden waren,
da das 2nd Felony Offender Law, das zu-
sammen mit den Rockefeller-Gesetzen
umgesetzt wurde, eine Haftstrafe im Fall
einer zweiten Verurteilung innerhalb
vonzehn Jahrenvorsah, ungeachtetder
Umstdnde oder der Art des neuen Ver-
gehens. Die Zahl der Hafteinweisungen
pro Jahr stieg von 470 im Jahr 1970 auf
8.521 im Jahr 1999 und trug zu einem
Anstieg der Gefangnispopulation von
12.144 im Jahr 1972 auf 72.899 im Jahr
1999 bei.

Drogenstrafrechtsreformer drang-
ten auf eine Aufhebung der Rockefel-
ler-Gesetze ab demTag ihres Inkrafttre-
tens. SchlieBlich konnten Dienstleister,
Beflirworter, Therapeuten und Medizi-
ner die Gesetzgeber liberzeugen, dass
kirzere Haftstrafen bei Drogendelikten,
richterlicher Spielraum bei der Bestra-
fung von Drogendelikten und ein besse-
rer Zugang zu einer ganzen Bandbreite
anTherapiemdglichkeitenim Sinne der
Offentlichkeitsind. Am 7. April 2009 un-
terschrieb der New Yorker Gouverneur
David Patterson historische Reformen.

Wichtige Punkte der
Reformen von 2009 sind:

- Richter haben den Spielraum, Dro-
genstraftater in Therapien zu schi-
ckenund gegebenenfalls eine zweite
Chance zu gewahren.

- Informelle Sanktionen fur Straftater,
die wegen anderer Delikte verurteilt
wurden, welche aber aus einer Dro-
genabhangkeit resultieren.

- Informelle Sanktionierung von Per-
sonen, die Drogendelikte begehen,
aber Drogen nicht konsumieren oder

abhangig davon sind.

- Die Moglichkeit der informellen
Sanktionierung von Personen, die
wegen einer zweiten Straftat verur-
teilt wurden.

- TherapieangeboteamWohnortohne
das Risiko einer langeren Strafe bei
Ruckfall.

- Moglichkeiten des Aufschubs, beson-
ders fur Nicht-US-Blirger mit Green
Card, denen die Abschiebung droht,
wenn sie bei Drogendelikten eine
Schuld eingestehen, auch wenn das
Gestandnis spater widerrufen wird.

- Die Moglichkeit einer Revision flir
mehr als 900 Drogeninhaftierte, die
unter der Gesetzgebung vor 2005
zu einer zeitlich unbestimmten Haft-
strafe verurteilt worden waren und
immer noch dafiir im Gefangnis sit-
zen.

- SchutzmafBhnahmen fir Personen,
dieihre Strafe verblt haben, gegen
Benachteiligungen auf dem Arbeits-
markt aufgrund der Straftat.

- Die Moglichkeit, ein Verfahrenim In-
teresse der Justiz einzustellen, wenn
der Angeklagte erfolgreich einThera-
pieprogramm absolviert hat.

Die Rockefeller-Gesetze verursachten
enorme Kosten und lieBen den Anteil
an wegen Drogendelikten Inhaftierten
von elf % im Jahr 1973 auf 34 % im Jahr
1999 ansteigen. Esistzu erwarten, dass
die Reformen von 2009 den Druck auf
dem Geféngnisbudget stark verringern
und den New Yorker Steuerzahlern un-
gefdhr 250 Mio. Dollarim Jahreinsparen
werden.

Angesichts von 7.000 unbelegten
Haftplatzen bereitet sich die New Yor-
ker Gefangnisverwaltung auf die lange
Uberfallige SchlieBung von drei Haft-
anstalten und von Anbauten in sieben
weiterhin betriebenen Gefangnissen
vor.

Kap. Il: Justice Reinvestment
(Umlenkung/Umwidmung
von Justizausgaben) - fiir
mehr Sicherheit und Ge-
sundheit in den Kommunen

Angesichts der Tatsache, dass immer
mehr Entlassene in ihre Kommunen
zurlickkehren, ohne die notwendige
Unterstiitzung flr ein selbstverantwort-
liches Leben jenseits der Kriminalitat
mit ihren Familien zu erhalten, hat sich
eine nationale Bewegung entwickelt,
die sich mit Wiedereingliederungspro-
blemen befasst. Die Umsetzung des
Second Chance Act durch den Kongress
2008 wurde von Entscheidungstragerin
beiden politischen Lagern gestitzt.

Um die MaBnahmen fiir mehr o6f-
fentliche Sicherheit nachhaltig zu
verbessern, bedarf es kontinuierlicher
Beobachtung der sozialen und 6kono-
mischen Lebensbedingungen in den
Kommunen, in die die Entlassenen
zuriickkehren. Strafvollzugsbehorden
in mehreren Staaten arbeiten an ei-
ner Verbesserung der Wiedereinglie-
derungsergebnisse durch eine umfas-
sende Strategie mit dem Titel Justice
Reinvestment. Diese, am Open Society
Institute entwickelte Strategie nimmt
eine Umlenkung (oftauch Reduzierung)
der Ausgaben fiir die Vollstreckung von
Strafenin die Erhohung der 6ffentlichen
Sicherheitund dieVerbesserung der Be-
dingungen in den ,Risiko”-Gemeinden
vor, aus denen die meisten Inhaftierten
stammen und in die sie zuriickkehren.

Die Idee des Justice Reinvestment
entspringt der Einsicht, dass Massen-
inhaftierung in vielen urbanen Ge-
meinden den Kreislauf aus Kriminali-
tat und Inhaftierung noch anschiebt.
Die Millionen von Dollar, die jahrlich
aufgewendet werden, um Massen von
Menschen aus armen Gemeinden wie
Hartford, Phoenix und Wichita einzu-
sperren, tragen wenig zur 6ffentlichen
Sicherheit bei, verglichen mit den posi-
tiven Auswirkungen von Angebotenan
Drogentherapien, Wohnmaglichkeiten,
Ausbildung und Arbeit. Unterstitzer
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des Justice Reinvestment setzen sich
dafirein, die Ausgaben fiir Gefangnisse
zukiirzen und einenTeil der Ersparnisse
in die Infrastruktur und stadtischen Ein-
richtungen in den Risikogemeinden zu
investieren, um den Bewohnern mehr
Eigenverantwortung zu gebenundihre
Lebensqualitadt zu verbessern.

DasKonzeptdesJusticeReinvestment
stitzt sich auf Forschungsergebnisse,
die zeigen, dass die Strategie der Mas-
seninhaftierung die Kriminalitétspro-
bleme gerade erzeugt, die die Gesetz-
geber mit ihrer Get Ttough-Taktik und
restriktiven Bewdhrungsmaoglichkeiten
ausmerzen wollten. Die Forschung zeigt
deutlich, wozu es fiihrt, wenn so viele
Menschen fiir so lange Zeitraume hinter
Gitter geschickt werden. Dina Rose und
Todd Clear haben die Kriminalitatssta-
tistiken in Kommunen in Tallahassee
untersucht und herausgefunden, dass
dort, wo die Inhaftierungsrate in die
Hohe schoss, die Kriminalitatsrate im
folgenden Jahr hoher anstieg als an-
derswo. Und als die Kriminalitatsrate
in Tallahassee allgemein fiel, fiel sie am
wenigstenin den Kommunen mit hoher
Inhaftiertenrate.

Wenn zuviele Personenauseiner Ge-
meinde entfernt werden, so die beiden
Experten, geratete siein einen Zustand,
in dem der Aderlass an handlungsfa-
higen Menschen umschlage in anstei-
gende Kriminalitdtsraten. Junge Leute
ausdenInnenstddten standigin grof3er
Zahl durch das Justizvollzugssystem
einfach rotieren zu lassen, destabilisiere
die Kommunen, die ohnehin schon von
Armut und Verbrechen erdriickt wer-
den, noch weiter. Netzwerke der infor-
mellen sozialen Kontrolle an solchen
Orten, auch wenn sie nicht perfekt sind,
tragen dazu bei, die Kriminalitdtsratein
Grenzen zu halten.

Wer in gewaltfreie Kleinkriminalitat
verwickelt ist, kann immer noch fur
seine Kinder sorgen und Nachbarn und
Freunden positive soziale Unterstut-
zung geben. Aus rein finanziellen Ge-

sichtspunkten betrachtet, stellt jede/r
Inhaftierte fiir seine/ihre Familie und
Heimatkommune einen finanziellen
Verlust dar.

Connecticut fiihrt Justice
Reinvestment ein und redu-
ziert Bewahrungswiderrufe
wegen formeller Versto3e

In Connecticut stellte der Council of
State Governments den Bericht Building
Bridges (Briicken bauen) vor, verfasstvon
James Austin, Michael Jacobson und
Eric Cadora, dreianerkannten Experten
fir Bewahrung und Wiedereingliede-
rung. Der Bericht schlug verschiedene
Anderungen des Bewihrungssystems
vor, um Haftweinweisungen wegen for-
mellerVerletzung von Bewahrungsauf-
lagen und damit die Gefangnispopula-
tion zu verringern.

Eric Cadora zeigte auf Karten die
unverhaltnismaBig hohe Anzahl an In-
haftierten aus einigen wenigen Kom-
munen mit geringem Einkommen.
Cadoras ,Justizkarten” zeigten, dass es
in vielen urbanen Kommunen in den
USA sogenannte ,Million-Dollar-Hau-
serblocke” gibt — Blocke, aus denen
so viele Einwohner in Haft sind, dass
die Gesamthaftkosten eine Mio. Dollar
Ubersteigen.

Die Karten zeigten die hohe Inhaf-
tiertenrate in manchen Kommunen in
New Jersey, die hohe Haftkosten auf sich
zusammenzogen: 19,9 Mio. Dollar fiir
Bewohner aus The Hill, 15,3 Mio. Dollar
fr Fair Haven und 8,6 Mio. fiir Newhall-
ville.Vier Gemeindenin Hartford stellen
fast die Halfte der Inhaftierten aus die-
ser Stadt: Northeast, Asylum Hill, Barry
Square und Frog Hollow. Die Haftkosten
fur Gefangene aus Hartford betragen
jedes Jahr 64 Mio. Dollar.

Als Reaktion auf die Rufe nach Re-
formen unternahmen die Gesetzge-
ber einen umfassenden Anlauf, um die
Zahl der Haftweinweisungen wegen
formeller Verletzung von Bewahrungs-
auflagen zu senken. Bewahrungshelfer

wurden aufgerufen, Vorschlage zur Re-
duzierung der formellen Bewadhrungs-
verletzungen um 20 % vorzubringen.

Gleichzeitig stellten die Gesetzgeber
13,4 Mio. Dollar fiir mehr Beaufsichti-
gung und Dienstleistungen bereit. Mehr
als sieben Mio. Dollar davon flossen in
Vertrage flirneue Wohnplatze, darunter
2,4 Mio. in Drogentherapieplatze fur
Personen, deneninformelle Sanktionen
anstatt Untersuchungshaft auferlegt
worden war. 500.000 Dollar wurden
far Haftvermeidungsprogramme und
4,4 Mio. Dollar fur 310 neue Platze in
Bewahrungswohngemeinschaften fir
entlassene Gefangene aufgewendet.

Die Ausschittung schaffte auch
neue Arbeitsstellen in der Bewah-
rungshilfe, so wurden fiir 4,2 Mio. Dol-
lar 68 neue Bewahrungshelfer und fiir
450.000 Dollar zwolf neue kommunale
Entlassungshelfer eingestellt und eine
neue Stelle fir einen Arbeitsberater
geschaffen, dersich um Gefangene kurz
vor der Entlassung kimmert. Eine Mio.
Dollar wurden eingeplant fur weitere
Building Bridges-Projekte in New Haven
und Hartford, um Wohnmdglichkeiten
bereitzustellen und bei der Wiederein-
gliederung zu helfen.

Nach Einschatzung des Legislative
Program Review Committee beziiglich
derUmsetzungvon HB 5211 (jetzt Public
Act 04-234) erfolgte jede vierte Gefang-
niseinweisung in Connecticut im Jahr
2003 wegen Bewadhrungsverstofien.
Mehr als die Halfte davon waren formale
VerstoRe, keine neuen Straftaten.

Justice Reinvestment in
Arizona

Die Leiter der Vollzugsbehdrden in
Arizona kd@mpfen mit einem unge-
hemmten Anwachsen der Inhaftierten-
zahlen. Analysen benennen die hohe
Versagensrate bei Personen unter Auf-
sicht oder Bewahrung als den haupt-
sachlichen Wachstumsfaktor: die durch
VerstoBe gegen Auflagen und nachfol-
gende Widerrufe erzeugten Haftein-
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weisungen machten bis zu 26 % aller
Zugange aus.

Wie in Connecticut zeigten geogra-
fische Analysen, dass einige wenige
Gemeinden einen unverhaltnismaBig
hohen Anteil an Personen stellen, die
ins Gefangnis gehen und nach der Ent-
lassung zuriickkehren. In South Phoenix
lebt nur ein Prozent der Staatsbevolke-
rung, aber sechs % der Gefangnisinsas-
sen kommen von hier. Die Kosten flr die
Inhaftierung von Einwohnern aus einer
einzigen Postleitzahl in Phoenix belau-
fen sich auf 70 Mio. Dollar im Jahr.

Das Department of Corrections regelt
gerade die Beaufsichtigung von Entlas-
senen durch Bewahrungshelfer neu.
Postleitzahl 85041 hat eine lange Ge-
schichte hoher Armut und Kriminalitat,
die Halfte deransassigen Familien erhalt
staatliche Unterstiitzung, Essensmarken
und/oder staatliche Gesundheitsversor-
gung. Mehr als 200 Personen sind im
vergangenen Jahr aus dem Gefangnis
in diese Kommune zurilickgekehrt.

Vor der Entlassung werden Per-
sonen,dienach 85041 zurlickkehren, zur
“Ubergangsplanung”in eineWohngrup-
pe geschickt. Bewahrungsbeamte und
staatliche Sozialarbeiter unterstltzen
den Zugangzu bendtigten Leistungen,
wie z. B. Krankenversicherung, Arbeits-
losengeld oder Invalidenrente, Drogen-
therapie, Berufsausbildung und Essens-
marken. Sie helfen den Entlassenen bei
Berufsvorbereitung und Drogenthera-
pien.

Im vergangenen Jahr beschloss die
Arizona Legislative den Safe Community
Act, einen Erfolgsanreiz flr Personen
unter Bewahrungsaufsicht. Jetzt ist es
moglich, die Bewahrungszeit um 20
Tage zu verkiirzen fur jeden Monat, in
demdie Bewdhrungsauflagen eingehal-
ten, gemeinnitzige Dienste verrichtet
werden und Opferausgleich gezahlt
wird. Jede Bewdhrungsbehorde, die
Rickeinweisungen reduziert, erhalt
40 % der fur Haftpldtze eingesparten
Dollars.

Justice Reinvestment in
Kansas

Das ehrgeizigste Experiment in Justice
Reinvestment ist in Kansas zu erleben.
Vorder MaBnahme wurden zwei Drittel
der Eingewiesenen wegen Verletzung
von Bewadhrungsauflagen ins Gefang-
nis eingewiesen, davon 90 % wegen
formaler VerstoBe. Council District 1 in
Wichita hat die hochste Gefangenen-
rate in Kansas. Bewohner von District
1 belegen fast 600 Haftplatze, mehr
als doppelt so viele wie aus anderen
Bezirken. Das Justice Reinvestment-Pro-
gramm in Kansas konzentriert sich auf
die Nachbarschafts-und Wohnplanung
in District 1. Eine Stadtplanungsbehor-
de ist damit beauftragt, leerstehende
Gebaude zu erwerben und sie fiir den
Ausbau vorzubereiten.Im vergangenen
Jahr verkiindeten Vertreter mehrerer
Banken, Krankenhauser, privater Stif-
tungen, Schulen und Universitaten
gemeinsam mit Regierungsvertretern
in Wichita den Beginn der New Com-
munities-Initiative.

Die Bemiihungen um Justice Rein-
vestment tragen Friichte. Die Zahl der
unter Bewdhrung Stehenden, die ins
Gefangnis zurlickkehren missen, hat
sich von 203 pro Monat im Jahr 2003
auf 103 pro Monat im Jahr 2007 verrin-
gert.Verurteilungen flir neue Straftaten
durch Personen unter Bewahrung san-
kenvon424im Jahrin den spaten 90ern
auf durchschnittlich 280 im Jahrin den
vergangenen drei Jahren.

KAP. lll: Der Markt fiir Haft-
platze wachst weiter

Die Winds of Change blasen allmahlich
in eine bessere Richtung. Wenn noch
mehr Entscheidungstrager den poli-
tischen Willen entdecken, Ressourcen
umzuleiten von Bestrafung hin zu Be-
handlung, Verbrechenspravention und
Justice Reinvestment, ist die Zeit reif fur
eine weitere Reduzierung der Inhaf-
tiertenzahlen. Aber nicht alles ist gut,
und es gibt Gegenbewegungen, dieden
bereits erzielten Fortschritt zunichte
machen kdnnten.

Borsenanalysten, die die private Ge-
fangniswirtschaft beobachten, berich-
ten, dass im privaten Sektor jetzt mehr
als 185.000 Haftplatze betrieben wer-
den, bei einer jahrlichen Wachstums-
rate von 17 % seit 1990. Der Anteil an
staatlichen Gefangenen, die in private
Justizvollzugsanstalten ausgelagert
werden, betragt mittlerweile fast acht
Prozent.

Die gegenwartige Finanzkrise der
USA hat den Geldfluss fir Privatisie-
rungsvorhaben, wie z. B. flir Flughéfen,
StralenundBriicken, eingeddmmt, aber
das Geschaft mit privaten Haftanstalten
scheint zu boomen. Die Corrections
Corporation of America (CCA) hat 2008
zwei Haftanstalten gebaut und neun
weitere ausgebaut. Die GEO Group hat
2008 5.900 neue Haftplatze geschaffen
und plantdie Fertigstellung von sieben
weiteren Bauvorhaben mit6.700 neuen
Haftplatzen bis 2010.

Wahrend der Marktanteil an staat-
lichen Inhaftierten seit 2000 deutlich
gesunkenist, erwarten private Betreiber
von Vollzugsanstalten eine Wiederbe-
lebung, da sich die Staatsbudgetkrise
verstarkt und Staatsbeamte Schwie-
rigkeiten haben, Kapazitatserweite-
rungen im staatlichen Gefangnissy-
stem zu finanzieren. Bis dahin fllt der
Staat Kalifornien die Liicke zum Teil.
Das California Department of Correc-
tions and Rehabilitation hat zurzeit mehr
als 7.800 Gefangene in CCA-Anstalten
in Arizona, Oklahoma und Mississippi
ausgelagert.

Immigranten bringen Geld
(“The Immigrant Gold Rush”)

Die zunehmende Praxis, Immigranten
ohne Papiere in Haft zu nehmen, stei-
gert den Bedarf an Haftplatzen. Im-
migranten stellen inzwischen die am
schnellsten wachsende Gruppe in den
Bundesgefdangnissen dar. Seit 1996, als
derKongress drakonische Anderungen
im Einwanderungsgesetzvornahm, hat
sichihre Zahl mehr als verdreifacht. Das
scharfeVorgehen der Bush Administra-
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tion hat zu einem explosionsartigen
Anwachsen von Inhaftierungen durch
Immigration and Customs Enforcement
(ICE) gefiihrt.

George Zoley, Geschéftsfiihrer von
GEO, bezeichnet die Inhaftierung von
Immigranten als Hauptsaule des an-
haltenden Marktwachstums fur pri-
vate Anstalten. Das bundesstaatliche
Segment des Marktes ist gro3 und
wachst weiter. Zusatzlich zu den tag-
lich ungefdhr 33.400 Immigranten in
den Haftanstalten des ICE berichtet das
Bureau of Prisons, dass mehr als 54.000
seiner Insassen keine amerikanischen
Staatsburger sind. Nicht-Staatsbirger
machen gegenwartig die Halfte derVer-
haftungen durch US Marshalls aus. lhre
Zahl ist seit 2000 um 47 % gestiegen.

Die Anzahl an Personen, die durch
den USMarshals Servicein Haft gehalten
werden und denen eine Anklage wegen
illegaler Immigration droht, ist seit der
EinflUhrung des North American Free
Trade Agreement explodiert, von 995
im Jahr 1994 auf 12.673 im Jahr 2008.
Das Department of Justice hat 2005 sein
Vorgehen gegen Immigranten wegen
bundesstaatlicher Vergehen stark ver-
scharft. Operation Streamline, ein Bun-
desprogramm der Bush-Regierung, das
die Strafverfolgung von Immigranten
ohne Papiere in bestimmten Gebieten
entlang der mexikanischen Grenze zum
Ziel hat, [auft unter der Obama Admini-
stration unverandert weiter.

Die Obama-Regierung verscharft
auch andere Vollstreckungsmal-
nahmen, die sich gegen Immigranten
richten, die mit dem Gesetz in Konflikt
kommen. Die Initiative Secure Commu-
nities von Janet Napolitano vom De-
partment of Homeland Security (DHS)
zielt darauf ab, jeden Immigranten, der
in ein Gefangnis eingewiesen wird, von
ICE Uberprifen und gegebenenfalls
ausweisen zu lassen. Secure Commu-
nities startete vor ca. acht Monaten in
Houston, Texas. Indieser Zeitwurden die
meisten Personen, die an ICE zur Inhaf-
tierung und Ausweisung weitergeleitet

wurden, wegen Trunkenheit am Steuer
odergeringfligigen Drogenbesitzes ver-
haftet - in den meisten Fallen lediglich
Vergehen. Die Obama-Regierung hat fiir
die Ausweitung des Programmsin 2010
195 Mio. Dollar eingeplant.Im Juli 2009
—alses heftige Kritik hagelte wegen des
.2879"-Programmes, das es staatlichen
und lokalen Vollstreckungsbehorden
gestattete, Verstof3e gegen das zivile
Immigrationsrecht durchzusetzen -
schockte Napolitano Verteidiger von
Immigrantenrechten mit der Ankiindi-
gung, dasumstrittene Programm werde
ausgeweitet.

AnderWall Streetist man liberzeugt,
dass die Politik der Obama-Regierung
aulBerst vorteilhaft ist fir die Privatge-
fangniswirtschaft. Angesichts solch po-
sitiver Wachstumsindikatoren erwarten
Analysten fiir CCA und Cornell einen
Zuwachs von elf % und zwolf % pro
Jahr fiir die nachsten funf Jahre. Fir
die CEO-Gruppe wird ein Zuwachs von
sogar 16 % pro Jahr vorausgesagt.

Kap. IV: Zusammenfassung

Dieser Bericht hat sich mit einer ganzen
Bandbreite von Strategien befasst, die
Alternativen zu Inhaftierung bieten
und die Gefangenenzahlen verringern.
Gleichzeitig unterstiitzen sie die Kom-
munen dabei, mehr Sicherheit, Gesund-
heit und Stabilitdt fir ihre Bewohner
zu erzielen.

Das US-Geféangnissystem ist wegen
verschwenderischer, ineffektiver Geset-
ze und Strategien ins Unermessliche
gewuchert. Sinkende Inhaftiertenzah-
len in vielen Staaten zeigen Fortschrit-
te an, aber die Vollzugskosten steigen
weiter. Angesichts der gegenwartigen
Finanzkrise kann dies nicht so weiterge-
hen. Bewahrte Reformmodelle stehen
zurVerfligung, aber die nachsten Jahre
werden fiir die Gesetzgeberin den USA
eine alles entscheidende schwierige
Phase. Ich hoffe, dass sich die Staats-
und Bundesbehodrden in starkerem
MafBe auf die positiven Trends und op-
timierten Verfahren einlassen und dass

derwachsende Markt fiir Haftplatze flr
Immigranten zum Stillstand kommt.

1

Zuerst erschienen in: Kriminalpolitik gestalten:
Ubergange koordinieren, Riickfalle verhindern,
DBH-Materialien Nr. 63, Hrsg. vom Fachverband
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Neue Biicher

Wenn Jugendliche straffdllig
werden..
Ein Leitfaden fiir die Praxis

Hrsg.:
Bundesarbeitsgemeinschaft  fir
Straffélligenhilfe ( BAG-S) e.V.

4. Aufl. 2010

Dieser Leitfaden gibt einen Uber-
blick Gber das Feld ,Jugendkrimi-
nalitat und Jugendstrafrecht” und
ermoglicht Interessierten eine
vertiefte Beschaftigung mit dem
Thema.

Die Broschire kann kostenfrei in
der Geschaftsstelle der BAG-S un-
ter TelNr. 02286685380 oder unter
info@bag-straffilligenhilfe.de

auch in groBerer Stiickzahl bestellt
werden.
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Expertenanhorung der EU-Kommisssion zu
einem Griinbuch uiber den Justizvollzug

Gero Meinen

eit Juli 2010 ist unter der Verant-

wortung der EU-Kommissionsvi-
zeprasidentin Vivian Reding die neu
gebildete Generaldirektion Justiz tatig.
Die GD Justizist aus der GD,Justiz, Frei-
heit und Sicherheit” hervorgegangen,
in der die Bereiche Inneres und Justiz
bislang zusammengefasst waren. Mit
derBetonungihrer Eigenstandigkeit hat
die Justizim Konzert der Generaldirek-
tionen in Brussel damit eine deutliche
Aufwertung erfahren. Grol3e Bedeu-
tung fiir Kommissarin Reding und ihre
GD erlangt dabeiauch der Justizvollzug,
begriindet mit der Sorge, dass men-
schenrechtswidrige bzw. erniedrigende
Haftbedingungen einenVerstoB gegen
die Grundrechtecharta der EU und da-
mit Hindernisse fur die Durchfihrung
von MalBnahmen wie z. B. den Europa-
ischen Haftbefehl oder die Uberstellung
von Verurteilten zur Strafvollstreckung
im Heimatland darstellten.

Als eine ihrer ersten MalBnahmen
plant die GD Justiz die Herausgabe
eines Griinbuchs im April 2011, das
sich mit Fragen der Untersuchungshaft
und des Strafvollzuges befassen soll.
Ein,Grinbuch” der EU-Kommission ist
ein 6ffentlich zugangliches Dossier, mit
dem eine Diskussion in und tUber einen
bestimmten Politikbereich angestof3en
werden soll. Es richtet sich nicht nuran
die Regierungen der Mitgliedstaaten,
sondern auch an Verbdnde, NGO’s und
interessierte Einzelpersonen. Mit dem
Grunbuch soll ihnen die Mdglichkeit
gegeben werden, sich aktiv in den Be-
ratungsprozess einzubringen. Am Ende
eines solchen Prozesses kdnnen —miis-
sen aber nicht - Legislativmal3inahmen
der EU stehen, wobei noch nicht end-
glltig geklart ist, ob der EU Gberhaupt
Rechtsetzungskompetenzin auf diesem

Gebiet zusteht. Zur Vorbereitung des
beabsichtigten Griinbuchs hatte die
EU-Kommission am 18. Oktober 2010
zu einer Anhorung geladen, an dervon
deutscher Seite aus FrauTolzmannvom
BMJ und ich als vom Strafvollzugsaus-
schuss eingesetzter Landervertreter
teilgenommen haben.Neben Deutsch-
land waren 15 weitere Mitgliedsstaaten
vertreten, ebenso u.a. der Europarat,
der CPT, amnesty international sowie
zahlreiche Strafvollzugsexpertinnen
und -experten von Hochschulen und
NGO's.

Die Diskussion erstreckte sich im
Wesentlichen auffolgende Fragen: Gibt
es einen Mehrwert, wenn die EU Stan-
dards zu Mindesthaftbedingungen ver-
bindlich flir die Mitgliedsstaaten regelt
und sollen womaglich die Hochstdau-
er der Untersuchungshaft sowie Min-
destanforderungen der Haftpriifung
unionsweit festgeschrieben werden?
Sollten die Europdischen Strafvollzugs-
grundsatze ,hartes” EU-Recht werden?
Bedarf es eines weiteren Kontrollme-
chanismus der EU zur Uberpriifung von
Standards?

Nattirlich kann die Diskussion eines
ganzen Tages hier nicht im Einzelnen
wiedergegeben werden. Als iberwie-
gendes Votum der Anwesenden lasst
sich aber festhalten: Fast alle Mitglieds-
staaten — so auch Deutschland - ha-
ben sich in der Anhérung gegen die
Festschreibung EU-weit verbindlicher
Standards - egal zu welcher der an-
gesprochen Fragen - ausgesprochen.
Trotzdes einheitlichen Votums sind die
mafgeblichen Griinde im Einzelnen
verschieden. Fir Deutschland, aber
auch fur Lander wie Irland, Schweden,
Frankreich u.a., werden verbindliche

Standards nicht zu einer Verbesserung
derRechtsstellung der betroffenen Ge-
fangenen fihren. Das deutsche Recht
der Untersuchungshaft und seine Aus-
pragung durch die Gerichte weist einen
international wohl unerreichten Men-
schenrechtsstandard auf, denkt man
z.B. an die Verteidigerbestellung, die
grundsatzliche Hochstdauer von sechs
Monaten oder die Mdglichkeiten von
Haftprifung und Haftbeschwerde. EU-
Standards werden dieses Niveau auf-
grund derinhomogenen Bedingungen
in den 27 Mitgliedsstaaten vermutlich
nichterreichenkdnnen, bergenanderer-
seits aber die Gefahr, dass das Erreichte
hierzulande wieder in Frage gestellt
wird. In Staaten mit weniger weit ent-
wickelten Standards resultiert die ab-
lehnende Haltung natirlichumgekehrt
aus der Furcht vor unerfillbaren An-
forderungen seitens der EU. Spannend
war die Debatte um die Umsetzung
der Europdischen Strafvollzugsgrund-
satze in verbindliches EU-Recht. War
die Zuriickhaltung der Mitgliedsstaaten
ahnlich begriindet wie bei den Fragen
zur Untersuchungshaft, haben sich
auch der Europarat und der CPT gegen
entsprechende Uberlegungen von EU-
Seite ausgesprochen: Beide Organisa-
tionen haben lberzeugend dargelegt,
dass gerade der soft-law Charakter der
Europaischen Strafvollzugsgrundsatze
es den Vertragsstaaten leichter macht,
sich auf sie zu verstandigen. Hierin liegt
dann aber auch der Hebel fir den CPT
oder den EGMR, durch Berichte und
Urteile langfristig auf eine Verbesse-
rung der Haftbedingungen hinzuwir-
ken. Dirk Van Zyl Smit, Professor an der
Universitat Nottingham und einer der
Wegbereiter der Strafvollzugsgrund-
satze, vertrat insoweit die These, dass
dieseindergerichtlichen und gesetzge-
berischen Praxis ,angekommen” seien
und eine weitere Verrechtlichung nicht
nur nicht notwendig, sondern eher
schadlich sei.

Einigkeit bestand darin, dass es
neben den nationalen Stellen zur Ver-
hitung von Folter und erniedrigender
Behandlung nach dem OPCAT und
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dem CPT keiner weiteren unabhan-
gigen Gremien zur Uberwachung von
Menschenrechtsstandards bedurfe,
eine bessere Koordinierung der Arbeit
dieser Stellen und auch die Erarbeitung
gemeinsamer best-practice-Strategien
aber wiinschenswert seien.

AbschlieBend seirestimiert: Der sehr
deutlich zu spiirende Wunsch der EU-
Kommission, auch den Justizvollzug
starker zu verrechtlichen, fand bei den
Mitgliedsstaaten, aber auch beim Eu-
roparat und beim CPT kaum positiven
Widerhall. Das Grtinbuch soll deshalb,
so die Zusammenfassung des Vorsit-
zenden, sehr offen abgefasst werden
und mehr Fragen stellen als Antwor-
ten geben. Aus deutscher Sicht ist da-
bei noch eines zu erwdahnen: Unsere
- auch im Vorfeld der Anhérung zum
Ausdruck gebrachte — Bitte, Europa
moge Gefangene als eigene Gruppe
forderungsbeddrftiger Personen/ei-
genstandigen forderungsbediirftigen
Personenkreis anerkennen und auch
in Zukunft Projekte zur Reintegration
von Strafgefangenen auflegen, um
hierdurch nicht nur den Austausch der
Vollzugsverwaltungen auf Arbeitsebe-
ne zu verbessern, sondern auch weiter-
hin Laborbedingungen zur Entwicklung
von best-practice-Modelle zur besseren
Reintegration von Haftentlassenen zu
ermoglichen, wurde gehdrt und soll
Eingang in das Griinbuch finden.

R
7 i
Dr. Gero Meinen
Leiter der Abteilung Justizvollzug

bei der Senatsverwaltung fiir Justiz, Berlin
gero.meinen@senjust.berlin.de

Internationale Auszeich-
nung fiir Frieder Diinkel
von der Universitat Greifs-
wald

Der Greifswalder Prof. Dr. Frieder
Diinkel wurde mit dem Internatio-
nal Award 2010 des International
Juvenile Justice Observatory (1JJO)
ausgezeichnet. Die Nichtregie-
rungsorganisation wirdigte damit
Professor Dunkels ,flihrende Rol-
le hinsichtlich der Forschung auf
dem Gebiet des Jugendstrafrechts
und seines speziellen Beitrags bei
der Entwicklung von Internationa-
len Menschenrechtsstandards” in
diesem Bereich. Der Award wurde
wahrend einer Fachtagung in Rom
erstmals verliehen.

In der Laudatio wurde auf die aktu-
ellen vergleichenden Forschungen
zum Jugendstrafrecht in Greifswald
hingewiesen und insbesondere das
aktuellvon Frieder Diinkel herausge-
gebene vierbandige Werk ,Juvenile
Justicein Europe” sowie ein weiteres
Standardwerk, ,Reforming Juvenile
Justice” hervorgehoben.

Frieder Diinkel war von 2006 bis
2008 wesentlich an der Formulie-
rung dervom Europarat verabschie-
deten Mindeststandards fiirjugend-
liche Straftdter in stationaren oder
ambulanten Sanktionen beteiligt.
Das International Juvenile Justice
Observatory (1JJO) ist eine weltweit
im Sinne der Kinderrechte und der
Fragen von Jugendhilfe und Ju-
gendstrafrecht agierende Nichtre-
gierungsorganisation. Sie arbeitet
in Europa eng mit den Gremien der
Europdischen Unionund des Europa-
rates zusammen und dokumentiert
aktuelle Entwicklungen auf einer
Internet-Plattform.

Weitere Informationen:
International Juvenile Justice Observatory (1/J0)

StraBBburger Gefangnis er-
offnet Schonheitssalon fiir
Haftlinge

Gesichtsmasken, Peelings und Mas-
sagen hinter Gittern - ein neu ercff-
neter Schonheitssalonim StralSbur-
ger Gefangnis macht es moglich.
Ziel sei es, den weiblichen Gefan-
genen eine ,Wirde” zuriickzuge-
ben, die viele fir verloren hielten,
erlauterte der Leiter der Haftanstalt,
Alain Reymond, die Initiative - nach
seinen Angaben eine Premiere in
Frankreich. Der Kosmetiksalon wur-
de mit finanzieller Unterstiitzung
des elsdssischen Roten Kreuzes in
einerehemaligen Kinderkrippe des
Gefangnisses eingerichtet.

Sanfte Farben, ein Kronleuchter und
ein Spiegel sorgen fiir eine intime
Atmosphare, die die Gitter vor dem
Fenster vergessen lasst. Das Ange-
bot richtet sich an die rund 30 Haft-
linge im Frauentrakt, die sich ein
Malim Monat kostenlos verwéhnen
lassen konnen.

Initiiert wurde das Angebot von
der StralBburger Kosmetikerin Julie
Vogt. Sie habe im Regionalfernse-
hen eine Reportage Uber einen Fri-
seur gesehen, der bereits seit drei
Jahren regelmafBig ins Gefangnis
komme. Auf seinen Rat hin habe sie
sich an das Rote Kreuz gewandt, das
4000 Euro fir die Einrichtung des
Salons zurVerfligung gestellt habe.
Die Kosmetikerin selbst arbeitet im
Gefangnis ehrenamtlich - ein Malim
Monat 6ffnet sie den Salon.

www.ad-hoc-news.de
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0LG Bamberg

Art. 119,
BayStVollzG
(Anwaltliche Beratung im
Disziplinarverfahren)

1. Einem Strafgefangenen steht im
vollzugsrechtlichen Disziplinarverfah-
ren das Recht zu, sich des Beistands
eines Rechtsanwalts zu bedienen. Re-
gelmaBig muss ihm auf sein Verlangen
hin eine anwaltliche Beratung vor der
nach Art. 113 Abs. 1 S. 2 BayStVollzG
durchzufiihrenden Anhérung, die der
Gewahrung rechtlichen Gehors dient,
gestattet werden.

2. Angesichts des Bediirfnisses nach
einem zligigen Verfahrensablauf reicht
es daher regelmaRig aus, wenn der In-
haftierte auf sein Verlangen hin den
RechtsanwaltvordernachArt. 113 Abs. 1
S.2 BayStVollzG durchzufiihrenden An-
hérung im Rahmen eines kurzfristig
anzuberaumenden Besuchs oderjeden-
falls telefonisch konsultieren kann

Oberlandesgericht Bamberg, Beschluss
vom 3. Mai 20101 Ws 145/10

Griinde

Der Beschwerdefuihrer verbifte bis
zum 8. Dezember 2009 eine Freiheits-
strafe in der Justizvollzugsanstalt W.
Dort verhangte die Anstaltsleitung am
16. Oktober 2009 gegen ihn wegen
Missbrauchs der Notrufanlage am 10.
Oktober 2009 sowie wegen seines Ver-
haltens bei der sog. Lebendkontrolle
am 16. Oktober 2009 in miteinander
verbundenen Disziplinarverfahren als
DisziplinarmaBBnahmeninsgesamtzehn
Tage Entzug der Teilnahme an gemein-
schaftlichen Veranstaltungen, Entzug
des Fernsehgerates sowie zehn Tage
getrennte. Unterbringung wahrend
der Freizeit. Die DisziplinarmaBnahmen
wurden vom 16. Oktober 2009 bis zum
25. Oktober 2009 vollzogen. Bezuiglich
desihm vorgeworfenen Disziplinarver-

Rechtsprechung

stoBes vom 10. Oktober 2009 machte
der Inhaftierte zunachst Angaben und
auBlerte dann: ,Ich verlange, dass ich
mit meinem RA spreche” (Bl. 12 d. A)).
Ebenso machte der Strafgefangene
bei seiner Anhdrung hinsichtlich des
Disziplinarverstof3es vom 10. Oktober
2009 am gleichen Tage geltend: ,Ich
mochte, bevor ich mich dufere, mit
meinem RA sprechen. Bis dahin sage
ich nichts” (BI. 16 d. A.). Die Beiziehung
eines Rechtsanwalts wurde,angesichts
deseinfachen Sachverhalts” (Bl. 17 d. A.).
seitens der Anstaltsleitung fir nicht er-
forderlich erachtet. Mit Schreiben vom
27.0ktober 2009 hatte der damals noch
in der Justizvollzugsanstalt Wiirzburg
inhaftierte Verurteilte einen Antrag auf
gerichtliche Entscheidung gestellt und
die Feststellung der Rechtswidrigkeit
der Disziplinaranordnung verlangt.
Dieser Antrag wurde von der Strafvoll-
streckungskammer des Landgerichts
Wiirzburg mit Beschluss vom 9. Februar
2010 (Bl. 22 ff. d. A.) als unbegriindet
zurtickgewiesen.

1. Die Rechtsbeschwerde wurde
form- und fristgerecht eingelegt. Die
Rechtsbeschwerdeistgem.§ 116 Abs. 1
StVollzG zulassig, weil es geboten ist,
die Nachpriifung der Entscheidung
der Strafvollstreckungskammer des
Landgerichts Wiirzburg zur Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung zu
ermdglichen.

Die Zulassigkeit der Rechtsbeschwerde
muss schon regelmaBig dann ange-
nommen werden, wenn elementare
Verfahrensprinzipien verletzt wurden.
Denn dies fiihrt zu nicht mehr hin-
nehmbaren krassen Abweichungen in
der Art und Weise der Ausiibung der
Rechtsprechung. Zudem ist die Gefahr
einerWiederholung gegeben, weil der-
artige Grundsatze in jedem Verfahren
zu beachten sind. Zu den elementaren
Verfahrensprinzipien gehérenauch der
Grundsatz des rechtlichen Gehérs und
das Rechtsstaatsprinzip, die fiir das straf-
vollzugliche Disziplinarverfahrenin Art.

113 Abs. 1S.2BayStVollzGihren Nieder-
schlag gefunden haben. Danach bedarf
es vor einer Disziplinaranordnung der
Anhorung des Strafgefangenen.

Das Bayerische Strafvollzugsgesetz
enthalt zwar keine Vorschrift Gber den
Beistand eines Rechtsanwalts im straf-
vollzuglichen  Disziplinarverfahren.
Dennoch steht einem Strafgefangenen
im vollzugsrechtlichen Disziplinarver-
fahren das Recht zu, sich des Beistands
eines Rechtsanwalts zu bedienen (OLG
Karlsruhe, NStZ-RR 2002, S. 29; Arloth,
Strafvollzugsgesetz, 2. Aufl. 2008, § 106
Rdn. 2; Bohm/Laubenthal, in: Schwind/
Bohm/Jehle/Laubenthal,  Strafvoll-
zugsgesetz, 5. Aufl. 2009, § 106 Rdn.
4; Calliess/Miiller-Dietz, Strafvollzugs-
gesetz, 11. Aufl. 2008, § 106 Rdn. 3;
Heghmanns, ZfStrVo 1998, S. 233; Lau-
benthal, Strafvollzug, 5. Aufl. 2008,
S. 431). Angesichts des strafahnlichen
Charakters von DisziplinarmafBnahmen
und des damitverbundenen nicht uner-
heblichen Eingriffsin die Freiheitsrechte
von Betroffenen sowie der Bedeutung
von Disziplinaranordnungen auch noch
nach deren Vollstreckung im Rahmen
zukinftiger strafvollzugsrechtlicher
bzw. strafvollstreckungsrechtlicher
Entscheidungen kann dem Rechts-
staatsprinzip nur Rechnung getragen
werden, wenn der Gefangene sich eines
anwaltlichen Beistands zu bedienen
vermag. Deshalb darf dem von einem
Disziplinarverfahren Betroffenen der
Beistand eines Rechtsanwalts nicht
versagt werden, denn zu den in einem
Disziplinarverfahren zu beachtenden
rechtsstaatlichen Prinzipien gehort es,
dem inhaftierten die Moglichkeit zu
geben, seine Verfahrensrechte mit der
notwendigen Sachkunde wahrzuneh-
men und Einfluss zu nehmen auf den
Gang und das Ergebnis des Disziplinar-
verfahrens. Erachtet der Strafgefangene
es fur erforderlich, so steht ihm das
Recht zu, sich zur sachgerechten Vertre-
tungseiner Anliegen der Unterstiitzung
eines Rechtsanwalts zu bedienen. Re-
gelmaBig muss ihm auf sein Verlangen
hin eine anwaltliche Beratung vor der
nach Art. 113 Abs. 1 S. 2 BayStVollzG




durchzufiihrenden Anhérung, die der
Gewahrung rechtlichen Gehérs dient,
gestattet werden. Denn dann kann er
noch effektivauf dasVerfahrensresultat
Einfluss nehmen. Daher darf der Betrof-
fene nicht darauf verwiesen werden,
dass eine Anwaltsberatung auch noch
in der Zeit nach der Disziplinaranord-
nung erfolgen mag.

Im strafvollzuglichen Disziplinarverfah-
ren besteht allerdings ein besonderes
Interesse an einer raschen Durchfiih-
rung, damit sich — im Hinblick auf eine
verhaltensbeeinflussende Wirkung der
Reaktion im Erleben des Betroffenen -
nicht der Zusammenhang von Pflicht-
verstoB und Reaktion verliert. Dies folgt
auch aus Art. 111 Abs. 1 BayStVollzG,
wonach DisziplinarmaBnahmen in der
Regal sofort vollstreckt werden. Ange-
sichts des Bedirfnisses nach einem zu-
gigen Verfahrensablauf reicht es daher
regelmaBig aus, wenn der Inhaftierte
auf sein Verlangen hin den Rechtsan-
walt vor der nach Art. 113 Abs. 1 S. 2
BayStVollzG durchzufiihrenden An-
horung im Rahmen eines kurzfristig
anzuberaumenden Besuchs oder je-
denfalls telefonisch konsultieren kann
(OLG Karlsruhe, NStZ-RR 2002, S. 29;
Laubenthal, Strafvollzug, 5. Aufl. 2008,
S. 431). Da im vorliegenden Fall der
Strafgefangene explizit den Beistand
eines Rechtsanwalts verlangte, ihm
dies nicht ermdglicht wurde und er
beziglich eines Disziplinarverstol3es
deshalb keine Angaben machte, stellt
die Disziplinaranordnung der Leitung
derJustizvollzugsanstalt Wiirzburg vom
16.0ktober 2009 eine verfahrensfehler-
hafte Entscheidung dar. Die Disziplina-
ranordnung war deshalb aufzuheben.

2. Zwar fiihrt die Rechtswidrigkeit der
Disziplinaranordnung wegen der Ver-
letzung einer Verfahrensvorschrift im
Verfahren gem. § 109 ff StVollzG zur
Aufhebung der Anordnung. Allerdings
istdurch die verfahrensfehlerhafte Ent-
scheidung der Anstaltsleitung deren
Disziplinarbefugnis nicht verbraucht.
Der Verfahrensfehler bertihrt nicht die
Maoglichkeit, nach Aufhebung der Dis-

F$6/2010 - 365

Rechtsprechung

ziplinarmaBnahmen und Behebung des
Verfahrensmangels wiederum Diszipli-
narmafnahmen zu verhdngen, wobei
dann jedoch des Verschlechterungs-
verbot zu beachten bleibt. Das giltauch
fur wie hier bereits vollstreckte Diszipli-
narmaBnahmen (OLG Hamm, ZfStrVo
1993, S. 315; OLG Karlsruhe, NStZ-RR
2002, S. 30).

§ 13 StVollzG,
Art. 14 BayStVollzG
(Urlaub im Ausland)

Urlaub kann nur innerhalb des Gel-
tungsbereiches des Grundgesetzes
gewahrt werden.

Oberlandesgericht Miinchen, Beschluss
vom 13. April 2010 - 4 Ws 144/09 (R)

Griinde:

Der Antragsteller befindetsich aufgrund
Urteils.des Landgerichts Miinchenlvom
8.5.2008, rechtskraftig seit demselben
Tag, wegen Bestechlichkeitim geschaft-
lichen Verkehr seit dem 2.2.2009 zur
VerbiBung einer Gesamtfreiheitsstrafe
von drei Jahren und neun Monaten in
Strafhaft in der JVA L. Seit Mitte Juli
2009 befindet sich der Antragsteller
im offenen Vollzug. Er erhielt mehrfach
Ausgang sowie Urlaube bewilligt und
kehrte jeweils ohne Beanstandungen
zurlick. DerWohnsitzund Lebensmittel-
punktdes Antragstellers befindetsich 6
km von der 6sterreichisch-bayerischen
Grenze in X. Dort bewirtschaftet er zu-
sammen mit seiner 66-jahrigen Ehefrau
einen kleineren landwirtschaftlichen
Betrieb. Seit seiner Inhaftierung ver-
sorgt seine Frau den Hof, wo auch sei-
ne 93-jahrige pflegebediirftige Mutter

lebt. Mit Schreiben vom 15.9.2009 teilte
die JVA dem Antragsteller auf dessen
Anfragevom 10.6.2009, in dereraufdie
Notwendigkeit seiner Mithilfe auf dem
Hof hingewiesen und gebeten hatte,
dies beider Gewdhrung von Hafterleich-
terungen zu bertcksichtigen, mit, dass
Vollzugslockerungen sowie Urlaub nur
im Geltungsbereich des Grundgesetzes
absolviert werden diirften. Die Moglich-
keit, dass der Antragsteller den Fami-
lienbetrieb in X. unterstiitzen konnte,
schloss die JVA aus. Hierauf beantragte
er mit Schreiben vom 25.6.2009, es ihm
zu gestatten, sich wahrend der Dauer
von Vollzugslockerungen (Urlaub etc.)
bei seiner Familie in aufzuhalten. Dies
lehnte die Antragstellerin mit Schreiben
vom 28.8.2009 ab. Hiergegen wandte
sich der Antragsteller mit Schriftsatz sei-
nes Verfahrensbevollmachtigten vom
4.9.2009, bei der Strafvollstreckungs-
kammer des Landgerichts Landshut
eingegangen am 7.9.2009, mit seinem
Antrag auf gerichtliche Entscheidung.
JVAzuverpflichten, esihm zu gestatten,
sich wahrend der Dauer. von Vollzugs-
lockerungen (Urlaub) bei seiner Familie
in X. aufzuhalten. Mit Beschluss vom
22.9.2009, dem Antragstellerzugestellt
am 29.9.2009, verwarf die Strafvoll-
streckungskammer des Landgerichts
Landshut den Antrag.

Die nach § 116 Abs. 1 StVollzG statt-
hafte Rechtsbeschwerde erweist sich
als unzulassig.

Allerdings liegen die besonderen Zu-
lassigkeitsvoraussetzungen des § 116
Abs. 1 StVollzG nicht vor, denn die
Nachpriifung der Entscheidung der
Strafvollstreckungskammer ist weder
zur Fortbildung des Rechts noch zur
Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung geboten.

Die Urlaubsgewahrung steht grund-
satzlich im Ermessen der Vollzugsbe-
horde. Der Gefangene hat daher keinen
Rechtsanspruch auf Urlaub, sondern
nur einen Anspruch auf ermessensfeh-
lerfreie Entscheidung (Calliess/Miller-
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Dietz 11.Aufl.§ 13 Rn. 3; Arloth StVollzG
2. Aufl. § 13 Rn: 4). Das Landgericht
hat rechtsfehlerfrei festgestellt, dass
die JVA dem Antragsteller zu Recht Ur-
laub auBerhalb des Geltungsbereichs
des Strafvollzugsgesetzes versagt hat.
Der Unterschied zwischen Vollzugslo-
ckerungen, § 11 StVollzG, Art 13 BaySt
VollzG und Urlaub nach § 13 StVollzG,
Art 14 BayStVollzG besteht darin, dass
bei den Vollzugslockerungen Inhalt
und Zweck sowie Art und Weise der
Durchfiihrung von derVollzugsbehorde
vorgegeben werden, wahrend dagegen
die inhaltliche Gestaltung des Urlaubs
in der Regel dem Gefangenen als Feld
seiner Erprobungin Freiheit tiberlassen
bleibt (Calliess/Mdller-Dietz aaO § 13
Rn. 2).

Urlaub unterbricht die Strafvollstre-
ckung nicht. Zwar gewinnt der Gefan-
geneingewissen Grenzen seine Freiheit
wieder, unterliegt jedoch im Ubrigen
wahrend seines Urlaubs besonderen,
in der Freiheitsstrafe begriindeten
Einschrankungen (vgl. Calliess/Miller-
DietzaaO § 13 Rn. 30). Der Anstaltsleiter
kann dem Gefangenen fiir Lockerungen
und Urlaub Weisungen erteilen (Art
16 Abs. 1 BayStVollzG) und kann den
Urlaub jederzeit unter den in Art. 16
Abs. 2 BayStVollzG genannten Voraus-
setzungen widerrufen. Hieraus folgt,
dass der hoheitliche Zugriff auf den
Strafgefangenen jederzeit, auch wah-
rend seines Urlaubs moglich sein muss.
Auch wenn der Antragsteller sich ledig-
lichin Osterreich aufhalten wiirde, wére
diese hoheitliche Zugriffsmoglichkeit
nicht mehr uneingeschrankt moglich
und der Gefangene ware zumindest
fur einen langeren Zeitraum dem ho-
heitlichen Zugriff entzogen, so dass
dies mit dem Zweck des Urlaubs als
Behandlungs- und Realisierungsmalf-
nahme nicht mehr in Einklang stiinde.
DasLandgerichtistdeshalb, den gesetz-
lichen Regelungen des § 13 StVollzG,
Art. 14 BayStVollzG folgend, zutreffend
zu dem Ergebnis gelangt, dass ausge-
hend von dem Richtliniencharakter der
Verwaltungsvorschrift die JVA kein Er-
messen ausgelibt hat und auch nicht

Rechtsprechung

austiben durfte, als sie die Gewahrung
von Urlaub in X ablehnte. Die Kam-
mer ist zu Recht der obergerichtlichen
Rechtsprechung gefolgt, wonach - es
sich hierbei nicht um eine die Ermes-
sensausiibung der Behdrde regelnde
Verwaltungsvorschrift, sondern umeine
tatbestandsinterpretierende Richtlinie
handelt, die sich auf die Beantwortung
einer Rechtsfrage bezieht.

Trotz des Voranschreitens der euro-
paischen Einheit ist die Entwicklung
noch nicht so weit, dass die insoweit
erforderlichen hoheitlichen MaBnah-
men eines Staates auf dem Gebiet des
anderen Staates unproblematisch mog-
lich waren. Deutsche Vollzugsbehor-
den koénnten daher nicht Gberpriifen,
ob sich der Gefangene an Weisungen
halt; auch ein unmittelbarer Zugriff bei
Missbrauch der Vollzugslockerungen
wadre nicht moglich. Der Senat schlief3t
sich der Rechtsprechung des Oberlan-
desgerichts Frankfurt (Beschluss vom
11.10.1994. NStZ 1995, 208) sowie der
Rechtsprechung des Oberlandesge-
richts Celle (Beschluss vom 13.2.2002
Gz 1 (3) Ws 510/01 zitiert nach Juris
dort Rn. 10 und 11) an, wonach Nr. 1
der Verwaltungsvorschriften zu §§ 11
und 13 StVollzG, Art. 14 BayStVollzG
nichtdie Ermessensaustibung durch die
Vollzugsbehorde regelt, sondern eine
tatbestandsinterpretierende Richtlinie
darstellt, die sich auf die Beantwortung
einer Rechtsfrage bezieht. Es handelt
sich hierbei lediglich um eine Klar-
stellung, unter welchen allgemeinen
Vorabssetzungen uberhaupt Urlaub
nach Art. 14 BayStVollzG in Betracht
kommen kann. Die Anwendung der
Richtlinien liegt nichtim Ermessen der
Behorde, sondern steht unter dem Vor-
behalt, dass sie die Billigungder Recht-
sprechung findet.

Soweit der Antragstelier vortragt, die
Ablehnung des Urlaubs verletze sein
Resozialisierungsintresse sowie sein
Grundrecht aus Art. 6 Abs. 1 GG auf
Schutz von Ehe und Familie, ist fest-
zuhalten, das — durch die Versagung
von Urlauben im Ausland diese Rechte

nicht mit der erforderlichen Eingriffstie-
fe betroffen sind. Als Ausgestaltung
des Strafvollzugs verletzt die Versagung
von Urlaub im Ausland nicht die Men-
schenwdrde sowie die Grundrechte des
Antragstellers.Insbesondere unterliegt
das Grundrechtaus Art.6 GGanerkann-
termal3en den gesetzlichen Einschran-
kungen des Strafvollzugsgesetzes,
§ 196 StVoilzG, Art. 207 BayStVollzG.
Auch Art. 8 EMRK st nicht verletzt,denn
der Eingriff, Vollzug der Strafhaft im
Geltungsbereich des Grundgesetzes, ist
gesetzlich vorgesehen und notwendig
zur Aufrechterhaltung der Ordnung.
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Blicher

ICH GEGEN AMERIKA

Ein deutscher Anwalt in den Fangen
der US-Justiz

Reinhard Berkau

(Rohwolt Taschenbuch Verlag, 72 Seiten
€8,95,-)

Zwei Jahre lang sal3 der Hamburger
Rechtsanwalt Reinhard Berkau unschul-
digin verschiedenen Gefangnissen der
USA (New York, Atlanta, Oklahoma,
Lubbock, Pecos, Oakdale, Miami und
Fort Lauderdale). Er beschreibt seine
Angste, die vollig fremden und unge-
schriebenen Gefangnisregeln, den hau-
fig schockierenden Gefangnisalltag und
die undurchschaubaren Hierarchien in
der Subkultur der Gefangenen und im
Personal. Die schlimmsten Erlebnisse
missen wohl die iberfallartige Verhaf-
tung durch das FBI im Jahre 2006 und
ein absurdes Geschworenenurteil ge-
wesen sein. Letzteres kam zustande,weil
er auf,,Nicht Schuldig” pladiert hatte.

Der Autor berichtet auch Gber das
nach seinen Erfahrungen und Erkennt-
nissen sowohl menschlich als auch
wirtschaftlich unsinnige Strafsystem.
Dabei gehe es nicht im Geringsten um
Resozialisierung, sondern ausschlief3-
lich darum, die Straftater unschadlich
zu machen und die Familien zu zer-
storen. Berkau beschreibt auch sehr
detailliert und kenntnisreich das ,Big
Business” mit der privaten und staatli-
chen Gefangnisindustrie. 2,3 Millionen
Menschen seien damit beschaftigt, Kri-
minelle festzunehmen, hinter Gitter zu
stecken und damit monatlichinsgesamt
8,1 Milliarden Dollar zu verdienen. Ber-
kau teilt auch interessante Fakten und
Zahlen zur Gefangnispopulationinden
USA mit. Der Autor macht deutlich, wie
fundamental sich Recht und Praxis der
USAvon europdischen Rechtsstandards
unterscheiden. Hinzuweisen ist noch
auf das Glossar (Seite 254 ff.), das die
wichtigsten Begriffe auf Englisch und
Deutsch enthalt.

Das Buch ist spannend, lehrreich
unddurchaus aktuell.Ichkann esjedem
empfehlen, dersich fiir die Justizin den
USA interessiert.

Harald Preusker

Evaluation des Justiz-
vollzugs

Ergebnisse einerbundesweiten Feld-
studie

Horst Entorf/Susanne Meyer/

Jochen Mobert (2008)

(Physica-Verlag, Heidelberg, € 84,95)

Evaluation ist eines der wichtigsten
Schlagworter im  strafvollzugspoli-
tischen Diskurs der letzten Jahre. Es
bedeutet zunachst nichts weiter als
Bewertung: Bewertung eines Arbeits-
ergebnisses und der unternommenen
Schritte dorthin, sogar wie hier Bewer-
tung ganzer Organisationen. Ziel sol-
cher Evaluation ist, Handlungswissen
fur die - auch politische — Praxis bereit
zu stellen. Anders formuliert, stattdurch
Alltagstheorien, die nicht bewiesen sind,
wie z. B.,viel hilft viel” soll das Handeln
durch empirisch begriindetes,,evidenz-
basiertes” Wissen geleitet werden.
DasHauptproblemfast jeder Evalua-
tionist, dasssich oftnichtgutunterschei-
den lasst, was Wirkung des Programms
oder der Mal3nahme ist, oder genauer,
welche Wirkung man dem Programm
oderder MaBnahme vertretbarer Weise
zuschreiben kann. Denn im sozialen
Leben gibt es nur sehr selten immer
und unmittelbar wirksame Ursachen. So
flhrt eine bestimmte Behandlung bei
dem Einen zum Erfolg, bei dem Anderen
nicht. Auch ist schwer zu kontrollieren,
ob eingetretene Effekte eventuell auf
anderen Einfliissen als der untersuchten
MaBnahme beruhen. Im Strafvollzug
konnte es neben den Behandlungspro-
grammen z.B. der positive Einfluss der
Eltern oder Freundin des Gefangenen,
aber auch der negative Einfluss von
Mitgefangenen sein, der Wirkungen
zeitigt. Und gerade im Vollzug ist im-
mer auBerdem die Frage zu stellen, ob

neben derangestrebten Hauptwirkung,
einem Leben ohne Straftatenin sozialer
Verantwortung, auch unerwiinschte
Nebenwirkungen eintreten, etwa das
Verlernen der Selbstversorgung.

Evaluation setzt voraus, dass Daten
erhoben und bewertet werden. Das
fihrt manchmal dazu, dass man sich
daraufbeschrankt, leichtzu erlangende
Daten zu sammeln, oder solche Uber
leicht messbare Sachverhalte wie z. B.
die Zahl der Fluchtfalle oder die Ausga-
benfiir das Personal. BeiderVerwertung
der Daten entsteht dann die Gefahr
der Fehlsteuerung, weil eventuell nur
die Prozessqualitat, die sog. Effizienz,
verbessert wird, nicht jedoch die Ziel-
erreichung, die sog. Effektivitat. Bildlich
gesprochen: Der Karren wird besser
geschmiert. Erfahrt jetzt schneller sowie
ohne storendes Quietschen, freilichim-
mer noch in die falsche Richtung.

Trotzdem: Ohne Datenerhebung
keine Evaluation und keine verlassliche
Aussage Uber die Effektivitat einzelner
vollzuglicher MaBnahmen oder der
gesamten Vollzugsorganisation. Denn
selbstverstandlich bedarf der Strafvoll-
zug der Uberpriifung, ob der gesetzlich
angestrebte Zweck - Riickfallverhiitung
- in der Praxis auch erreicht wird. Und
es ist auch wichtig zu wissen, wie viel
Geld im Strafvollzug ausgegeben wird
und wofr das erfolgt.

Somit ist zu begriiBen, dass durch
Entorf und Mitarbeiter der Versuch ei-
ner, wie es vielversprechend heif3t, ,in
diesem Umfang wohlbishereinmaligen
Evaluation des deutschen Strafvoll-
zuges” unternommen wurde. Dessen
Erfolgsziel wird in Ubereinstimmung
mit den geltenden Strafvollzugsge-
setzen wie auch der Rechtsprechung
des BVerfG gesehen in dem maximal
erzielbaren Nutzen fir die Gesellschaft
im Sinne von Schutz vor Kriminalitat
und Rehabilitation der Verurteilten.
Im Weiteren werden aber leider liber-
wiegend 6konomische Fragestellungen
erdrtert und versucht, ,ein moglichst
umfassendes Abbild der entstehenden
Kosten- und Nutzenkomponenten zu
gewinnen” Die den Praktiker besonders
interessierenden Fragen ,what works”
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und nach der Zielerreichung werden
damit nur zum Teil behandelt.
Das Buch ist in vier Kapitel gegliedert:
- Voruberlegungen zur Evaluation des
deutschen Strafvollzuges,
- Ergebnisse einer Inhaftierten- und
Bevolkerungsbefragung,
- Ergebnisse der Befragung von An-
staltsleitungen und
- Analyse der finanziellen Gegeben-
heiten des Justizvollzugs anhand der
Haushaltsplane der Lander.
Mangels einer zu Grunde gelegten,
genuin kriminologischen Theorie wird
man die Studie als eine rechtstatsach-
liche Untersuchung mit iberwiegend
Okonomisch bestimmten Fragestel-
lungen ansehen kdnnen. Steht sie doch
offensichtlich unter den eher alltags-
theoretischen Pramissen, dass Krimina-
litdt nichts anderes als eine Eigenschaft
bestimmter Menschen sei, durch straf-
gerichtliche Verurteilung festgestellt,
die man auBerdem durch oder jeden-
falls im Geféngnis behandeln kann.
Demgemal wird Kriminalitdt nahezu
immer mit Verurteilung, manchmal
sogar mit Inhaftierung gleich gesetzt.
Dieser Mangel an theoretischen krimi-
nologischen Grundlagen zeigt sich am
deutlichsten bei der durchgefiihrten
vergleichenden Befragung der Inhaf-
tierten aus zahlreichen (undim Hinblick
auf ihre jeweilige Zweckbestimmung
auch recht unterschiedlichen!) Justiz-
vollzugsanstalten und deren Vergleich
mit einer Kontrollgruppe aus der ,Nor-
malbevolkerung®”. Deren Mitglieder sind
allerdings im Schnitt etwa 3 Jahre dlter,
haben haufiger die deutsche Staatsan-
gehorigkeit und sind weitaus seltener
Muslime als die Inhaftierten - also ge-
rade nicht gut vergleichbar. Mit diesem
Instrument soll die Riickfallwahrschein-
lichkeit von Straftdtern unter den Gege-
benheiten herkdmmlicher Inhaftierung
sowie die Praventionswirkung von In-
haftierungsmalRnahmen analysiert wer-
den und sollen ,Charakteristiken der
Straftater” erfasst werden, die ,Deter-
minanten zur Erfassung dieser Gro3en”
darstellten.

Die Datenbasis der Studie besteht
damit aus

1. einerbundesweiten Befragungvon
Gefangenenin 31 deutschen Justiz-
vollzugsanstalten, die 1771 auswer-
tbare Fragebogen erbrachte,

2. der Befragung einer Kontrollgrup-
pe aus der kriminell unauffalligen”
Bevolkerung mit 1193 auswertbaren
Fragebogen,

3. der Befragung von 31 Anstaltslei-
tungen und

4. derAuswertungderHaushaltsplane
der Bundeslander in Bezug auf den
Justizvollzug.

Der mit Hilfe der Inhaftierten- und

Kontrollgruppenbefragung unternom-

mene Versuch, die Zielerreichung des

Strafvollzugs aus der Einschatzung

der Inhaftierten einerseits und ,der

kriminell unauffalligen Bevolkerung”

(mittels Befragung der Kontrollgrup-

pe!) andererseits ableiten zu wollen,

Uiberzeugt schon vom Ansatz her nicht.

Man mag dartiber streiten, ob - wie

in der klassischen Ruckfallforschung

- die im Bundeszentralregister einge-

tragenen Wiederverurteilungen die

entscheidenden Informationen Uber
die Wirksamkeit des Vollzuges als Gan-
zes liefern oder ob man sich angesichts
der zahlreichen intervenierenden Fak-
toren vor und nach demVollzug mitder

Messung des Entwicklungsfortschritts

wahrend der Vollzugszeit begniigen

sollte (so Obergfell-Fuchs/Wulf FS 2008

S. 231): Sich ausschlieBBlich auf nicht

naher substantiierte Meinungen unmit-

telbar von der MaBnahme Betroffener

(der Gefangenen) oder nicht unmit-

telbar Betroffener (der ,Normalbevol-

kerung”) zu stiitzen reicht sicher nicht
aus. Denn damit wird weder Riickfall
noch Entwicklungsfortschritt gemes-
sen, sondern allenfalls in bestimmten
und dazu noch nichteinmal reprasenta-
tivenTeilen der Bevolkerung geglaubter
oder empfundener Nutzen. Das aber
ist keine Antwort auf die Frage nach
der Zielerreichung, also der Effektivitat
des Strafvollzugs, ebenso wenig auf die

Frage nach seiner Effizienz. Allenfalls

die Akzeptanz des Strafvollzugs wird

solcher Art gemessen, und dazu noch

in fir die Allgemeinheit wenig repra-
sentativen Gruppen.

Interessantere Ergebnisse ergibt
da schon die durchgefiihrte Anstalts-
leitungsbefragung, wenngleich auch
hier im wesentlichen Meinungen und
Einschdtzungen abgefragt wurden. Ei-
nigermallen aussagekraftig erscheint
immerhin der Personalvergleich der
Anstalten, bezogen auf 100 Gefange-
ne der Jahresdurchschnittsbelegung.
Solche Daten standen allerdings bereits
aus friiheren Antworten auf parlamen-
tarische Anfragen zur Verfligung. Dies
giltebensofiireinenVergleich dersach-
lichen Ausstattung der Anstalten.

Als mit dem wissenschaftlichen In-
strumentarium derVolkswirtschaftsleh-
re an besten leistbar erweist sich der
Vergleich der Landerhaushalte in Bezug
auf den Strafvollzug. Der hier durchge-
flhrte stiitzt sich auf die zwar durchweg
zuverldssige, aber keineswegs immer
vergleichbare Datengrundlage der Lan-
derhaushaltsgesetze. Dies zeigt sich,
wenn man die Tageshaftkosten in den
Bundeslandern vergleichen méchte,
was grundsatzlich sinnvoll ist. Schwie-
rigkeiten entstehen schon dadurch,
dassinden alles dominierenden Perso-
nalkosten in manchen Landern Kosten
zur Beihilfe der Beamten in Krankheits-
fallen, Riickstellungen fiirVersorgungs-
leistungen, Kosten fiir BaumalBnahmen
und Bauunterhaltung enthalten sind,
in anderen nicht. Trotzdem ist ein Ver-
gleich nach Einrechnung der meisten
dieser Unterschiede sinnvoll. Dabei
bleiben dann immer noch manche Be-
sonderheiten vernachlassigt, etwa dass
der bayerische Justizvollzug viel gerin-
gere Kosten flir Gefangenentransporte
hat als andere Lander, weil dort daftr
grundsatzlich die Polizei zustandig ist.
Er ergibt, dass die Haftkosten pro Tag
und Gefangenen im Zeitraum der Jah-
re 2001 bis 2003 in Hamburg mit 91 €
und Schleswig-Holstein mit 90 € am
hochsten, in Baden-Wiirttemberg, Sach-
sen-Anhalt und Sachsen mit 70 € und
Bayern mit 62 € pro Tag am niedrigsten
gewesen sind. Das von Entorf und Mitar-
beitern daraus und aus weiteren Daten
errechnete Nord-Sud Gefille ist zwar
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augenfillig, dirfte jedoch wesentlich
aufdie glinstigere Personalausstattung
derndrdlichen Bundeslander zurlickzu-
fuhren sein.

DaderwichtigsteTeil der Kosten des
Strafvollzugs die Personalkosten sind,
ist der Personalstellenvergleich zwi-
schen den Landesjustizverwaltungen
(bezogen auf 100 Haftplatze) besonders
instruktiv. Unter diesem Gesichtspunkt
leistet sich das reiche Baden-Wiirttem-
berg den billigsten Strafvollzug, das
arme Thiiringen den teuersten. Uber
die Qualitat besagt das naturlich kaum
etwas. Flr den Insider aufschlussreich
ist die Stellenverteilung nach Funktion
und Dienstenin den Bundeslandern, die
teilweise erstaunliche Unterschiede zu
Tage bringt. Auch die Personalkosten-
aufstellungin 1000 € pro 100 Haftplatze
zeigt erneut, dass man insoweit in Ba-
den-Wirttemberg mitam sparsamsten,
in Berlin am ausgabefreudigsten ist.

Fazit: Die Studie imponiert mit grof3-
en Mengen statistischen Datenmateri-
als, allerdings z. T. auch mit unsinnigen
Datensammlungen und -vergleichen.
Noch so komplexe statistische Berech-
nungen bleiben ja nutzlos, wenn die
Datengrundlage oder der theoretische
Ansatz unzureichend ist. So wird etwa
die Zahl der Haftplatze einer JVJAmit der
ZahlderInhaftierten gleichgesetzt, ob-
wohl kurzzuvor festgestellt wurde, dass
die Auslastungsquote der Anstalten
zwischen 57% und 119 % variiert.

Das Buch ist sprachlich nicht ge-
rade leicht lesbar, manchmal schwer
verstandlich formuliert. Zahlreiche
einander widersprechende Feststel-
lungen verunsichern den Leser. Auch
die Schlussredaktion erscheint nicht
zufriedenstellend. Damit ist die Studie
eigentlich nurbrauchbarfiir sowohl gut
vorinformierte als auch kritische Insider.
Weder sinnvoll noch wohl Gberhaupt
lesbar ist sie flirandere am Strafvollzug
Interessierte. Fast ein bisschen schade
im Hinblick auf die eingesetzten perso-
nellen und finanziellen Ressourcen!

Dr. Joachim Walter

Politik trifft Praxis

Landtag NRW / Enquetekommission
~Pravention” (Hrsg.) (2010):

Bericht der Enquetekommission zur
Erarbeitung vonVorschldgen fiir eine
effektive Praventionspolitikin Nord-
rhein-Westfalen. Diisseldorf.

Man mag beklagen, dass erst im No-
vember 2006 ein jugendlicher Straf-
gefangener in der JVA Siegburg durch
seine Mitgefangenen zuTode gebracht
werden musste, bevor nach Abschluss
der Arbeit eines mit dem Sachverhalt
befassten Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses der Landtag von
Nordrhein- Westfalen im Juni 2008 mit
einstimmigem Beschluss aller Frakti-
onen die Enquetekommission ,zur
Erarbeitung von Vorschldgen fir eine
effektive Praventionspolitik in NRW*
einsetzte. Der Beschluss umfasste fol-
genden Auftrag: Die Erkennung und die
Beseitigung von strukturellen Risikofak-
toren fur Jugenddelinquenz (primare
und sekundare Pravention) sowie die
Erarbeitung von Vorschldgen fir eine
» optimierte Ausgestaltung von beste-
henden und der Entwicklung neuer
MaBnahmen der Strafe und Erziehung
delinquenter Jugendlicher”.

Nach nur 18monatiger Arbeit legte die
Enquetekommission im Marz 2010 ih-
ren 246seitigen Abschlussbericht vor.
Im Abschnitt,Grundlagen” werden die
Bedingungszusammenhange dissozi-
alen Verhaltens von jungen Menschen
dargestellt und Risiko- und Schutzfak-
toren in der Entwicklung beschrieben.
Im Kapitel ,Primare Pravention” wer-
den die Moglichkeiten der frihen Hil-
fen, der kommunalen Steuerung und
der Vernetzung von Hilfen sowie das
Thema Medien geschildert.

Im Bereich,sekunddre Pravention” wird
insbesondere die Schnittstellenproble-
matik der Jugendhilfe zur Jugendstraf-
rechtspflege und auch zur Kinder- und
Jugendpsychiatrie beschrieben.

Im ,tertidaren” Bereich werden das Di-
versionsverfahren, der Jugendarrest,
der Jugendstrafvollzug sowie die An-
forderung an die Nachsorge bzw. die
Ubergangsbegleitung thematisiert.

Hier wird auf die besonderen Probleme
junger Mehrfach-und Intensivtater, der
Suchtkranken undjugendlicher Sexual-
tater eingegangen.

Neben diesen theoretischen Abhand-
lungen enthalt der Abschlussbericht
im letzten Kapitel ,Handlungsempfeh-
lungen” fir den Umgang mit Gewalt,
Aggression sowie Delinquenz von Ju-
gendlichen und Heranwachsenden.
Der Enquetebericht enthalt fir alle
Fachrichtungen, die die Entwicklung
junger Menschen vom Kindes- bis zum
Heranwachsendenalter begleiten, im
ersten Teil wesentliche Informationen,
die fir ein tieferes Verstandnis dieser
Arbeit erforderlich sind. Die Handlungs-
empfehlungen, die den Grundkonsens
formulieren, dass Pravention immer
besser ist als Intervention, enthalten
alltagstaugliche Vorgaben, fiirdiein der
Kommune aber auch auf Landesebene
verantwortlichen Politiker. Sie beschrei-
ben zudem eine ressourcenorientierte
Forderung von Kindern und Jugend-
lichen, die ganzheitlich und vernetzt
sein sollte.

Abgeschlossen wird der Enquetebericht
von einem Literaturverzeichnis, das als
Fundgrube fir alle der in der,,Jugend-
arbeit im weiteren Sinne” Tatigen zu
dienen geeignet ist. Abgerundet wird
der Bericht mit einem Glossar, in dem
die wesentlichen einschlagigen Fach-
begriffe erlautert werden.

Insgesamt stelltder Enquetebericht ein
informatives Kurz- Kompendium dar,
dasalleBasics enthalt, liber die mitdem
Umgang mitKindern,Jugendlichenund
HeranwachsendenbetrautenMenschen
informiertsein sollten. Die gewonnenen
Erkenntnisse erstrecken sichim Ubrigen
nichtnuraufdasBundesland NRW.Den
bei der Erarbeitung des Berichtes an-
gehodrten Expertinnen und Experten
aus Wissenschaft und Praxis gebihrt
hierfiir ein besonderer Dank.Insgesamt
sollte der Enquetebericht, der fur 20
€ beim Landtag NRW zu beziehen ist,
zur Pflichtlektire aller mit Jugendarbeit
im weitesten Sinne Befassten — sowohl
in der Praxis aber auch in der Politik —
gehoren.

Michael J. Mentz
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Samtliche Preise sind incl. 7% Mehrwertsteuer sowie Versandkosten.
Die Kuindigungsfrist fur den Bezug der Zeitschrift betragt drei Monate.

8,00 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)
6,50 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)
1,50 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)

Redaktionsanschrift
Forum Strafvollzug
Prof. Dr. Bernd Maelicke
Ringstrale 35

24114 Kiel
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Lennart Bublies

Layout und Satz
Reusch-Design, Verena Reusch
www.reusch-design.com
email@reusch-design.com

Anzeigen

Verena Reusch

Telefon 08321/6768963
Mobil 0151/56912715
email@reusch-design.com

Druck, Versand, Versandgeschiftsstelle
Justizvollzugsanstalt Heimsheim
Mittelberg 1, 71296 Heimsheim

Telefon 070 33/30 01-410
druckerei-h@jvaheimsheim.justiz.owl.de

Druckunterlagen

Grafiken/Schaubilder kdnnen nur dann veréffent-
licht werden, wenn sie als Datei zur Verfligung
gestellt werden. Datentrdger vom PC kdnnen
weiterverarbeitet werden.

Erscheinungsweise
alle 2 Monate

Mitteilungen, die sich auf den Bezug der Zeit-
schrift beziehen (Bestellungen, Abbestellungen,
Anschriftendnderung usw.) sind an die Versand-
geschiftsstelle zu richten.

Mitteilungen oder Einsendungen, die sich auf
den Inhalt der Zeitschrift beziehen, sind an die
Redaktionsadresse zu richten.

Fir unverlangt eingesandte Manuskripte wird
keine Haftung tibernommen, sie kénnen nur
zurlickgegeben werden, wenn Riickporto bei-
gefligt ist.

Namentlich gekennzeichnete Beitrage geben die
Auffassung des Verfassers wieder.

Die Redaktion Gibernimmt fiir die Anzeigen keine
inhaltliche Verantwortung.

Bild Steckbriefe (Hintergrundbild):
© Christian Nitz / Fotolia.de

Nutzen Sie das Online-Bestell-
formular auf unserer Homepage:
www.forum-strafvollzug.de
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Thema: Angst




Niedersachsisches Justizministerium

Die JVA Bremervorde wird die erste in 6ffentlich-privater Partnerschaft errichtete und betriebene Justizvollzugsanstalt des Landes Niedersachsen.
Der Baubeginn ist fiir 2011 geplant, sie wird voraussichtlich Anfang 2013 ihren Betrieb aufnehmen. Wahrend der Bauphase ist ein Aufbaustab bei
dem Niedersachsischen Justizministerium gebildet, der unmittelbar der Abteilungsleitung,,Justizvollzug” zugeordnet ist.

Fiir die Mitarbeit im Aufbaustab und fiir die spdtere Tatigkeit bei der JVA Bremervorde sucht das Niedersachsische Justizministerium:

a) Referent/Referentin im Aufbaustab und zukiinftige Leiterin bzw. zukiinftiger Leiter der JVA Bremervérde
Aufgaben:
- Erarbeitung eines Kooperationsmodells mit dem privaten Investor auf der Grundlage des Vertragswerks,
Erarbeitung einer Organisationsstruktur und eines Personal- und Vollzugskonzepts fiir die zukiinftige Anstalt sowie Definition der Schnittstellen zu
den privatisierten Aufgaben,
Begleitung der Bauplanung und -ausfiihrung sowie der Projektorganisation,
Leitung der JVA Bremervirde nach Inbetriebnahme,
« Team- und Organisationsentwicklung,
« Offentlichkeitsarbeit.
Anforderungen:
Abgeschlossenes Hochschulstudium (Masterstudiengang oder entsprechende Qualifikation) vorzugsweise in Rechtswissenschaften, Psychologie oder Betriebswirtschaft.
- Voraussetzung fiir den zukiinftig im Blick der Offentlichkeit stehenden Dienstposten der Anstaltsleiterin/des Anstaltsleiters ist eine mehrjahrige Erfahrung als Fiihrungskraft
im Justizvollzug.
Neben einer strategischen und betriebswirtschaftlichen Kompetenz werden ausgeprégte Organisations- und Fiihrungsfahigkeiten erwartet.
Durchsetzungsvermdgen und Verhandlungsgeschick
Engagement und Kreativitdt bei der Gestaltung neuer leistungsfahiger Strukturen im niederséchsischen Justizvollzug sind unverzichtbar.

Der Dienstposten der Anstaltsleiterin/des Anstaltsleiters ist mit A 16 BBesO bewertet.

b) Bearbeiterin/Bearbeiter im Aufbaustab und zukiinftige Fachbereichsleitung Finanzen und Versorgung bei der JVA Bremervorde
Aufgaben:
«  Entwicklung eines finanztechnischen Evaluationskonzepts fiir die JVA Bremervorde,
Kontinuierlichen Uberpriifung der Auswirkungen der Bauplanung und -ausfiihrung auf das Finanzierungskonzept
Mitwirkung bei der Erarbeitung einer Organisationsstruktur und eines Personal- und Vollzugskonzepts fiir die zukiinftige Anstalt sowie Definition der Schnittstellen zu den
privatisierten Aufgaben,
Priifung und Feststellung der Leistungsverrechnung mit dem SBN fiir die Begleitung der Bauplanung- und -ausfiihrung,
Ubernahme der Fachbereichsleitung Finanzen und Versorgung nach Inbetriebnahme der JVA Bremervrde,
« Aufbau eines Finanzcontrollings fiir die Privatisierungsbereiche
Anforderungen:
Abgeschlossenes Fachhochschulstudium vorzugsweise der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt der Fachrichtung Justiz (ehemals gehobener Vollzugs- und Verwaltungs-
dienst)
Betriebswirtschaftliche Kenntnisse und Erfahrungen in der Kosten- und Leistungsrechnung und im Controlling als Fachbereichsleiterin oder Fachbereichsleiter Finanzen in einer
Justizvollzugseinrichtung oder aus vergleichbaren Tatigkeiten in anderen Verwaltungsbereichen.
Organisations- und Fiihrungskompetenz
Durchsetzungsvermdgen und Verhandlungsgeschick
Engagement und Kreativitdt bei der Gestaltung neuer leistungsfahiger Strukturen im niederséchsischen Justizvollzug sind unverzichtbar.

Der Dienstposten der Fachbereichsleitung Finanzen und Versorgung ist bis zur BesGr. A 13 bewertet

<) Bearbeiterin/Bearbeiter im Aufbaustab und zukiinftige Fachbereichsleitung Sicherheit bei der JVA Bremervirde

Aufgaben:

« Mitwirkung bei der Bauplanung und -ausfiihrung

« Zusammenarbeit mit dem SBN
Erarbeitung eines Sicherheitskonzeptes, eines Sicherheitscontrollings, von Alarm- und Sicherungsplénen sowie der Einsatzakte fiir die JVA Bremervorde unter Beriicksichtigung
der Schnittstellen zum privaten Auftragnehmer,
Ubernahme der Fachbereichsleitung Sicherheit der JVA Bremervirde

- Uberpriifung der Einhaltung der Service-Level-Agreements (SLA)

Anforderungen:
Abgeschlossenes Fachhochschulstudium vorzugsweise der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt der Fachrichtung Justiz (ehemals gehobener Vollzugs- und Verwaltungs-
dienst)
Kenntnisse und Erfahrungen als Fachbereichsleiterin oder Fachbereichsleiter Sicherheit oder als Vollzugsabteilungsleiterin oder -leiter in einer Justizvollzugseinrichtung
Organisations- und Fiihrungskompetenz
Durchsetzungsvermdgen und Verhandlungsgeschick
Engagement und Kreativitdt bei der Gestaltung neuer leistungsfahiger Strukturen im niedersachsischen Justizvollzug sind unverzichtbar.

Der Dienstposten der Fachbereichsleitung Sicherheit ist bis zur BesGr. A 12 bewertet.
Alle ausgeschriebenen Dienstposten sind nicht teilzeitgeeignet. Sie sind ab Januar 2011 zu besetzen. Dienstsitz ist zundchst Hannover und voraussichtlich ab 2012 Bremervérde.
Fiir Fragen steht Herr Paustian, Tel. 0511 120 / 5228, gerne zur Verfiigung.

Die Landesregierung ist bestrebt, den Anteil der Frauen in allen Positionen der Landesverwaltung zu erhdhen und fordert deshalb qualifizierte Frauen nachdriicklich auf, sich
zu bewerben. Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei sonst gleicher Eignung bevorzugt beriicksichtigt.

Bewerbungen sind bis zum 10.01.2011 auf dem Dienstweg an das Niedersachsische Justizministerium, Am Waterlooplatz 5 a, 30169 Hannover zu richten.
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SEK Zugriffshandschuh, ’
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Dunner, griffiger Echt-Leder Handschuh mit 3 \

schnitthemmender und stichhemmender
Einlage aus superleichtem Spectra.

Grofen: XS - 3XL (6-12) | Schwarz
Best-Nr.: 4543 € 47,00

Entspricht den CE Vorschriften:

TOV geprift, EN388, EN 420
Abriebfestigkeit: Klasse 3 (von 0-4)
Schnittfestigkeit: Klasse 5 (von 0-5)
Weiterreilfestigkeit: Klasse 4 (von 0-4)
Durchstichfestigkeit: Klasse 1 (von 0-4)
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Adidas GSG 9-2 Stiefel

Der GSG 9-2 ist die Weiterentwicklung des Klassikers GSG 9. Neu ist das
Klimasystem mit saumversiegelter Klima Pro Membrane und somit wasser-
resistent. Verbesserte TRAXION -Sohle, die griffig und rutschfest ist. Mit
bequemer Klima-Innensohle, Stabilisatoren und Auftrittsdampfung

versehen. Grofer, sicherer Arbeitsradius I

und somit auch fir taktische Einsatze wie
Superhelle LED-Lampe

Abseilen sehr geeignet.
Rutschfeste Sohle
DIN EN 344-1.4.3.4
Best-Nr. 4613 € 164,95
Aus Aluminium mit 14 LED's 105 mm lang,

30/34 mm Durchmesser Best.-Nr. 7756
€ 164,95

Justiz-Bar
15 cm, Best.-Nr. 7756 € 11,99

Ausriistung und
Bekleidung
auf 225 Seiten

STRAFVOLLZUG VON A-Z

Kostenlose Beilage zu Forum Strafvollzug

Mit der Sammlung Strafvollzug von A-Z wollen wir
einen Beitrag leisten zur Erklarung von zentralen Begriffen
des Justizvollzuges sowie der Straffélligenhilfe.

In jeder Ausgabe werden etwa 8 Begriffe naher erldutert, zum Teil mit Hinwei-
sen zu gerichtlichen Entscheidungen oder sonstigen Vertiefungen.

Wir sprechen mit diesem Service insbesondere die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an, die sich noch in der Ausbildung befinden. Durch das Heraus-
nehmen und Sammeln der Einlagen entsteht ein ,Fachlexikon”, das fortlaufend
erganzt werden kann und auch fur erfahrene Fachkréfte wertvoll ist.

Die Stichworte gliedern sich im Wesentlichen in drei Kategorien:

- Grundbegriffe (zentrale, ibergeordnete Begriffe des Strafvollzugs)

- Praxisbegriffe (Alltagliches aus der Praxis des Strafvollzugs,
oftmals in Ubersichten oder Schemata)

- Rechtsprechung (aktuelle Rechtsprechung, verstandlich
und auf den wesentlichen
Entscheidungsinhalt aufgearbeitet).

A-Z wird jedem Heft beigelegt, den Ordner
kénnen Sie gesondert fiir 6,50 EUR
zzgl. Versand bestellen.

Ideal fiir Aus- und Weiterbildung

Ubstadter StraRe 36
76698 Ubstadt-Weiher
Telefon: 07251 / 96510

ENFORGER

|20 72 (E LTS IS

Telefax: 07251 / 965114

wiw ENFORCER e  riliale Beriin: Rankestrate 14

Ubrigens ...

foru”

... wussten Sie schon, dass Sie bei uns auch lhren
kompletten Jahrgang binden lassen konnen?

Wir fertigen lhnen fiir jeden Jahrgang eine
Einbanddecke fiir nur 8,00 € an.

Auf Wunsch binden wir aus Ihren Zeitschriften,
die Sie uns gerne zusenden kénnen, ein Buch
zum Preis von 30,50 € inclusive Silberpragung.

Alle Preise jeweils zuziiglich Porto und Verpackung.

Druckerei & Buchbinderei der JVA Heimsheim
Mittelberg 1

71296 Heimsheim

Telefon:07033-3001-410 Fax:-4.11

E-Mail: druckerei-h@jvaheimsheim.justiz.bwl.de
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	Das baden-württembergische Qualitätskonzept "Bürgerschaftliches Engagement im Justizvollzug"
	Podknast.de

	International
	Richter und Strafvollzug
	Winds of Change - Neue Strafrechtsentwicklung in den USA
	Expertenanhörung der EU-Kommisssion zu einem Grünbuch über den Justizvollzug
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